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185. Sitzung 

Bonn, den 20. Mai 19S5 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 15.02 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll die heutige Tagesord-
nung erweitert werden um die 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD betr. Verwaltungsrat der 
Lastenausgleichsbank (Drucksache IV/3433) 

Widerspruch erfolgt nicht; damit ist der Punkt auf 
die Tagesordnung gesetzt. 

Ich _glaube, wir können diesen Punkt auch gleich 
verabschieden. — Gegen die Verabschiedung wird 
kein Widerspruch eingelegt. Das Haus ist einver-
standen; es ist so beschlossen. 

Nach einer Mitteilung des Vorsitzenden des Haus-
haltsausschusses muß das Verkehrssicherstellungs-
gesetz in der Fassung der Beschlüsse des Aus-
schusses gemäß § 96 der Geschäftsordnung dem 
Haushaltsausschuß überwiesen werden. — Das Haus 
ist auch damit einverstanden; es ist so beschlossen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Inneres hat 
mit Schreiben vom 20. Mai darum gebeten, Punkt 13 
der heutigen Tagesordnung — zweite und dritte 
Beratung des Entwurfs eines Erkennungsmarken-
gesetzes — abzusetzen, da die Vorlage nochmals im 
Ausschuß behandelt werden muß. Zu diesem Zweck 
müßte allerdings die Rückverweisung an den Aus-
schuß beschlossen werden. Ich nehme an, daß das 
Haus mit der Absetzung von der heutigen Tages-
ordnung und mit der Rückverweisung an den zu-
ständigen Ausschuß einverstanden ist. — Es ist so 
beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden ohne Verlesung 
in den Stenographischen Bericht aufgenommen: 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 23. Februar 1962 die nachstehenden Vor-
lagen überwiesen: 

Einundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — Drucksache IV, 
3432 —

an den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 23. Juni 1965 

Vierundzwanzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1965 (Holzhäuser usw.) — Drucksache IV/3431  — 

an  den Außenhandelsausschuß mit der Bitte um fristgemäße Be-
handlung. 

Zu den in der Fragestunde der 184. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 19. Mai 1965 gestellten 
Fragen des Abgeordneten Dr. Müller-Emmert 
Nrn. VII/3 und VII/4 ist inzwischen die schriftliche 
Antwort des Bundesministers Dr. Dahlgrün vom 
19. Mai 1965 eingegangen. Sie lautet: 

Zu Frage VII/3: 
Nach den mir vom Amt für Verteidigungslasten Frankfurt/M. 

übermittelten Angaben ist der Stand der Abwicklung der Ent-
schädigungsfälle wie folgt: 

Von den deutschen Behörden wurden 
2237 Schadensfälle mit Entschädigungsvorschlägen über rd. 
3,6 Mio DM 

den amerikanischen Streitkräften zur Entscheidung vorgelegt. 
Etwa 500 Schadensfälle sind noch von den deutschen Behörden 
zu erledigen. 

Die amerikanischen Streitkräfte haben in 
579 Schadensfällen Entschädigungen in Höhe von rd. 
465 000,— DM 

gewährt. 

Zu Frage VII/4: 
Zu der in Ihrer zweiten Frage enthaltenen Anregung darf ich 

bemerken, daß der Bund bislang bei Entschädigungen, welche 
die ausländischen Streitkräfte selbst zu leisten haben, aus grund-
sätzlichen Erwägungen nicht in Vorlage getreten ist. In Anbe-
tracht der besonderen Umstände des Brandaris-Komplexes habe 
ich jedoch veranlaßt zu prüfen, ob nicht wenigstens in beson-
deren Härtefällen Ihrer Anregung in geeigneter Weise ent-
sprochen werden kann. 
Von dem Ergebnis der Prüfung werde ich Sie unterrichten. 

Wir kommen damit zu Punkt 1: 

Fragestunde (Drucksachen IV/3424, IV/3425) 

Zuerst rufe ich die Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Wirtschaft auf, und 
zwar beginnen wir mit der Frage VIII/1 — des Herrn 
Abgeordneten Paul —: 

Sind die Zeitungsberichte zutreffend, daß der Bundeskanzler 
am 10. Mai 1965 vor der Aktionsgemeinschaft „Soziale Markt-
wirtschaft" eine heftige Kritik an der Zusammensetzung der 
Ausschüsse im Deutschen Bundestag geübt und von einer „Addi-
tion von Gruppeninteressen im Parlament" gesprochen hat? 

Bitte sehr, Herr Bundesminister! 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
Frage beantworte ich für den Herrn Bundeskanzler 
wie folgt. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich 'in seinen Aus-
führungen anläßlich der Tagung der Aktionsgemein-
schaft Soziale Marktwirtschaft am  10./11. Mai 1965 
mit dem Überhandnehmen von Interessentenanfor-
derungen kritisch auseinandergesetzt und auf die 
Gefahr hingewiesen, die  für die Gesellschaft daraus
entstehen könne. Er hat damit ein heute viel disku-
tiertes Problem angesprochen und dabei besonders 
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Bundesminister Schmücker 
bedauert, daß auch einige Parlamentarier die Dinge 
zu sehr aus der Sicht ihres Berufsstandes heraus be-
urteilen und sich damit zum Sprecher von Gruppen 
machen. Der Herr Bundeskanzler hat  in  diesem Zu-
sammenhang zu bedenken gegeben, daß bei aller 
Notwendigkeit, das Fachwissen ausreichend heran-
zuziehen, die Zusammensetzung der Ausschüsse 
nicht zu einseitigen Beschlüssen führen dürfe; denn 
eine Addition von Gruppeninteressen im Parlament 
müsse vermieden werden. 

Dem Herrn Bundeskanzler ging es bei seinen Aus-
führungen nicht um die Kritik, sondern um die Mah-
nung, nicht vorwiegend die Interessen bestimmter 
Gruppen des Volkes 2u vertreten, sondern sich 
jederzeit der  Verpflichtung dem ganzen Volke 
gegenüber bewußt zu ,sein, so wie es bekanntlich in 
Art. 38 desGrundgesetzes festgelegt ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Paul. 

Paul (SPD) : Herr Bundesminister, wäre es nicht 
sinnvoller gewesen, wenn der Herr Bundeskanzler 
diese  seine  Auffassung vor dem Bundestag oder, 
was vielleicht noch zweckmäßiger gewesen wäre, 
vor den einzelnen Fraktionen des Bundestages, ins-
besondere den ihm befreundeten Fraktionen, ver-
treten hätte? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege Paul, mir ist zwar das Datum nicht geläufig; 
ich kann aber aus ,der Erinnerung dochsagen, daß 
der Herr Bundeskanzler dieses Problem im Plenum 
häufig angesprochen hat. Es ist auch richtig, daß man 
Fragen, die hier im Hause 'diskutiert werden, eben-
falls draußen in anderen Gremien behandelt. 

Paul (SPD) : Sind Sie der Meinung, Herr Bundes-
minister — Sie haben Idle  Frage auch selber ange-
schnitten —, daß ein Parlament, das vom Volk ge-
wählt ist, in den  Ausschüssen — gegenüber den 
Fachleuten der Ministerien — mit Nichtfachleuten 
sitzen soll?  

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege Paul, ich sehe in  der Politik nicht die Summe 
von Fachwissen, sondern eben che Notwendigkeit, 
über das Fachwissen hinaus eine politische Entschei-
dung zu fällen. Der Herr Bundeskanzler hat selber 
darauf hingewiesen, daß natürlich das Fachwissen 
ausreichend herangezogen werden muß. Aber wir 
sind nicht eine Ständeversammlung, sondern ein 
politisches Parlament. Ich glaube, dorthin sollten wir 
auch das Schwergewicht legen. 

(Beifall in  der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Bundesminister, können Sie 
uns Auskunft darüber geben, an welche Gruppen der 
Herr Bundeskanzler gedacht hat, ,die hier im Parla-
ment ihr Interesse addiert haben sollen? 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Nein. 
Ich glaube, .Sie brauchen nur die Rede nachzulesen. 
Dort ist angedeutet, an wen der Herr Bundeskanzler 
gedacht hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Bundesminister, würden Sie 
mir meine Arbeit erleichtern und mir die Gruppen 
hier nennen? 

(Heiterkeit.) 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege, ich will Ihnen gern die  Arbeit erleichtern. 
Ich glaube, das ist ein Problem, das uns alle in allen 
Berufen angeht. Hier gibt es keine Ausnahme für 
irgendwen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage VIII/2 — des Herrn Abgeordneten Dr. Ko-
hut —: 

Wie lange will die Bundesregierung die durch das Röhren-
embargo geschädigten Firmen auf die Erfüllung ihrer berechtig-
ten Entschadigungsansprüche noch warten lassen? 

Herr Bundesminister, darf ich bitten! 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Abgeordneter Dr. Kohut, Sie haben in Ihrer Frage 
eine Behauptung aufgestellt, der ich zunächst wider-
sprechen muß. Ich tue das nicht nur, weil es der 
Einzelfall erfordert, sondern weil ich meine, daß 
grundsätzlich Fragen der Fragestunde keine Unter-
stellungen enthalten dürfen. Sie unterstellen die 
Berechtigung von Entschädigungsansprüchen im Zu-
sammenhang mit dem Großrohrembargo vom Herbst 
1962. Die Bundesregierung hat in keiner Form das 
Bestehen derartiger Ansprüche anerkannt. Es ist 
über das Entschädigungsverlangen der betroffenen 
Röhrenhersteller, der drei Konzerne, ausführlich dis-
kutiert worden. Das Ergebnis dieser Erörterungen 
ist: die Bundesregierung erkennt die Berechtigung 
des Petitums nicht an. Das ist auch den Konzernen 
bekannt. 

Zum besseren Verständnis der Situation möchte 
ich darauf hinweisen, daß es sich hier für die Bun-
desregierung nicht um eine Frage, sagen wir, nur 
des guten Willens handelt. Mit der Anerkennung 
einer Entschädigungspflicht des Bundes gegenüber 
den Röhrenherstellern würde weit über den Einzel-
fall hinaus ein für die Anwendung des Außenwirt-
schaftsgesetzes höchst wichtiges Präjudiz geschaffen. 
Auch darüber ist mit den Vertretern der Konzerne 
in aller Offenheit gesprochen worden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Kohut. 

Dr. Kohut (FDP) : Hält es die Bundesregierung 
nicht für selbstverständlich, daß ein Industriezweig, 
der durch plötzliche unvorgesehene politische Maß-
nahmen des Parlaments geschädigt wird, für den 
Schaden, den er erlitten hat, entsprechenden Ersatz 
bekommt? 
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Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Ver-
zeihen Sie, Herr Kollege. Ich muß dann wieder an 
die Debatte erinnern: Im Außenwirtschaftsgesetz ist 
festgelegt, daß diese Eingriffsmöglichkeit des Parla-
ments besteht. Das heißt für den Unternehmer: er 
muß mit dieser Möglichkeit rechnen; insofern ist sie 
nicht unvorhergesehen. Da Sie das als Grundlage 
Ihrer Frage benutzt haben, entfällt nach meiner Mei-
nung der zweite Teil, denn die Grundlage ist nicht 
richtig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Kohut. 

Dr. Kohut (FDP) : Ist nicht in aller Offentlichkeit 
deutlich geworden, daß dieser Beschluß des Parla-
ments .nur durch den taktischen Auszug einer Partei 
hier im Parlament zustande gekommen ist, also ein 
reines Zufallsergebnis ist? 

(Abg. Rasner: Streng geschäftsordnungs-
mäßig!) 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Es 
steht mir nicht zu, das Zustandekommen von Parla-
mentsmehrheiten zu werten. Ich glaube, ein recht-
licher Einwand gegen das Zustandekommen dieses 
Beschlusses ist nicht möglich. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe auf die 
Fragen VIII/3 und VIII/4 — des Herrn Abgeordne-
ten Seibert —: 

Treffen Vermutungen zu, denen zufolge der Bundeswirtschafts-
minister am 28. April 1965 den Vertretern von Großunterneh-
men des Einzelhandels im Wettbewerb mit dem mittelständischen 
Handel eine Selbstbeschränkung nahegelegt haben soll? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Selbstbe-
schränkung wie in Frage VIII/3 bezeichnet und ein Verzicht 
auf — von der Kostenlage rationeller Verteilerbetriebe aus be-
trachtet — mögliche Preissenkungen die Gefahr in sich bergen, 
das Warenangebot zu verteuern bzw. Verbilligungen zu ver-
hindern? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwor-
tung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt noch 
nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungsbericht 
abgedruckt. 

Die Fragen VIII/5 und VIII/6 sind vom Fragestel-
ler zurückgezogen worden. 

Die Fragen III/1 und III/2 aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für das Post- und Fern-
meldewesen sind vom Fragesteller zurückgestellt. 

Damit kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern, zu-
nächst zur Frage V/1 — des Herrn Abgeordneten 
Jahn —: 

Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, meine Frage zu 
beantworten, ob sie willens ist, im Entwurf des Vierten Geset-
zes zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 
Vorschriften eine Änderung des § 53 Abs. 2 Bundesbesoldungs-
gesetz dahin vorzuschlagen, daß Richter in der Eingangsgruppe 
ihrer Laufbahn bereits von der 6. Dienstaltersstufe an das 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 14 erhalten können? 

Der Fragesteller ist nicht anwesend. Die Frage 
wird dann schriftlich beantwortet werden. 

Ich rufe auf die Frage V/2 — des Herrn Abgeord-
neten Dr. Kempfler —: 

Hat die Bundesregierung schon darüber Erwägungen angestellt, 
ob die Tatsache der erhöhten Lebenserwartung und der gestei-
gerten Leistungsfähigkeit im Alter nicht Konsequenzen in der 
Beamtengesetzgebung, namentlich hinsichtlich der Festsetzung dei 
Altersgrenzen haben muß? 

Die Frage wird von Herrn Abgeordneten Hübner 
übernommen. Herr Bundesminister, ich darf bitten. 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Die An-
regung ist außerordentlich interessant. Trotzdem 
glaubt die Bundesregierung ihr nicht entsprechen zu 
können, und zwar aus folgenden Gründen. Die 
Lebenserwartung hat sich zweifellos erhöht. In der 
letzten Zeit hat sich aber herausgestellt, daß gerade 
bei den Männern über 50 Jahre die Sterblichkeit 
nicht unerheblich angestiegen ist. Im übrigen müssen 
im Tarifbereich wie im Besoldungsbereich die Gren-
zen der Pensionierung ungefähr dieselben sein. An-
gesichts der allgemeinen Tendenz im Tarifbereich 
glaube ich nicht, daß eine solche Übereinstimmung 
freiwillig zu erzielen wäre. Im übrigen sind auch die 
Zahlen über die vorzeitige Erwerbsminderung nicht 
unbedenklich. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage! 

Hübner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, lassen 
Ihre Ausführungen nicht den Schluß zu, daß dann 
die in § 41 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes ge-
troffene Regelung, wonach Verlängerungen über das 
65. Lebensjahr hinaus von Jahr zu Jahr bis zum 
70. Lebensjahr vorgenommen werden können, eben-
falls ihre Existenzberechtigung verloren hat? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Nein. Diese 
Verlängerungen sind individueller Natur und ereig-
nen sich immer wieder. Ich halte sie auch für berech-
tigt. Gerade in diesem Bereich ist die individuelle 
Entwicklung naturgemäß ganz besonders praktisch. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage! 

Hübner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sehen 
Sie nicht in diesen Regelungen einen Sperriegel 
gegen den Aufstieg verdienter Spezialisten, die da-
durch gehindert werden, in Stellen nachzurücken, 
weil ihnen Kräfte, die das 65. Lebensjahr schon pas-
siert haben, die Posten wegnehmen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Das sind 
durchweg Ausnahmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Frage V/3 — 

des  Herrn Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen — 
ist vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Ich rufe dann auf die Frage V/4 — des Herrn 
Abgeordneten Kahn-Ackermann —: 

Ist die Bundesregierung bereit, bei von der deutschen 
UNESCO-Kommission auszusprechenden Einladungen an Ange-
hörige osteuropäischer Länder die langwierigen Visaprozeduren 
durch ein vereinfachtes Verfahren abzukürzen? 

Sie wird von Frau Geisendörfer übernommen. 
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Höcherl, Bundesminister des Innern: Von „lang-
wierigen Visaprozeduren" kann nicht mehr die 
Rede sein, weil die Bearbeitungszeit auf 14 Tage 
verringert worden ist. Im internationalen Vergleich 
ist das eine sehr kurze Bearbeitungszeit. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Geisendörfer! 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, da die Frage auf Grund tatsächlicher Ereig-
nisse gestellt worden ist, möchte ich fragen: darf ich 
Ihre Antwort so interpretieren, daß der Kulturaus-
tausch durch die deutsche UNESCO-Kommission in 
Zukunft erleichtert werden soll und durch diese 
neuen Bestimmungen nicht mehr erschwert und 
belastet wird? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich möchte 
sagen: über das schon erreichte Maß hinaus erleich-
tert werden soll. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe auf die 
Frage V/5 — des Herrn Abgeordneten Dröscher —: 

Wann können die Familien der Wehrpflichtigen, die zur Zeit 
ihren Grundwehrdienst leisten, mit der seit langem in Aussicht 
gestellten Erhöhung der Sätze des Unterhaltssicherungsgesetzes 
rechnen? 

Bitte, Herr Bundesminister! 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Das Bundes-
innenministerium hat an das Verteidigungsministe-
rium, mit dem es gemeinsam federführend ist, eine 
Vorlage geschickt. Es sind aber so viele Fragen 
über Pauschalierungen und sonstige Änderungen 
entstanden, daß bisher keine Einigung erzielt wer-
den konnte, die vorlagereif wäre. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage! 

Dröscher (SPD) : Herr Bundesminister, erkennen 
Sie an, daß der Zustand für Tausende von Familien 
von Wehrpflichtigen, welche jetzt seit vier Jahren 
auf die gleichen Sätze angewiesen sind, die ins-
besondere in der unteren Stufe außerordentlich 
niedrig sind, unerträglich wird, wenn nicht bald 
etwas geschieht? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Das ergibt 
sich aus der Vorlage des Innenministeriums. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Bis wann, glauben Sie, Herr 
Bundesinnenminister, wird dieses Ziel erreicht sein? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich kann 
keinen genauen Zeitpunkt angeben weil  die  Mit-
entscheidung in einem anderen Hause liegt. Ich 
werde aber alles tun, um die Dinge zu beschleu-
nigen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Börner. 

Börner (SPD) : Nachdem dieser Fragenkomplex 
das Hohe Haus schon mehrfach beschäftigt hat, frage 
ich Sie: Würden Sie mit mir darin übereinstimmen, 
daß es gerade im Hinblick auf die baldige Erhöhung 
des Wehrsolds sinnvoll wäre, beide Gesetzgebungs-
werke synchron zu verabschieden, weil sie den 
gleichen Personenkreis betreffen? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Ich stimme 
Ihnen zu. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Börner. 

Börner (SPD) : Würden Sie sich im Kabinett dafür 
einsetzen, daß die Vorlage möglichst innerhalb der 
nächsten 14 Tage an den Bundestag geht, weil sonst 
die Verabschiedung vor Ende der Legislaturperiode 
gefährdet sein könnte? 

Höcherl, Bundesminister des Innern: Was von 
meiner Seite aus geschehen kann, wird geschehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Bundesminister. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Justiz, zuerst zur 
Frage VI/1 — des Abgeordneten Dr. Bucher —: 

Trifft es zu, daß in dem Falle des am 27. November 1947 vom 
Schwurgericht Lindau wegen Mordes zu Zuchthaus und Siche-
rungsverwahrung verurteilten Johann Lettenbauer die Polizei-
behörde von Eitorf am 9. Januar 1950 in einem Schreiben die 
Kriminalpolizei in Lindau darauf hingewiesen hat, daß für jenen 
Mord zwei andere Personen als Täter in Frage kommen? 

Sie wird übernommen von dem Abgeordneten Dürr. 

Herr Bundesminister, darf ich bitten! 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Wie mir 
das Bayerische Staatsministerium der Justiz mit-
geteilt hat, trifft es zu, daß die Polizeibehörde in 
Eitorf mit Schreiben vom 9. Januar 1950 den Polizei-
behörden in Lindau, Konstanz, Ludwigshafen und 
Friedrichshafen mitgeteilt hat, nach vertraulicher 
Mitteilung seien der Gärtner Junge und der 
Arbeiter Schwall verdächtig, in den Jahren 1945 
oder 1947 in der Gegend am Bodensee ein Kapital-
verbrechen verübt zu haben, bei welchem eine Frau 
und ein Kind mit einem Beil und mit einer Flasche 
erschlagen worden seien. 

Die Kriminalpolizei in Lindau gab die Mitteilung 
an das Kriminalpolizeikommissariat in Ravensburg 
ab, das den Fall im Jahre 1947 bearbeitet hatte. 
Diese Behörde teilte der Kriminalpolizei in Eitorf 
mit Schreiben vom 1. Februar 1950 mit, der Fall sei 
geklärt, der Täter hatbe ein umfassendes Geständ-
nis abgelegt und sei inzwischen abgeurteilt worden. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zu r 
Frage VI/2 — des Abgeordneten Dr. Bucher —: 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Beamten der Kriminal-
polizei in Eitorf von der Staatsanwaltschaft in Kempten zum 
Stillschweigen über die in Frage VI/1 erwähnten und die damit 
zusammenhängenden Vorgänge verpflichtet worden sind? 

Sie wird ebenfalls von Herrn Abgeordneten Dürr 
übernommen. 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Die von 
Ihnen angeführten Pressemeldungen treffen nach 
Mitteilung des Bayerischen Staatsministeriums der 
Justiz nicht zu. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dürr. 

Dürr (FDP) : Herr Minister, wären solche Schwei-
gegebote, wenn es sie je gegeben hätte oder 
wenn sie in anderen Fällen ergehen würden, über-
haupt von irgendeiner Rechtsnorm gedeckt? 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Sie wis-
sen, unter welchen Umständen die Behörden ein 
Schweigegebot verhängen können. Das könnte ge-
schehen, wenn das öffentliche Wohl gefährdet wäre 
und dergleichen Umstände vorliegen; sonst nach 
meiner Meinung selbstverständlich nicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur 
Frage VI/3 — des Abgeordneten Fritsch : 

Hält die Bundesregierung den Begriff des Armenrechts noch 
für zeitgerecht? 

Bitte sehr, Herr Bundesminister! 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Die Be-
zeichnung „Armenrecht" entstammt der Zivilprozeß-
ordnung vom Jahre 1877. Auf Grund einer Verwal-
tungsanordnung vom 22. August 1944 und des § 8 
der Zweiten Kriegsmaßnahmenverordnung wurde 
vorübergehend der Ausdruck „einstweilige Kosten-
befreiung" verwendet. 

Bei der Neufassung der Zivilprozeßordnung durch 
das Rechtsvereinheitlichungsgesetz von 1950 wurde 
diese Bezeichnung aber nicht übernommen, weil sie 
die gewährten Vergünstigungen nur unvollkommen 
erfaßte und eine andere, passendere Bezeichnung 
nicht gefunden werden konnte. 

Nach meiner persönlichen Erinnerung haben dar-
über damals im Rechtsausschuß eingehende Debat-
ten stattgefunden. Eine andere Lösung wurde aber, 
wie gesagt, nicht gefunden. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß die Bezeichnung „Armenrecht" 
nach Möglichkeit durch eine bessere ersetzt werden 
sollte. Sie wird im Rahmen der zur Zeit noch laufen-
den Arbeiten an einer Reform der Zivilprozeßord-
nung, die auch das bisherige Armenrecht umfassen 
werden, um eine zeitgemäße Bezeichnung bemüht 
sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Fritsch! 

Fritsch (SPD) : Herr Minister, dann ist es also 
Ihre Auffassung, daß die Bezeichnung „Armenrecht" 
eine Diskriminierung des Rechtsuchenden darstellt 
und alsbald durch einen anderen Begriff ersetzt 
werden sollte? 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Die Be-
zeichnung ist, wie ich gesagt habe, nicht mehr zeit-' 
gemäß und soll durch eine bessere Bezeichnung 
ersetzt werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zu der 
von dem Abgeordneten Dr. Wuermeling gestellten 
Frage VI/4, die von dem Abgeordneten Bausch über-
nommen wird: 

Welches Ergebnis hatte die vom Bundesjustizminister in der 
Fragestunde am 6. Mai zugesagte Fühlungnahme mit Bundes-
minister Dr. Mende betr. Abgabe einer fairen Erklärung zu der 
Meldung der Rheinzeitung vom 3./4. April, derzufolge der 
Bundestag bei seinem Beschluß zur Verjährung der national-
sozialistischen Mordtaten unter dem Druck oder Eindruck inne-
rer und äußerer Pressionen gehandelt habe? 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Ich habe 
entsprechend meiner Zusage in der Fragestunde 
vom 6. Mai mit Herrn Bundesminister Dr. Mende 
gesprochen. Er hat mir dabei bestätigt, daß ich in 
der letzten Fragestunde seine Ausführungen durch-
aus zutreffend interpretiert habe. Eine weitere Er-
klärung hält Herr Bundesminister Dr. Mende nicht 
mehr für notwendig, nachdem die von mir gegebene 
Sachdarstellung durch die Beantwortung in der 
Fragestunde eine so weite Verbreitung gefunden 
hat, wie es bei einer persönlichen Berichtigungser-
klärung nicht der Fall sein würde. Außerdem ist 
die Auskunft, die ich in der Fragestunde vorn 6. Mai 
gegeben habe, auch in der „Rheinzeitung", in der 
ja die ursprüngliche Veröffentlichung stattgefunden 
hatte, am 7. Mai auf Seite 2 veröffentlicht und damit 
dem in Frage kommenden Leserkreis zur Kenntnis 
gebracht worden, und zwar in einem weiteren Um-
fang, als das bei der ursprünglichen Zeitungsnotiz 
der Fall gewesen ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zu der 
von dem Abgeordneten Dr. Wuermeling gestellten 
Frage VI/5: 

Hat Bundesminister Dr. Mende sein Einverständnis dazu gege-
ben, daß das Tonband der Aufnahme seiner Ausführungen zu 
dem in Frage VI/4 berührten Punkt einschließlich der „enthu-
siastischen" Beifallskundgebungen zur Vorführung in einem Bun-
destagsausschuß zur Verfügung gestellt wird? 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Ich habe 
die Bitte des Herrn Kollegen Wuermeling entspre-
chend meiner Zusage an Herrn Bundesminister 
Mende weitergeleitet. Dieser bemerkt dazu, daß es 
mit der Stellung, die das Grundgesetz den politi-
schen Parteien einräumt, wohl nicht vereinbar wäre, 
wenn er diesem Wunsch entspräche. Herr Bundes-
minister Dr. Mende hat hinzugefügt, selbstverständ-
lich entspreche die Tonbandaufnahme dem mir zur 
Verfügung gestellten Text, und er halte es für unge-
wöhnlich, daß die Übereinstimmung von Text und 
Tonbandaufnahme offenbar angezweifelt werde. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die von 
dem Abgeordneten Dr. Wuermeling gestellte Frage 
VI/6 auf: 

Warum hat Bundesminister Dr. Mende nicht sofort nach Kennt-
nis des Berichtes der Rheinzeitung vom 3./4. April eine Berich-
tigung an die Rheinzeitung gesandt, nachdem er festgestellt 
hatte, daß mindestens die in der Rheinzeitung wiedergegebene 
Fassung seiner Ausführungen nicht nur „die Zusammenarbeit im 
Kabinett gefährden" muß, sondern auch „das Ansehen demokra-
tischer Einrichtungen zu mindern" geeignet ist, wie der Bundes-
justizminister in der Fragestunde am 6. Mai formuliert hat? 

Dr. Weber, Bundesminister der Justiz: Hiermit 
greifen Sie wiederum eine Frage auf, die damals 
von mir schon als Zusatzfrage beantwortet worden 
war. Ich habe dem, was ich in der Beantwortung 
dieser Zusatzfrage in der letzten Fragestunde be-
reits gesagt habe, nichts mehr hinzuzufügen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dürr! 

Dürr (FDP) : Herr Minister, teilen Sie meine An-
sicht, daß eine Äußerung vor diesem Hohen Hause 
weiter verbreitet wird und weitaus wichtiger ist als 
ein kleines Berichtigungsschreiben an irgendeine 
Zeitung? 

Dr.  Weber, Bundesminister der Justiz: Ich habe 
das in meiner Antwort auf die erste Frage bereits 
erklärt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Bundesminister. 

Wir stehen damit am Ende der Fragestunde. 

Ich rufe nunmehr den als nächstes zu behandeln-
den Punkt 11 der gemeinsamen Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Schlußtermins für den Abbau 
der Wohnungszwangswirtschaft und über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Mietpreisrechts (Drucksache IV/3199).. 

Das  Wort zur Begründung des Gesetzentwurfs 
hat der Herr Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung. 

Lücke, Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Vor fast fünf 
Jahren hat das Hohe Haus das Gesetz über den 
Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
ein soziales Miet- und Wohnrecht beschlossen. - Wie 
Sie wissen, ist das Ziel dieses Gesetzentwurfs, die 
fast fünfzig Jahre währende Zwangswirtschaft auf 
dem Gebiete des Wohnungswesens nach einem aus-
gewogenen Stufenplan mit allen notwendigen sozia-
len Sicherungen abzubauen. Dank der seit Jahren 
anhaltenden hohen Leistungen im Wohnungsbau ist 
dieses Ziel in 462 von 566 Stadt- und Landkreisen 
bereits erreicht. In weiteren 50 Stadt- und Land-
kreisen sollen am 1. Juli dieses Jahres die zwangs-
wirtschaftlichen Bindungen durch Rechtsverordnun-
gen der Landesregierungen aufgehoben werden. 

Als Schlußtermin für die Überführung des Woh-
nungsbestandes in die soziale Marktwirtschaft hat-
ten Sie, meine Damen und Herren, im Jahre 1960 
den 31. Dezember 1965 festgelegt. Dieser Beschluß 
des Hohen Hauses ging von der Annahme aus, daß 
zu diesem Zeitpunkt der Wohnungsfehlbestand über-
all im gesamten Bundesgebiet im wesentlichen be-
seitigt sein würde. Gewiß hat die Wohnungsnot, die 
nach der Ihnen bekannten Defizitberechnung ermit-
telt wird, auch in den sogenannten Verdichtungs-
räumen in den letzten Jahren spürbar abgenommen. 
Ich darf daran erinnern, daß allein im letzten Jahre 
623 000 Wohnungen gebaut wurden und damit seit 
Gründung der Bundesrepublik 8 1 /2 Millionen Woh-
nungen neu geschaffen worden sind. Das ist sicher-
lich — darüber sollten keine Meinungsverschieden-
heiten bestehen und bestehen wohl auch keine —
eine in der Welt einmalige Gemeinschaftsleistung 
von Bund, Ländern, Gemeinden, Wohnungsunter-
nehmen und allen am Wohnungsbau Beteiligten. 
Ich möchte von mir aus bei dieser Gelegenheit vor 
allem den Bauarbeitern dafür den Dank ausspre-
chen, daß sie auch bereits im Winter dabei sind, 
dieses große Aufbauwerk zu vollbringen. 

Trotz dieser hohen Bauleistung ist jedoch vor-
auszusehen, daß das sogenannte rechnerische Woh-
nungsdefizit in einigen großstädtischen Verdich-
tungsräumen sowie in einigen kleineren Stadt- und 
Landkreisen am 31. Dezember 1965 noch nicht unter 
3 O/o abgesunken sein wird. Das hängt einmal damit 
zusammen, daß sich die Wanderungsbewegung in 
unserem Vaterland in verschiedenen Industriezen-
tren unterschiedlich dm Tempo und in der Konzen-
tration vollzieht. Ich erinnere z. B. an die anhaltend 
starke Zuwanderung in die Stadt München mit jähr-
lich 20 000 bis 35 000 Menschen. Es hängt zum ande-
ren aber auch damit zusammen, daß die dringend 
notwendigen Raumordnungsmaßnahmen nur lang-
sam vorwärtskommen konnten. Erst im letzten 
Monat konnte das Bundesraumordnungsgesetz ver-
abschiedet werden. 

Schließlich forderten die für das Bau- und Woh-
nung swesen zuständigen Länderminister in diesem 
Zusammenhang bereits im letzten Herbst einstimmig 
eine Verschiebung des Schlußtermins, und zwar 
um drei Jahre. Nach eingehender Überprüfung hat 
die Bundesregierung daher mit Drucksache IV/3199 
dem Hohen Hause einen Gesetzentwurf zur Ver-
schiebung des Schlußtermins um zwei Jahre vor-
gelegt. Der Bundesrat hat beim ersten Durchgang 
gegen den Entwurf keinerlei Einwendungen erhoben. 

Die  Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Verschiebung deis Endtermins um 'zwei Jahre aus-
reicht. Angesichts der hohen Bautätigkeit kann er-
wartet werden, daß bis zum Jahresschluß 1965 wei-
tere 25 bis  30 Kreise in ihrem rechnerischen Woh-
nungsdefizit unter die 3-%-Grenze sinken werden. 
Es bleibendamit noch rund 25 bis 30 Stadt- und 
Landkreise übrig. Unter ihnen befinden sich aller-
dings die Großstädte Hamburg, München, Stuttgart, 
Hannover, Bonn und einige Stadt- und Landkreise, 
bei denen das ,auch zutreffen wird. 

Durch die Verschiebung des Schlußtermins um 
zwei Jahre kann mit an Sicherheit grenzender Wahr- 
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Bundesminister Lücke 
scheinlichkeit angenommen werden, daß auch hier 
das Wohnungsdefizit beseitigt werden  wird.  Die 
beste Gewähr dafür ist die anhaltend hohe Bau-
leistung, die für das Baujahr 1965, also für das 
laufende Jahr, mit über 550 000 Wohnungen ange-
geben wird und für 1966 und 1967 bereits jetzt mit 
mehr als 500 000 Wohnungen als gesichert ange-
sehen werden kann. 

Verschiebung deis Schlußtermins um zwei 
Jahre bedeutet für die nach dem 31. Dezember 1965 
noch „schwarz" verbleibenden Kreise, daß dort so-
wohl die Preisbindung für preisgebundenen Wohn-
raum als auch die Wohnraumbewirtschaftung und 
derbisherige Mieterschutz bis längstens 31. Dezem-
ber 1967 bestehenbleiben wird. Das 'bedeutet aber 
nicht, daß die restlichen Kreise ausnahmslos erst 
Ende 1967 aus der Zwangsbewirtschaftung entlassen 
werden. Vielmehr bleibt es auch weiterhin bei den 
Grundregeln des Abbaugesetzes. In der Zeit von 
1965 bis 1967 werden also  jeweils  am 1. Juli durch 
Rechtsverordnungen der Landesregierungen — wie 
das bisher schon geschieht —die  kreisfreien Städte 
und Landkreise zu „weißen" Kreisen erklärt, in 
denen am 31. Dezember des vorhergegangenen Jah-
res .das rechnerische Defizit unter 3 % liegt. 

Unter diesen Umständen, meine Damen und Her-
ren, darf die Frage 'der Wirtschaftlichkeit des Haus-
besitzes nicht außer facht gelassen werden. Es liegt 
ebenso im Interesse der Mieter wie auch der Ver-
mieter, daß in den „schwarzen" Kreisen die notwen-
digen Reparaturen durchgeführt werden können. Die 
Bundesregierung schlägt deshalb in  ihrer Gesetzes-
vorlage vor, in den noch in der Zwangswirtschaft 
verbleibenden Kreisen für den preisgebundenen 
Altwohnraum und die nach dem Ersten Wohnungs-
baugesetz preisgebundenen Sozialwohnungen eine 
Mieterhöhung ab 1. Januar 1966 zuzulassen. Sie 
wäre ohnehin eingetreten, wenn der Schlußtermin 
nicht hinausgeschoben worden wäre. Entsprechend 
ist für Altbauwohnungen eine Erhöhung der Miete 
bis zu den Mietsätzen der sogenannten Angemessen-
heitsverordnung vorgesehen. Die Mieten entspre-
chen den Beträgen, die  die Vermieter in den bereits 
„weißen" Kreisen schon jetzt fordern können. Eine 
solche begrenzte Mietanhebung ist ebenso notwen-
dig wie sachlich 'berechtigt. 

Das gleiche gilt für die Sozialwohnungen des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes, .die 'im Gegensatz zu 
den Sozialwohnungen des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes noch keine sogenannte kostendeckende 
Miete erzielen. Für diese Wohnungen soll nach dem 
Vorschlag der Bundesregierung eine Erhöhung der 
Richtsatzmiete bis zur Kostenmiete, höchstens jedoch 
eine Erhöhung um 25 % der zuletzt preisrechtlich 
zugelassenen Einzelmiete, ab 1. Januar 1966 zuge-
lassen werden. Auch nach dieser Anpassung der 
Richtsatzmieten für die älteren und damals beson-
ders preisgünstig ferrichteten Sozialwohnungen an 
die Kostenmiete bleiben diese immer noch erheblich 
unter den vergleichbaren Mieten für Sozialwohnun-
gen des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. 

Hier möchte ich klarstellen, daß es eine Markt-
miete, also eine freie Marktmiete für öffentlich ge-
förderte Sozialwohnungen, auch künftighin nicht  

geben wird. Die 4 Millionen öffentlich geförderten 
Wohnungen bleiben an die kostendeckende Miete 
gebunden und üben damit ihre preisregulierende 
Wirkung im Wohnungsmarkt aus. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich an dieser Stelle noch einige Worte über die 
allgemeine Wohnungssituation in unserem Lande 
sagen. Ich tue dies, weil immer und immer wieder 
Sorgen laut werden wegen der Folgen, die der Weg-
fall der überholten zwangswirtschaftlichen Bindun-
gen haben könnte. Ich denke dabei sowohl an die 
kritischen Stimmen, die aus echter sozialer Verant-
wortung laut geworden sind, als auch an die, bei 
denen ich das nach manchen Erfahrungen bezweifeln 
muß. Diese Befürchtungen sind nicht begründet. Ich 
habe die Entwicklung in den vergangenen fünf Jah-
ren, besonders seit Beginn des Wegfalls der Miet-
preisbindungen und des überholten starren Mieter-
schutzes aus der Notzeit der Kriege, sehr sorgsam 
verfolgt. Von wenigen Fällen abgesehen hat sich 
der bisher erfolgte Übergang in die soziale Markt-
wirtschaft im wesentlichen reibungslos und ohne 
soziale Störungen vollzogen. Das von mir ange-
strebte Partnerschaftsverhältnis von Mietern und 
Vermietern setzt sich immer mehr durch. Die jähr-
lichen Rekordleistungen im Wohnungsbau erleich-
tern diesen Prozeß. 

Echte Sorgen um sozial nicht vertretbare Aus-
wirkungen des Abbaus der Wohnungszwangswirt-
schaft wären berechtigt, wenn mit dem Augenblick 
des Abbaus der überholten Bindungen der Woh-
nungsbau von heute auf morgen aufhörte und der 
Staat beabsichtigte, sich um das Wohnen seiner 
Bürger in Zukunft überhaupt nicht mehr zu küm-
mern. Das ist nicht der Fall. Es hat sich gezeigt, daß 
über 50 °/o der neu errichteten Wohnungen in „wei-
ßen" Kreisen gebaut worden sind. Sie alle aber wis-
sen, daß weder das eine noch das andere der Fall ist. 
Erst vor wenigen Monaten haben alle Fraktionen die-
ses Hohen Hauses einstimmig das Wohngeldgesetz 
'beschlossen. Sein Ziel ist, allen Menschen, vor allem 
den einkommensschwachen und kinderreichen Fami-
lien und denen, die unverschuldet in Not geraten 
sind, ein Wohnen und auch den Besitz an Eigentum 
wirtschaftlich zu ermöglichen. 

Ich sehe in diesem gesellschaftspolitisch so wich-
tigen Gesetzeswerk den Ausdruck des echten Wil-
lens, im Rahmen unserer freiheitlichen Wirtschafts-
und Sozialordnung jeder Familie und jedem 
Alleinstehenden den notwendigen Wohnraum wirt-
schaftlich zu sichern. 

Ich darf weiter auf das dem Hohen Hause vorlie-
gende Wohnungsbauänderungsgesetz 1965 hinwei-
sen. Dieses Gesetz wird für die kommenden Jahre 
die  Fortsetzung des sozialen Wohnungsbaus sichern. 
Es wird im Rahmen einer gezielten Wohnungsbau-
politik ermöglichen, daß auch der letzte Wohnung

-

suchende zu einer angemessenen Wohnung kommt. 
Schon heute ist sicher, daß in den nächsten drei 
Jahren mindestens weitere 1,5 Millionen Wohnun-
gen für die Abdeckung des restlichen Wohnungs-
defizits, vor allem in den Schwerpunkten der Woh-
nungsnot, zur Verfügung gestellt werden können. 
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Kürzlich, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

wurde in einer Vortragsveranstaltung ausgeführt, 
daß in unserem Vaterland bis 1975 noch über 4 Mil-
lionen Wohnungen gebaut werden müßten. Das ist 
richtig; nur das „müßten" ist falsch, sondern sie 
w er den gebaut werden. Das ist der Unterschied! 
Diese Wohnungen werden gebaut werden, nicht nur 
um den laufenden Zuwachsbedarf zu decken, der 
durch Ehegründungen, Abriß von Altbauten, 
Straßenverkehrsplanungen usw. entsteht, sondern 
um die noch ständig steigenden Wohnwünsche der 
Bürger nach besseren Wohnungen, nach einem 
Eigenheim oder gelegentlich auch nach Erstellung 
einer zweiten Wohnung zu befriedigen. Das ist aber 
die Bauaufgabe von morgen und nicht die Aufgabe 
des sozialen Wohnungsbaus. Unsere Sorge gilt den-
jenigen, die nicht selber in der Lage sind, diese 
Wohnungsnot für sich und ihre Familie zu beseiti-
gen. 

Außerdem wird der künftige Wohnungsbau in 
wachsendem Umfang auch Ersatz für die Wohnun-
gen schaffen müssen, die im Rahmen der weitgrei-
fenden und sehr langfristigen Zielsetzungen der 
Erneuerung unserer Dörfer und Städte abgerissen 
werden müssen. Meine Damen und Herren, das ist 
aber die Bauaufgabe von morgen und von über-
morgen. 

Sie sehen, die Auffassungen und Vorstellungen 
der verschiedenen Gruppen liegen gar nicht so weit 
auseinander, wie dies gelegentlich behauptet wird. 

Kein europäisches Land hat die gleichen Anstren-
gungen unternommen und die gleichen Erfolge 
erzielen können, wie es bei uns möglich war. Schon 
in wenigen Jahren wird jede zweite Wohnung im 
Bundesgebiet eine Neubauwohnung sein, die seit 
1948/49 gebaut worden ist. 

Ich glaube, man sollte endlich aufhören, mit den 
schwierigen Begriffen „Wohnungsdefizit" und „Woh-
nungsbedarf" den Eindruck zu erwecken, als gebe es 
in unserem Lande eine ungeheure Wohnungsnot. 
Wohnungsbedarf und Wohnungsfehlbestand sind 
zwei Paar verschiedene Schuhe. Alle Versuche, die 
Wohnwünsche heute zu ermitteln, müssen scheitern. 
Man kann natürlich lokal für den Städtebau und die 
regionale Planung die Wohnwünsche und den Woh-
nungsbedarf der Zukunft ermitteln und muß dies 
auch tun. Aber die Wohnwünsche und der Woh-
nungsbedarf, der aus den Wohnwünschen erwächst, 
hängt entscheidend von der Wirtschafts- und Ein-
kommensentwicklung ab. 

Meine Damen und Herren, vor 15 Jahren erklärte 
der inzwischen leider verstorbene Kollege Klabunde, 
es müsse gelingen, in der Bundesrepublik jährlich 
250 000 Wohnungen fertigzustellen. Was ist aus 
diesen Forderungen und Prognosen geworden? Wir 
wissen, daß seit 12 Jahren in unserem Lande regel-
mäßig jährlich über eine halbe Million Wohnungen 
fertiggestellt werden. Das ist der Erfolg der Dyna-
mik der sozialen Marktwirtschaft Professor Ludwig 
Erhards, der nicht nur diese, sondern auch alle ande-
ren Prognosen einfach überrollt hat. Wir können 
heute nicht feststellen, wie viele Automobile unsere 
Bundesrepublik in 5 Jahren, in 10 Jahren besitzen  

wird, wir können auch nicht feststellen, wieviel 
Anzüge sich der einzelne Bürger beschaffen kann; 
diese Dinge hängen von der Wirtschaftskraft, von 
der gesunden weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 
ab. 

Je näher wir den Wahlen am 19. September kom-
men, desto heftiger wird die Frage diskutiert wer-
den, ob sich das neue Mietrecht bewährt hat. Ich 
scheue diese Diskussion nicht. Alle Erfahrungen der 
letzten Jahre bestätigen, daß meine Erwartungen 
eingetroffen sind. Weder kam es zu einer Flut wu-
cherischer Mietforderungen noch zu einer Welle 
von Räumungsklagen. 

Die Erfahrungen bestätigen aber auch noch etwas 
anderes — und  das  ist das Entscheidende —: der 
Wohnungsbaurekord des letzten Jahres mit 623 000 
Wohnungen hätte sicher nicht in diesem Umfange 
erzielt werden können, wenn wir nicht den Mut 
zum Abbau der antiquierten Zwangswirtschaft ge-
habt hätten. Erst der Abbau der Zwangswirtschaft 
gab dem privaten Kapital wieder den Mut, das Geld 
im Wohnungsbau zu investieren. Nur so sind die 
Wohnungsbauleistungen in diesem und im nächsten 
Jahre sowie in den nächsten 10 Jahren zu erklären. 
Die großen Leistungen der letzten Jahre wären ohne 
die soziale Marktwirtschaft unmöglich gewesen. 
Diese unsere soziale Marktwirtschaft hat auch die 
Vorausetzungen dafür geschaffen, daß weitergebaut 
werden kann, daß weitergebaut werden wird, bis 
nicht nur jeder eine, sondern schließlich jeder 
seine Wohnung hat. Die Alternative „Planwirtschaft 
statt sozialer Marktwirtschaft" sollte es daher heute 
nicht mehr geben. Wer heute noch der Meinung ist, 
daß man mit dirigistischen Maßnahmen mehr er-
reichen könne als durch die dynamischen, aber sozial 
gebändigten Kräfte der Marktwirtschaft, der schaut 
nicht nach vorn, der schaut zurück. Wer aber Häuser 
baut, gestaltet die Zukunft. Wir 'schauen mit diesem 
Gesetz nach vorn. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Haus hat die 
Begründung des Gesetzentwurfs zur Kenntnis ge-
nommen. Wir treten in die Aussprache ein. Das 
Wort hat Frau Abgeordnete Kiep-Altenloh. — Es 
hat sich bisher niemand außer Ihnen gemeldet. 

Frau Dr. Kiep -Altenloh (FDP) : Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Mit diesem Gesetz haben 
wir eine Korrektur an den Gesetzen vorgenommen, 
die wir Ende Juni 1963 verabschiedet haben. Nach 
40 Jahren Zwangswirtschaft war zu erwarten, daß 
hier und da noch Engpässe auftreten würden. Es ist 
richtig und gut, daß man eingesehen hat: in den 
Ballungszentren wird es aus den verschiedensten 
Gründen, die der Herr Minister vorhin dargelegt 
hat, noch Schwierigkeiten geben, und denen müssen 
wir begegnen. 

Es sind seitdem, in diesen 1 1 /2 Jahren, so über-
raschende Erfolge in der Lockerung des Wohnungs-
bestandes eingetreten, daß man nur staunen kann. 
Wenn ich die zahlreichen Erfahrungen, die ich als 
Sprecherin der Freien Demokratischen Partei sam- 
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mein durfte, einmal zusämmenfasse, ergibt sich fol-
gendes Bild. Nach einer Zeit eines allerdings angst-
vollen Überganges für die gekündigten Mieter fand 
sich eine Lösung. Wenn das nicht in allen Fällen 
möglich war, müssen wir untersuchen, woran es 
liegt. Zunächst große Aufregung über Kündigungen, 
die eigentlich keine echten Kündigungen waren, son-
dern eine Erhöhung des Mietpreises bezweckten, die 
aber ohne diesen Hinweis gemacht wurden und 
deswegen bei den Betroffenen eine begreifliche Be-
stürzung und besonders bei den alten Leuten eine 
unerhörte Aufregung verursacht haben. Ich frage 
mich, ob es nicht zweckmäßiger gewesen wäre, 
gleich den Grund mit anzugeben; das ist aber in 
sehr zahlreichen Fällen leider nicht erfolgt. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Aber da hat sich dann viel erledigt. 

Das zweite ist, daß sich viele bei Mietpreiserhö-
hungen schon auf der Straße sehen, weil die Kennt-
nis der großen Hilfe, die mit den Wohnbeihilfen für 
die Aufbringung der Mieten geschaffen worden ist, 
immer noch nicht überall vorhanden ist. Ich mache 
mir die Mühe, jedem Brief, den ich schreibe, wenn 
mir die Leute sagen, eine Miete von soundsoviel 
könnten sie nicht zahlen, die Übersicht beizufügen, 
was ,sie an Zuschüssen bekommen können. Das wäre 
vielleicht zu diskutieren. Hier ist tatsächlich immer 
noch sehr viel Aufklärung möglich, und daran fehlt 
es sehr oft. Vorige Woche erst würde der letzte Fall 
erledigt, den ich bis dahin noch nicht hatte zu Ende 
bringen können. Auch hier hat die Stadt — ich 
setze mich jedesmal mit dem Bürgermeister oder 
dem Gemeindevorsteher in Verbindung — inzwi-
schen eine Wohnung beschaffen können. 

Aber eine Möglichkeit ist nicht genügend aus-
genutzt worden. In den allerdings seltenen Fällen 
von echten, schamlosen Mietüberforderungen — ich 
betone: in den seltenen Fällen — sind nicht genug 
Klagen erhoben worden. Einige Bürgermeister 
haben es von sich aus gemacht. Andere, denen ich 
das gleiche Vorhaben in unserer Korrespondenz 
vorschlug, haben es nicht getan. Solche Klagen 
haben Wunder gewirkt; es wurde dann von über-
höhten Mieterhöhungen Abstand genommen. 

Nun sehen wir uns einmal an, was nicht hat be-
reinigt werden können. Es sind bittere Fälle einer 
wirklichen Kündigung, die auch durchgeführt wurde, 
verblieben. Aber, meine Herren und Damen, können 
wir die Wirkung des gesamten Gesetzes, die unge-
heure Lockerung und die bessere Belegung der 
Wohnungen nicht auch angesichts der zweifellos 
vorgekommenen Härtefälle begrüßen? Die Härte-
fälle müssen wir ergründen und ihnen nachgehen. 
Für die einzelnen Betroffenen sind sie schlimm 
genug. Aber sie können nicht als .  Indiz dafür ange-
sehen werden, daß die Aufhebung der Wohnraum-
bewirtschaftung in den weißen Kreisen schlechthin 
verfehlt gewesen wäre. Das stimmt nicht, wenn es 
auch der einzelne so empfinden mag. 

Wo sind nun die neuralgischen Punkte? Ich 
möchte nach meinen Erfahrungen ziemlich obenan 
neben meiner Heimatstadt Hamburg Bonn nennen. 
Von dort sind doch ganz erhebliche Klagen gekom-

men. Das hat wohl zwei Ursachen. Die eine ist der 
Zuzug, den die Funktion als Bundeshauptstadt mit 
sich gebracht hat und der unerhört groß ist. Der 
andere ist, daß es, wie in allen Studentenstädten, 
auch hier große Engpässe gegeben hat. Man sollte 
also in Zukunft, um gerade dem letzten Engpaß zu 
begegnen, intensiv mit dem Bau von Studentenhei-
men fortfahren, um wenigstens insoweit eine Locke-
rung herbeizuführen. Zweitens sollte man sich über-
legen, ob nicht angesichts der ungewöhnlichen Ver-
hältnisse, die natürlich in einer Hauptstadt ent-
stehen, die vorher eine mittlere Universitätsstadt 
war, von selten des Bundes auf dem Wohnungs-
sektor noch etwas mehr getan werden kann. 

Ich komme noch einmal auf das oft umstrittene 
Defizit von 3 %  zurück. Wir müssen uns zunächst 
einmal eines klarmachen. Ein Defizit von 3 % ent-
spricht in den meisten Städten, in denen überall 
intensiv gebaut wird, ungefähr dem Wohnungsbau 
von einem Jahr. Man kann also annehmen, daß 
dieses Wohnungsdefizit im Laufe des nächsten Jah-
res ausgeglichen werden kann. Es entstehen natür-
lich neue Nachfragen. Aber, wie der Herr Minister 
schon sagte, ist Wohnungsnachfrage nicht gleich 
echtem Wohnungsdefizit. Es fragt sich, ob nicht 
auch diese zusätzliche Nachfrage, die kein echtes 
Defizit mehr bedeutet, angesichts der stark ange-
kurbelten Bautätigkeit befriedigt werden kann. 

Ich möchte nur noch ein paar Worte zu der in 
den „schwarzen" Kreisen jetzt vorgesehene Verlän-
gerung der Abbauzeit sagen. Ich habe in meiner 
ersten Rede vor anderthalb Jahren mit der Mög-
lichkeit gerechnet, -daß wir hier und da eine Ver-
längerung der Abbauzeit würden in Betracht ziehen 
müssen. Das ist geschehen, und ich finde es sehr 
gut, daß diese Korrektur vorgenommen worden ist. 
Was in den „weißen" Kreisen nur in einzelnen 
Fällen zu echten Härten geführt hat, würde in den 
Zentren, in denen der Wohnungsbedarf am Ende 
dieses Jahres noch weit über 3 % liegt, viel schlim-
mer in Erscheinung treten, weil hier erheblich weni-
ger Ausweichmöglichkeiten .als in den „weißen" 
Kreisen gegeben sind, in denen man solche Möglich-
keiten doch immerhin nach einigem Suchen findet. 

Man sollte sich auch überlegen, ob man nicht in 
besonderen Härtefällen die von einer Räumung Be-
troffenen vorübergehend — denn es handelt sich 
wirklich immer nur um vorübergehende Schwie-
rigkeiten —, wie wir es in der Hansestadt Hamburg 
in früherer Zeit getan haben, in einfachen Hotels 
unterbringen kann, damit nicht in allen Fällen mit 
der Räumung unbedingt eine Lagerunterbringung 
verbunden ist. Es gibt auch hier Möglichkeiten, die 
die einzelnen Städte ins Auge fassen sollten. Es 
handelt sich ja immer nur um eine kürzere Zeit. 
Man sollte, wenn so etwas eingeleitet wird, auch 
erwägen, ob es möglich ist, für die Kosten die 
nötigen Wohnbeihilfen zu bewilligen. Das würde 
keine sehr große Änderung bedeuten. Wir haben in 
Hamburg damit doch in sehr vielen dringlichen 
Fällen in befriedigender Weise über eine Über-
gangszeit hinweghelfen können. 

Ich möchte darauf nicht weiter eingehen. Meine 
Fraktion begrüßt es mit mir, daß für die Ballungs- 
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zentren diese Verlängerung der Abbauzeit vor-
gesehen worden ist. Nach den Erfahrungen, die ich 
in Hamburg machen konnte, liegt das Defizit jetzt 
schon weit unter dem, was zunächst noch in den 
Karteien vorhanden war. Das hat eine ziemlich 
breit angelegte Stichprobennachzählung gezeigt. 
Man wird, so hoffen wir, bei der jetzigen Bautätig-
keit in zwei Jahren zunächst einmal dieses jetzt 
ermittelte nominelle Wohnungsdefizit beseitigen 
können. 

Bezüglich der Höhe der Mieten herrschte unter den 
Haus- und Grundbesitzern — und dies sind ja, wie 
gesagt und wie von dieser Stelle oft betont, nicht 
ausschließlich reiche Leute — große, große Sorge. 
Die Bindungen der Wohnraumbewirtschaftung kann 
man in den Ballungszentren zur Zeit zweifellos nicht 
lockern. Aber es wäre nicht zu verantworten gewe-
sen, weiterhin die starren Richtsatzmieten beizu-
behalten; denn abgesehen von dem einzelnen Be-
troffenen, dessen Wert und dessen Substanz ver-
fiel, verfiel hier auch eine nationale Substanz. In 
den Wohnungen steckt ja ein Gesamtwert, und ihre 
Erhaltung ist nicht nur die Angelegenheit des ein-
zelnen, der sie besitzt, zumal wir den Wohnungs-
bau weitgehend bezuschußt haben. Hier würde 
sonst ein nationaler Verlust entstehen. Daher ist es 
sehr zu begrüßen, daß jetzt über die Richtsatzmieten 
im Rahmen der Angemessenheits-Verordnung hin-
ausgegangen werden kann. Im allgemeinen werden 
diese Sätze wohl ausreichen. 

So dürfen wir hoffen, daß Sorge und Not, die in 
den Ballungszentren 'ob der noch immer drohenden 
Gefahr einer Beendigung der Wohnraumbewirt-
schaftung Ende 1965 für viele am Himmel standen, 
nunmehr durch schleunige Bearbeitung und Ver-
abschiedung dieses Verlängerungsgesetzes dem ein-
zelnen genommen werden. Damit werden sicherlich 
viel Sorge und viele schon im voraus hochgekom-
mene Nöte behoben sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Jacobi. 

Jacobi (Köln) (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als der Herr Bundeswohnungsbau-
minister seine Ausführungen begann, glaubte ich, er 
würde sich auf eine Darlegung des Gesetzentwurfs 
und auf eine nochmalige mündliche Begründung 
beschränken. Er hat dann aber einen Rückblick 
gegeben. Er hat die Wohnungsbauleistungen der 
letzten Jahre noch einmal hervorgehoben und an-
schließend auch von Gesetzentwürfen gesprochen, 
die dieses Haus noch passiern können, zum Teil 
aber nicht mehr passieren werden. Damit hat er 
einige Feststellungen verbunden, zu denen ich nach-
her doch ein kritisches Wort zu sagen habe. Wir 
haben in diesem Hause im Augenblick ja schon unter 
einer gewissen Zeitnot zu leiden. Vorlagen, die jetzt 
noch in erster Lesung anstehen, können nur dann 
noch verabschiedet werden, wenn sie nicht sehr um-
stritten sind und wenn sie sehr konzentriert in den 
Ausschüssen beraten werden. 

Ich möchte vorab sagen, daß die sozialdemokrati-
sche Opposition gerade wegen der so späten Vor-
lage dieses Entwurfs von sich aus bemüht sein wird, 
zu einer Verabschiedung noch im gegenwärtigen 
Bundestag beizutragen. Wir stimmen dem Haupt-
anliegen des Entwurfs — der Verlängerung der 
Fristen für die Abbaugesetzgebung — grundsätzlich 
zu. Das kann den ja auch nicht verwundern, der 
weiß, wie stark von Anfang an unsere Bedenken 
besonders gegen die zeitlichen Fristsetzungen der 
Abbaugesetzgebung — des sogenannten Lückeplans 
— gewesen sind. Andererseits ist uns seit langem 
bekannt, daß es starke Kräfte gibt, die nur an einem 
Teil des Gesetzes interessiert sind, nämlich an den 
Regelungen, die der Entwurf hinsichtlich bestimmter 
Mieterhöhungen vorsieht. Diese Tendenzen sind uns 
noch einmal in aller Deutlichkeit durch eine Stellung-
nahme nahegebracht worden, die gestern in den 
Fächern der Mitglieder des Bundestagsausschusses 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
lag. Ihr Absender ist der Zentralverband der Haus-
und Grundbesitzer. Er beruft sich eingangs auf die 
amtliche Begründung einer anderen Regierungsvor-
lage. Es handelt sich hierbei um den Entwurf des 
Abbaugesetzes aus dem Jahre 1959. Das Zitat, das 
der Zentralverband dabei -  anführt, hat folgenden 
Wortlaut — das sind also Worte aus der amtlichen 
Begründung des seinerzeitigen Entwurfs; ich darf 
das Zitat mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
verlesen:  

Weder mit der Eigentumsgarantie des Grund-
gesetzes noch mit dem Gleichheitsgrundsatz ist 
es vereinbar, das Grundeigentum auf die Dauer 
unter ein Ausnahme- und Sonderrecht zu stellen. 
Es ist auch nicht möglich, im Wohnungsbau für 
die Bildung neuen Eigentums zu werben, wenn 
nicht sichergestellt wird, daß das bereits vor-
handene Eigentum in seinem rechtlichen und 
wirtschaftlichen Bestand erhalten werden kann. 
Die Eingriffe der Wohnungszwangswirtschaft in 
das private Eigentum und in die Vertragsfrei-
heit müssen daher aufhören, wenn eine etwa 
ausgeglichene Wohnungsversorgung gegeben 
ist. 

Meine Damen und Herren, ich möchte keinen 
Zweifel darüber lassen, daß auch wir uns diese Fest-
stellung zu eigen machen. Wenn wir eine einiger-
maßen ausgeglichene Wohnungsversorgung haben, 
muß in der Tat auf jeden Eingriff des Staates ver-
zichtet werden — aber erst dann ist es möglich. Wir 
haben in diesem Hause, obwohl das oft angezwei-
felt worden ist, nie darüber Zweifel gelassen, daß 
wir Zwangswirtschaft nur so lange für vertretbar 
halten, wie die Not sie gebietet. Zwangswirtschaft 
ist Notwirtschaft. Ist die Not behoben, kann man 
auf sie verzichten. 

Aber es ist durchaus die Frage zu stellen, ob wir 
schon heute so weit sind, daß wir in absehbarer Zeit 
von einem wirklich ausgeglichenen Wohnungsmarkt 
sprechen können. Dazu werde ich nachher noch ein 
paar Bemerkungen machen müssen, um die Realitä-
ten herauszustellen und Irrtümer zu vermeiden. 

Die Schlußfolgerung, die der Zentralverband der 
Haus- und Grundbesitzer in dieser Eingabe im Zu- 
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sammenhang mit seinem Hinweis, hier sei ja aus-
gesprochen, was nottue und was möglich sei, zieht, 
daß es nämlich keinerlei Revision des sogenannten 
Lücke-Plans hinsichtlich der Hinausschiebung seiner 
Schlußtermine bedürfe, teilen wir trotz aller Über-
einstimmung mit der grundsätzlichen Feststellung 
nicht. 

Ich bin Frau Dr. Kiep-Altenloh dankbar, daß sie 
auch namens der FDP-Fraktion keinen Zweifel dar-
über gelassen hat, daß hier eine Forderung ver-
treten wird, die man nicht akzeptieren kann, daß die 
Verhältnisse uns nun einmal zwingen, hier Ver-
schiebungen vorzunehmen. 

Wir haben nie die Meinung vertreten, daß der 
Wohnungsmangel bis auf Restbestände in einigen 
Ballungsgebieten beseitigt worden ist oder bis zum 
31. Dezember 1965 beseitigt sein wird, wie dies der 
Zentralverband der Haus- und Grundbesitzer meint. 
Wir halten die endgültige und generelle Liberalisie-
rung des Wohnungswesens zu diesem Zeitpunkt nun 
einmal nicht für vertretbar, sondern insoweit die 
von der Bundesregierung — man kann allerdings 
sagen: der Not gehorchend, nicht dem eigenen Triebe 
— vorgeschlagene Fristenverschiebung für das min-
deste, was geboten ist. 

Wir wissen, daß sich der Herr Bundeswohnungs-
bauminister diese Kabinettsvorlage förmlich hat ab-
ringen lassen müssen, daß er sie nicht sehr gern 
vertreten hat. Was immer die Motive dieser Zurück-
haltung gewesen sein mögen, ob er im Worte stand 
oder ob er der Gefangene seiner eigenen, immer 
wiederholten optimistischen Lagebetrachtungen war, 
— es ist nicht ganz angenehm, bei einem großen 
Gesetzgebungswerk plötzlich in einem Punkt nach-
geben zu müssen. Menschlich habe ich Verständnis 
für das Zögern. Von der Sache her habe ich es nie 
begriffen, weil die Einschätzung der Lage von Ihnen, 
Herr Minister, eben doch von Anfang an nicht real 
genug gewesen ist. 

Sie haben oft verlautbart, daß es keine echte, 
keine eigentliche Wohnungsnot mehr gibt. Neulich 
haben Sie in diesem Hause erklärt, Ihnen sei unter-
stellt worden, Sie hätten gesagt, es gebe überhaupt 
keine Wohnungsnot mehr. Das haben wir Ihnen 
nicht unterstellt. Wir haben festgestellt, daß Sie 
wiederholt davon gesprochen haben, es gebe keine 
eigentliche, keine echte Wohnungsnot mehr. Es ist 
eine Frage der Interpretation, was man darunter 
verstehen soll. 

Nun, Herr Minister, Sie haben in diesem Punkt 
ein ganz klein wenig zurückgesteckt. Vielleicht 
kostete es sogar die Überwindung des Selbstbewußt-
seins, das Ihnen nicht gestatten wollte, Irrtümer, die 
Ihnen bei der Bewertung der Wohnungsmarktlage 
unterlaufen waren, zuzugeben. 

Es ist andererseits kein Geheimnis — Sie haben 
es ja auch angedeutet —, daß es vor allem die 
Länderwohnungsbauminister waren, die die Hinaus-
schiebung der Schlußtermine verlangt haben, dar-
unter nicht zuletzt die Wohnungsbauminister der 
Länder, in denen die CDU regiert; denn dieses Ver-
langen ist nicht davon abhängig, ob man das, was 
man im Lande vor sich zu sehen vermag, durch eine 

Parteibrille sieht. Die Wohnraumsituation sieht in 
sehr vielen Gebieten bei nüchterner Betrachtung 
eben doch ein wenig anders aus, als es regierungs-
amtlich zumeist verlautet. 

E:s ist uns verständlich, daß das in der amtlichen 
Begründung und auch von Ihnen vorhin nur sehr 
zögernd, ,etwas eingepackt in Watte, zugegeben wor-
den ist. Sie haben auch am Tage nach der Kabinetts-
entscheidung für ,diese Vorlage, am 3. Dezember 
1964, in einer Rundfunkansprache nur sehr vorsich-
tig von einer „sinnvollen Anpassung an den Abbau-
rhythmus" gesprochen, die der Wanderungsbewe-
gung vom Land in die großen Städte Rechnung tra-
gen solle. Sie taten das wie ein von der Entwicklung 
Überraschter. Dabei spielte und spielt bei dem hier 
Angesprochenen die entscheidende Rolle, daß die 
Bundesregierung und Sie, meine Damen und Herren 
von den Koalitionsfraktionen, die Abbaugesetzge-
bung unverändert auf die These stützen, die statisti-
schen Defizitzahlen seien ,ein ausreichender Maßstab 
für die Ingangsetzung des Lücke-Plan-Automatis-
mus. 

Sie betreiben — ich muß das feststellen — weit-
gehend eine Politik des Als-Ob. Sie stellen die Ver-
hältnisse in den großen Zentren, in denen immer 
noch eine besonders krasse Unterversorgung des 
Wohnungsmarktes besteht, .im wesentlichen so dar, 
,als ob die Mangellage auf Zuwanderungen der  letz-
ten beiden Jahre beruhe, die bei der Verabschie-
dung des sogenannten Lücke-Planes nicht hätten 
vorausgesehen werden können. Sie verhalten sich 
hinsichtlich der weißen Kreise so, als ob in diesen 
bereits ein funktionsfähiger Wohnungsmarkt be-
stehe. Sie weisen auf die neuen Mietrechtsbestim-
mungen hin, als ob sie ohne Fehl, als ob sie ein 
wirklich ausreichendes soziales Mietrecht seien. Sie 
betonen immer wieder, daß es einer verstärkten 
Förderung von Eigenheim- und  'Eigentumsmaßnah-
men bedürfe, als ob dies wirklich allüberall das 
Vordringlichste und Mögliche sei, als ob nicht eben-
so in vielen Orten noch vordringlicher der Bau von 
Miet- und Genossenschaftswohnungen wäre. Da gibt 
es keine allgemeingültige Feststellung, da kommt 
es auf die Analyse des Marktes an, eines Marktes, 
der aus Teilmärkten besteht und dessen Verhält-
nisse demzufolge nicht nur unterschiedlich sind, son-
dern auch unterschiedlich gewertet werden müssen. 

Sie reiben sich immer wieder ianunseren Vor-
schlägen, die Wohnungsbaupolitik den erkennbaren 
und nachweisbaren Bedürfnissen der Wohnung-
suchenden entsprechend anzupassen, ,als ob wir da-
mit eine rückwärts gewandte unzeitgemäße Alter-
native verträten. In Wirklichkeit sind Sie es, die 
an den Realitäten vorbeiregieren und sich von Fik-
tionen leiten lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie sprechen von einem Markt, als ob er schon 
vorhanden wäre. Sie spielen Markt, statt ihn durch 
eine seine Engpässe beachtende und  respektierende 
Wohnungspolitik zu schaffen. Die aber, die sich um 
eine entsprechende Konzeption bemühen, verdäch-
tigen Sie doch sehr gern, daß 'sie, die den Realitäten 
des Alltags Rechnung zu tragen versuchen, ,es an 
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einem eindeutigen Ja zur Eigentumspolitik fehlen 
ließen oder gar doktrinäre Anhänger eines vorran-
gigen Mietwohnungsbaues seien. Das  ist nicht der 
Fall. 

Wie ist die Lage denn wirklich? Der in äußerst 
unterschiedliche Teilmärkte zerfallende Wohnungs-
markt ist keineswegs gesättigt. Eine der wesent-
lichsten marktmäßigen Voraussetzungen, die freie 
Konsumentenwahl, existiert auch in den weißen 
Kreisen nicht. Der von einer Kündigung betroffene 
Mieter findet weder ohne weiteres eine neue Woh-
nung, die in ihrer Lage, Größe, Ausstattung oder in 
ihrem Preis seinen Bedürfnissen oder Möglichkeiten 
entspricht, noch einen ausreichenden Mieterschutz. 
Er droht in den Status eines Obdachlosen abzusin-
ken oder Bedingungen in Kauf nehmen zu müssen, 
die entweder unangemessen sind oder eine Über-
forderung darstellen. Jedenfalls gilt das für viele 
Mieter, nicht generell, aber solche Fälle gibt es. Von 
ihnen hat auch Frau Kiep-Altenloh vorhin gespro-
chen. Sie sagte: Es gibt bittere Fälle, die in vielen 
Städten auftreten und mit denen die Leute nicht 
fertig werden. Eines ist jedenfalls unbestreitbar: der 
Hinweis auf die statistischen Zahlen, die einen an-
geblich funktionsfähigen Wohnungsmarkt auswei-
sen, nutzt den Betroffenen, den gekündigten Mie-
tern oder den Wohnungsuchenden, ebensowenig 
wie der Hinweis auf die neue Wohngeldregelung, 
die in vielen Fällen einfach keine Hilfe darstellt. 

Die sozialdemokratische Opposition hat ebenso 
wie die Fachleute der Wohnungswirtschaft und be-
sonders die Sprecher der Gemeinden von Anfang 
an die statistischen Ausgangsgrundlagen der Ab-
baugesetzgebung als unzulänglich bezeichnet. Die 
statistische Defizitberechnung gibt nur vage An-
haltspunkte für die Beurteilung des Wohnungs-
marktes. Sie liefert nur ungewisse Indizien. Nach 
wie vor fehlt es an einem auch nur einigermaßen 
aussagekräftigen Überblick über die wirklichen Ver-
hältnisse. Erst jetzt hat die Bundesregierung den 
Entwurf eines Wohnungsstichprobengesetzes vorge-
legt, der möglicherweise nach einer langen Zeit, die 
für die Erhebung und Auswertung nun einmal be-
nötigt wird, den Nebel ein wenig lichten helfen 
wird, jedoch in jedem Fall den Nachteil hat, sich 
nur auf eine repräsentative Erhebung zu beschrän-
ken. 

Die späte Initiative des Bundes — es war ja schon 
vor Jahren beabsichtigt, diese Erhebung anzu-
stellen — hat dazu geführt, daß wenigstens in einem 
Land, in Nordrhein-Westfalen, vorab eine Teilerhe-
bung angestellt wird. Sie dient insbesondere dem 
Zweck, endlich genaue Zahlen über den Wohnungs-
bedarf, insbesondere der jungen Ehepaare, der 
kinderreichen Familien und der Familien in über-
belegten Wohnungen zu erhalten. Von ihr sollen 
10 % aller bewohnten Gebäude erfaßt werden. 6000 
Interviewer erhalten den Auftrag, in 200 000 Ge-
bäuden mit rund 500 000 Wohnungen etwa 600 000 
Wohnparteien zu befragen. Daß derartige Feststel-
lungen überhaupt notwendig sind, ist doch wohl der 
beste Beweis für die Unzuverlässigkeit und Unzu-
länglichkeit der bisherigen Ermittlungen. 

Zugleich wird damit bestätigt, wie recht wir hat-
ten, daß wir von Anfang an unsere Zweifel und Be-
denken gegenüber den Berechnungsmethoden ge-
äußert haben, die der Bestimmung der  weißen 

 Kreise zugrunde liegen. Ich darf mich auf die Zah-
len berufen, die wir dem Hohen Hause zuletzt im 
März dieses Jahres anläßlich der Einbringung der 
Regierungsvorlage für das Wohnungsänderungsge-
setz, gestützt auf eine Umfrage des Deutschen 
Städtetages, unterbreitet haben. Sie spiegelten den 
eklatanten Widerspruch zwischen dem statistischen 
und dem tatsächlichen Wohnungsdefizit in Städten 
wie München, Köln, Wuppertal, aber auch in weni-
ger großen Orten wie Herne, Lüdenscheid, Regens-
burg und anderen wider. Die Kette kann beliebig 
verlängert werden; doch will ich mich heute auf nur 
zwei weitere Beispiele beschränken. 

In Bremen beträgt das statistische Defizit Ende 
1964 1,2 "/o. Das wären 2444 Wohnungen. Tatsächlich 
verzeichnet diese Stadt 13 000 echte, noch jüngst 
überprüfte Dringlichkeitsfälle Wohnungsuchender, 
darunter über 1000 zur Räumung verurteilter Fami-
lien. 

 

Dortmund — seit einiger Zeit bereits „weißer" 
Kreis — hat nach der Defizitberechnung Ende des 
vergangenen Jahres einen Überschuß von 10 148 
Wohnungen. Das würde bedeuten, daß 4,7 "/o des 
Wohnungsbestandes — er beträgt in dieser Stadt 
226 800 Wohnungen — überzählig sind. In Wirklich-
keit befinden sich in dieser statistisch defizitfreien, 
ja überversorgten „Musterstadt" allein 10 400 Fa-
milien in einem echten Wohnungsnotstand. 

Am 31. Dezember 1964 gab es in Dortmund 450 
Familien, die in Baracken und Lauben hausten, 130 
Familien, die mit tbc-kranken Angehörigen zusam-
menwohnten, 7707 Familien mit zwei und mehr Per-
sonen in einem Raum — nach der Statistik ver-
sorgt, aber doch wohl nicht menschenwürdig unter-
gebracht. Es gab in Dortmund am 31. Dezember 1964 
2105 Familien in Wohnungen, die nach Gerichts-
urteilen zu räumen sind, und 29 Familien in Häusern, 
die einsturzgefährdet waren. Das sind 10 422 Fami-
lien mit 31 217 Personen, die nach der Statistik und 
den an sie geknüpften Schlußfolgerungen des Bun-
deswohnungsministeriums eigentlich überhaupt nicht 
vorhanden sein können. Aber diese Menschen leben. 
Sie sind nicht etwa in den letzten. Jahren zu-
gewandert. Sie bedrängen heute so wie gestern die 
Behörden. Sie verlangen Abhilfe, und sie haben ein 
Recht dazu. Sie sind in dieser Stadt im übrigen nicht 
die einzigen, die eine Wohnung suchen. Das sind ja 
nur die schlimmsten Fälle, wie Dortmund nicht die 
einzige Stadt ist, in der es entgegen den papiernen 
Defizitberechnungen noch eine vielfältige Woh-
nungsnot gibt. 

Das, meine Damen und Herren, ist die Wirklich-
keit, die wir zu bewältigen haben. Deshalb sollten 
auch Sie sich zu einer Wohnungspolitik aufgerufen 
fühlen, die die öffentliche Veranwortung für das 
Wohnungswesen nicht immer mehr einschränkt, son-
dern konsequent und energisch weiterführt, und 
zwar unter dem Aspekt der Deckung des nachge-
wiesenen Bedarfs. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Gewiß, Herr Minister — Sie haben das dankens-

werterweise soeben wieder festgestellt—, ist in einer 
großen gemeinsamen Anstrengung Beachtliches ge-
leistet worden, und wir wollen keineswegs über-
sehen, daß hier alle beteiligt waren und daß es gut 
ist, sich dessen zu entsinnen. Es scheint aber heute 
schwerer zu sein, sich für die Zukunft zusammenzu-
finden und Abstand zu nehmen von einer Politik, in 
die man sich sozusagen verrannt hat und von der 
man glaubt, daß sie die einzig mögliche sei. Ich 
glaube, die Verhältnisse müssen Sie dazu bringen, 
auch hier ein wenig umzulernen. Es genügt nun ein-
mal nicht, auf das Erreichte und Geleistete stolz zu 
sein und zu glauben, nun gehe es an, in den An-
strengungen nachzulassen, im wesentlichen, dazu 
mit verminderten Mitteln, nur noch Eigentumsmaß-
nahmen zu fördern und den sozialen Wohnungsbau 
— soweit Miet- und Genossenschaftswohnungen in 
Frage stehen — praktisch nachrangig zu behandeln. 
Das tun Sie mit dem soeben vom Herrn Minister 
erwähnten Wohnungsänderungsgesetz, das wir im 
Augenblick im Ausschuß beraten. 

Wir halten eine solche Politik für ebenso unver-
tretbar, wie die von mir eingangs angeprangerte 
Politik des Als-Ob, der Sie bisher so weitgehend 
unterlegen waren. Noch haben wir keinen ausrei-
chenden Wohnungsmarkt; noch gibt es in weiten 
Gebieten der Bundesrepublik eine quantitative Un-
terversorgung, von den qualitativen Wohnungsver-
hältnissen, den Sanierungserfordernissen, den auf 
lange Sicht in Angriff zu nehmenden Problemen der 
Stadt- und Dorferneuerung ganz abgesehen. Da ge-
nügt es auch nicht, sozusagen nur die Überschrift 
eines Gesetzes zu nennen. Wenn man in den Entwurf 
des Städtebauförderungsgesetzes schaut, dann ver-
mißt man klare Bestimmungen über die finanzielle 
Mitbeteiligung des Bundes; dann sieht man in die-
sem Entwurf kein Instrumentarium, mit dem diese 
große Zukunftsaufgabe bewältigt werden könnte. 

Wir haben von dieser Stelle aus und nicht nur in 
diesem Hause immer wieder nicht nur Kritik geübt, 
sondern auch konstruktive Vorschläge unterbreitet. 
Wir werden das auch in Zukunft tun. Wir haben 
gerade kürzlich noch auf dem Wohnungs- und 
Städtebaukongreß unserer Partei in Bremen Leit-
sätze verkündet. Wir haben Ihnen damit die Mög-
lichkeit gegeben, zu überprüfen, was unsere Mei-
nung ist, und endlich Abstand zu nehmen von dem 
Versuch, gelegentlich die Reden des einen oder an-
deren von uns gegeneinander auszuspielen oder 
Fragen zu stellen, die manchmal geradezu naiv an-
muten, wie wir uns denn in diesen oder jenen Fra-
gen verhielten. ,Es gibt also genügend parteioffiziöse 
Erklärungen der SPD. Es gibt die Parteitagsbe-
schlüsse, es gibt das Godesberger Programm, das 
Sie uns gegenüber gelegentlich sogar mit erhobenem 
Zeigefinger zu interpretieren versuchen, als wenn 
Sie es erarbeitet und erdacht hätten. Jetzt haben 
Sie unsere Leitsätze von Bremen, die Sie sorgfältig 
studieren sollten, bevor Sie uns wieder einmal Mei-
nungen unterschieben, die nicht die unsrigen sind. 
Sie haben mit diesen Leitsätzen und mit anderen 
Unterlagen eine geschlossene Konzeption unserer 
marktwirtschaftlichen Vorstellungen. Da finden Sie 
eine Antwort auf die törichte Frage, ob wir denn  

nicht eigentlich im Grunde doch Anhänger der 
Zwangswirtschaft seien, wie ich es dieser Tage 
wieder gelesen habe.  Die  Antwort ist ein klares 
Nein. Sie wurde von meinem Parteifreund Georg 
Leber gegeben, als er in Bremen der Verkündung 
unserer Leitsätze u. a. folgende Feststellungen voran-
stellte: 

Wir werfen der gegenwärtigen Bundesregie-
rung nicht die Überführung des Wohnungswe-
sens in die Marktwirtschaft vor, sondern man-
gelnde Gewissenhaftigkeit bei dieser schwieri-
gen Operation, die zu Lasten derjenigen Bürger 
geht, die sich in unterversorgten Gemeinden 
nicht selbst helfen können. Wir werfen ihr vor, 
daß sie die Gesetze des Marktes zu früh, also 
bereits zu einem Zeitpunkt angewandt hat, in 
dem ein funktionsfähiger Markt nicht da war. 
Wir werfen dem Minister vor, daß er bei den 
Wohnungsbeständen keinen Unterschied gemacht 
hat zwischen einer Notwohnung und einer wirk-
lich menschenwürdigen Wohnung und daß es 
ihn nicht zu interessieren scheint, wie die Be-
legungsverhältnisse in den Wohnungen in den 
einzelnen Gemeinden sind. 

In den Leitsätzen aber finden Sie Feststellungen 
wie diese: 

Ziel sozialdemokratischer Wohnungspolitik ist 
eine soziale Wohnungsmarktwirtschaft, die 
jedem die Möglichkeit bietet, qualitativ ein-
wandfreien Wohnraum zu angemessenen Be-
dingungen frei zu wählen. 

Ich will Ihnen die Verlesung der Leitsätze im ein-
zelnen ersparen, obwohl es vielleicht für Sie ganz 
gut wäre, sie von dieser Stelle einmal zur Kennt-
nis zu nehmen. Ich möchte Rücksicht auf die Zeit-
bedrängnis dieses Hauses auch am heutigen Tage 
nehmen und zum Schluß kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe einiges Kritische bemerken müssen, und sicher-
lich muß es Ihnen schwerfallen, eigene Irrtümer 
und Fehler einzugestehen. Immerhin, der vorlie-
gende Gesetzentwurf bahnt wenigstens eine Teil-
revision Ihrer bisherigen Beschlüsse an. Er zeigt, 
daß auch Ihnen das Tempo übereilt erscheint, mit 
dem Sie den Schritt in die Marktwirtschaft betrie-
ben haben. Hier sind wir uns wenigstens grundsätz-
lich einig. Es wäre begrüßenswert, wenn es darüber 
hinaus eine Versachlichung der wohnungspolitischen 
Auseinandersetzungen geben könnte. Wir sind be-
strebt, eine Politik zu betreiben, die die heute weit-
gehend noch fehlenden Voraussetzungen für einen 
funktionsfähigen Wohnungsmarkt schafft und so 
auch hier mit der Beseitigung der noch bestehenden 
Notstände die Notwendigkeit zwangswirtschaftlicher 
Maßnahmen endgültig beseitigt. Maßstab ist hierbei 
für uns aber nicht eine papierne, die Realitäten miß-
achtende Defizitberechnung, sondern allein eine 
Marktsituation, die es wirklich gestattet, jedermann 
als freiem Konsumenten eine menschenwürdige 
Wohnung zugänglich zu machen. Wir sagen nein zur 
Wohnungszwangswirtschaft, ebenso aber nein zu 
einer Wohnungspolitik, die sich auf einen fingierten 
Markt stützt und deshalb korrigiert werden muß. 
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Die heute in erster Lesung zur Beratung anste-

hende Novelle wäre Ihnen und  uns  erspart geblie-
ben, wenn der sogenannte Lücke-Plan durchdachter 
und fundierter, wenn er in einer besseren Einschät-
zung der Wohnungswirklichkeit begonnen worden 
wäre. Das ist leider nicht geschehen. Die Vorlage 
des Fristenverlängerungsgesetzes ist aber wenig-
stens ein Teileingeständnis der Unzulänglichkeit 
früherer Beschlüsse der Mehrheit dieses Hauses. 
Wir werden, wie ich schon sagte, an den Beratun-
gen konstruktiv und in dem Bemühen mitwirken, 
daß diese Vorlage vor Ende der Legislaturperiode 
noch in diesem Hause in zweiter und dritter Lesung 
verabschiedet werden kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Mick. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Jacobi, 
daß Sie ankündigen, an  der Verabschiedung des uns 
vorliegenden Gesetzes mitzuarbeiten, verwundert 
uns etwas. Es verwundert uns deshalb etwas, weil 
daraus der Schluß gezogen werden könnte, wir hät-
ten in irgendeiner Weise unterstellt, daß Sie nicht 
mitarbeiten würden. Ich erkläre hier ausdrücklich, 
daß wir eine derartige Unterstellung niemals und 
in keinem Falle ausgesprochen haben, sondern daß 
wir diese Mitarbeit als eine Selbstverständlichkeit 
voraussetzen. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Kollege Mick, ich habe 
„konstruktiv mitzuwirken" gesagt!) 

— Herr Kollege Jacobi, es ist doch selbstverständ-
lich, daß man in diesem Hause konstruktiv mit-
arbeitet und keine Obstruktion oder sonst etwas be-
treibt. Ich persönlich bin der Meinung, daß man 
Selbstverständlichkeiten von dieser Stelle aus nicht 
besonders herausstellen sollte. 

Nun zur Sache selbst! Herr Kollege Jacobi, Sie 
zitierten die Stellungnahme des Haus- und Grund-
besitzervereins. Ich habe nun gedacht, daß Sie eine 
Kanone in Stellung gebracht hätten. Aber ganz im 
Gegenteil! Sie scheinen doch sehr daran interessiert 
zu sein, das Wählerpotential der Haus- und Grund-
besitzer nicht grundsätzlich zu verärgern. Sonst 
kann ich mir diese Ihre Erklärung kaum erklären. 
Es ist doch selbstverständlich, daß man, wenn man 
neues Eigentum schafft, zunächst altes erhalten muß. 
Wie sollte man denn eine Eigentumspolitik, von der 
Sie betont haben, daß Sie konstruktiv an ihr mit-
arbeiten wollen, in Szene setzen, wenn man altes 
Eigentum verrotten läßt! Aber, Herr Kollege Jacobi, 
zwischen platonischen Erklärungen, die Sie hier ab-
geben, und praktischer Politik besteht ein himmel-
weiter Unterschied. 

Herr Kollege Jacobi, auf Ihrem Kongreß haben 
Sie durch den Mund des Kollegen Leber die Forde-
rung aufgestellt, daß man die Zwangswirtschaft erst 
beseitigen dürfe, wenn ein Wohnungsüberschuß von 
3 % vorhanden sei. Das bedeutet in der Tat und 
in der Praxis, daß ein gut Teil bestehenden Eigen-

turns schon verrottet sein muß, ehe Sie auf den 
Gedanken kommen, die Zwangswirtschaft aufzu-
heben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sehen wir uns weiter die Argumente an, Herr Kol-
lege Jacobi, die Sie in § 8 Ihres Entwurfs zum 
Dritten Wohnungsbaugesetz verkünden, daß näm-
lich die Gemeinden ermitteln sollen, was überhaupt 
noch eine Wohnung ist usw. Ich muß unterstellen, 
daß zu den 3 %, die der Kollege Leber meint, dann 
noch eine Menge Prozente hinzukommen von Woh-
nungen, die nach der Feststellung irgendeiner 
Gemeindebehörde nicht mehr den Ansprüchen ge-
nügen. Hiermit komme ich schon zu einem Woh-
nungspotential, zu einem Eigentumspotential, wel-
ches weit über 3 % liegt und damit meine These  — 
die  ich hier aufstelle von der Verrottung privaten 
Eigentums in einem noch grelleren Lichte erscheinen 
läßt. 

Herr Kollege Jacobi, ich glaube, es besteht zwi-
schen Ihrer und unserer Auffassung ein grundsätz-
licher Unterschied. Sie wollen grundsätzlich jeden 
zu seinem Glück zwingen, 

(Abg. Jacobi [Köln]: Das halben wir längst 
aufgegeben!) 

wir aber sind der Meinung, Herr Kollege Jacobi, 
daß jeder zu seinem Glück auch selbst. etwas bei-
tragen muß. 

(Abg. Jacobi (Köln) : Sehr richtig!) 

— Schön, Herr Kollege Jacobi, daß Sie mir hier 
zustimmen. Dann verstehe ich allerdings § 8 in 
Ihrem Dritten Wohnungsbaugesetz nicht mehr. 
Wenn ich schon, Herr Kollege Jacobi, von sozialer 
Marktwirtschaft spreche, dann muß ich auch dem 
Wohnungskonsumenten die Freiheit lassen, in einer 
Wohnung zu wohnen, in der Sie nicht wohnen möch-
ten und in der auch ich nicht wohnen möchte, so-
weit das nicht eine Gefahr für die Allgemeinheit 
oder auch zu einer akuten Gefahr für den Betreffen-
den selbst wird. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Halten Sie nichts von 
Hygiene? — Und die Gesundheitspolizei? 

— Weitere Zurufe von der SPD.) 

Sie sprechen davon, daß wir mit dieser Novelle 
auf Grund grober Fehlprognosen gekommen seien. 
Im Vertrauen gesagt, Herr Kollege Jacobi: Ich habe 
dem Minister gesagt, er solle dieses Gesetz nicht 
machen, vielmehr solle er die Rechtsverordnung so 
gestalten, daß die Bundesregierung von sich aus in 
den Kreisen, wo sie das für nötig hält, die Frist 
verlängern könne. Der Herr Wohnungsbauminister 
hat einen anderen Weg gewählt. 

Sie sprechen von groben Fehleinschätzungen, 
wenn — man höre und staune — noch 5 % aller 
Kreise an dem von uns ursprünglich gewählten 
Schlußtermin mehr als 3 % Wohnungsdefizit auf-
weisen. Wenn Sie also so wollen, so ist das eine 
Fehleinschätzung von 5 %. Und diese 5 % sind sehr 
wohl — das hat der Herr Minister sehr schlüssig 
nachgewiesen — aus Gründen zu erklären, die der 
Wohnungsbauminister nicht zu vertreten hat. 
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Sie greifen in Permanenz die statistischen Zahlen 
an, die dem rechnerischen Wohnungsdefizit zu-
grunde liegen. Wir haben zu keinem Zeitpunkt be-
hauptet, daß diese statistischen Zahlen ' den Stein 
der Weisen, daß sie ein Evangelium darstellen. Wir 
haben vielmehr stets nur gesagt, daß sie für uns 
die einzig mögliche Bezugsquelle sein können, um 
überhaupt ein Gesetz aufzubauen. Wir waren immer 
der Meinung, daß ein Wohnungsdefizit nicht in sta-
tistischen Zahlen nachgewiesen werden kann, son-
dern daß ein Wohnungsdefizit nur nachgewiesen 
werden kann im freien Raum, im Raum der sozialen 
Marktwirtschaft. Dann wird sich nämlich heraus-
stellen was echt und was unecht ist. Es hat sich zum 
großen Teil bereits herausgestellt. Was würden Sie 
uns heute vorwerfen, wenn wir in dem Maße am 
Bedarf vorbeigebaut hätten, wie es -  etwa durch die 
Zahlen bei den Wohnungsämtern unserer Städte und 
Kreise ausgewiesen wurde? Und in welchem Um-
fang haben sich diese Zahlen als stichhaltig erwie-
sen, Herr Kollege Jacobi? Was würden Sie sagen, 
wenn wir öffentliche Mittel in Milliardenhöhe am 
Bedarf vorbei verbaut hätten, den die Wohnungs-
ämter unserer Städte tatsächlich ausgewiesen haben! 

Wohnungsnotstand, Wohnungsbedarf und Woh-
nungswünsche sind drei verschiedene Dinge. Ich 
kenne Beispiele von Erhebungen in Städten — auch 
in solchen, in denen der Deutsche Gewerkschafts-
bund Erhebungen angestellt hat —, die einem 
manche Hinweise geben konnten, in anderer Hin-
sicht aber sehr zweifelhaft waren. Jeder, der in der 
Wohnungswirtschaft tätig ist, weiß, daß es die 
Familie Schmitz oder Müller oder Meier gibt, die 
lieber in einer unvollkommenen Wohnung bleibt, 
weil sie in ihrem Pfarrbezirk oder in der Nähe ihrer 
Verwandten und Bekannten wohnen bleiben möchte, 
als etwa in die chemisch einwandfreiste Wohnung 
irgendwo auf der grünen Wiese zu ziehen, die allen 
Anforderungen gerecht wird. Solche Dinge kann 
man nicht mit Statistiken erfassen, das gebe ich 
Ihnen zu; die können Sie auch nicht erfassen, Herr 
Kollege Jacobi, indem Sie nach Wohnungswünschen 
fragen. Wenn Sie z. B. die Erhebung in Solingen 
vornehmen und sich die Wohnungswünsche an-
sehen, dann stellen Sie fest, daß das Gros derer, 
die eine andere Wohnung haben wollen, diese 
gerade und unter allen Umständen dort haben wol-
len, wo diese Wohnungen nicht erstellt werden 
können, nämlich in den Bezirken, in denen Woh-
nungen abgerissen werden müssen, weil sowieso 
alles zu eng aufeinanderhängt. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Also müssen Sie doch 
ordnen!) 

— Entschuldigen Sie, zunächst habe ich es auch 
hier damit zu tun, was der Konsument will. Man 
kann nicht auf der einen Seite sagen, wie Sie das 
machen, dort herrsche ein Wohnungsnotstand, denn 
soundsoviele Tausende wünschten eine andere 
Wohnung, und auf der anderen Seite, wenn eine 
andere' Wohnung angeboten wird, erklären: Nein, 
ich ziehe doch nicht hinten irgendwo auf die grüne 
Wiese, sondern ich möchte hier im Zentrum von 
A-Dorf oder B-Dorf oder in der Neustadt oder Alt-
stadt wohnen bleiben; d. h. in Bezirken, die gelichtet 

werden müssen, in Bezirken, in denen man nicht 
noch zusätzlich neue Wohnungen bauen kann. 

Nun noch einmal -zur Frage des Eigentums. Ich 
muß Ihnen sagen — ich hätte jetzt bald -einen unpar-
lamentarischen Ausdruck gebraucht —, daß eis einem 
fast leid wird, mit Ihnen zu diskutieren. Sie stellen 
hier dauernd Alternativen auf: Eigenheim oder Miet-
wohnung, als wenn wir in einer unendlichen Zahl 
Eigenheime und keine Mietwohnungen bauten. Was 
die Eigenheime angeht, so ist doch, Herr Kollege 
Jacobi, Tatsache, daß ihre Zahl nur ,einen geringen 
Teil der Zahl der Mietwohnungen ausmacht. Wir 
sind jedoch stolz darauf, daß wir von rund 8 1/2 Mil-
lionen Wohnungen überhaupt etwas über 2 Millio-
nen Eigenheimehaben bauen können. Wir müssen 
aber z. B. für das Jahr 1964 ,die Feststellung treffen, 
daß im Bundesdurchschnitt 84 % aller Eigenheime — 
in  unserem Land Nordrhein-Westfalen sind es sogar 
85 % — in Landkreisen gebaut worden  sind.  Es blei-
ben also ganze 16 % gebaute Eigenheime in den Be-
zirken, in denen .der größere Teil der Bevölkerung 
wohnt. 

Wollen Sie bei solchen Zahlen, die  uns veranlas-
sen, unsere Eigentumspolitik zu überdenken, immer 
noch mit der These kommen, daß wir die Mietwoh-
nung auf Kosten ,des Eigenheims verkümmern las-
sen und damit am  Wohnungsbedarf vorbei arbeite-
ten? Ich glaube, diesen Zahn sollten Sie sich einmal 
ziehen lassen. Sie sollten dann lieber in aller Ehr-
lichkeit sagen: Wir halten nichts von dieser Eigen-
heimförderung, wir wollen Mietwohnungen, und 
zwar aus Gründen, die  Ihnen wahrscheinlich besser 
bekannt sind als uns. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Das ist ,eine Unterstel

-

lung! Wie kommen Sie dazu? Ich spreche 
vom Bedarf als einer objektiv meßbaren 

Größe! — Zuruf des Abg. Wehner.) 

— Herr Kollege Wehner, es freut mich, daß auch 
Sie sich für Wohnungspolitik interessieren. Das habe 
ich bisher nicht festgestellt. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf links: Sie 
wissen noch manches nicht!) 

Dann wurde hier das Land Nordrhein-Westfalen 
als Kronzeugegegen die statistischen Zahlen ange-
führt, auf denen ,das Abbaugesetz aufgebaut ist. 

 Welcher Irrtum, Herr Kollege Jacobi! Mir 'scheint, 
daß Sie nicht zur Kenntnis genommenhaben, warum 
das Land Nordrhein-Westfalen diese Erhebungen 
anstellt. Sie werden aus einem sehr vernünftigen 
Grunde angestellt: um nicht an den Wirklichkeiten 
vorbeizubauen. Das Land Nordrhein-Westfalen tut 
das, was heute in der Wirtschaft selbstverständlich 
ist, auch und gerade in den Wirtschaftszweigen, in 

 denen der Bedarf mehr als gedeckt werden kann: 
man betreibt Marktanalyse, um nicht nur heute auf 
der Höhe der Zeit zu sein, sondern auch morgen und 
übermorgen. Das Land Nordrhein-Westfalen hat 
also gar nicht vor, etwa eine Berichtigung der sta-
tistischen Zahlen zu erreichen oder diese Zahlen 
aus den Angeln zu heben, sondern es  geht darum, 
eine Marktanalyse vorzunehmen, um die Woh-
nungswünsche von heute und nach Möglichkeit, 
wenn es möglich ist, bereits heute schon die Woh- 
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nungswünsche sogar von morgen und übermorgen 
festzustellen, um darauf die Wohnungspolitik ein-
stellen zu können. Das scheint mir  schon deshalb 
notwendig zu sein, um  mit  den öffentlichen Mitteln 
vernünftig umgehen zu können. 

Sie nannten hier die Zahlen der Stadt Dortmund, 
die sehr erschütternd klingen könnten. Aber Sie 
haben nur eine Seite der Medaille gezeigt. Es ist 
ein bekannter Tatbestand, Herr Kollege Jacobi, daß 
Dortmund eine Stadt mit abnehmender Bevölke-
rungszahl ist. Ich füge noch hinzu, daß wahrschein-
lich in Dortmund auch weiter gebaut wird. Sie haben 
kein Wort davon gesagt, wie hoch die Wohnungs-
produktion der Stadt Dortmund gegenwärtig ist. Ich 
nehme an, daß bei dem Notstand, den Sie hier auf-
gezeigt haben, die Wohnungsproduktion der Stadt 
Dortmund sehr groß sein wird. Herr Kollege Jacobi, 
sie kann auch sehr groß sein, denn die Mittelzutei-
lung des Landes Nordrhein-Westfalen ist dazu ange-
tan, daß weiß Gott alles ausgeschöpft werden kann, 
was im Rahmen unserer bauwirtschaftlichen Möglich-
keiten drin ist. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Aber das sind doch 
Schlüsselzuweisungen!) 

— Herr Kollege Jacobi, diese Schlüsselzuweisungen 
in Nordrhein-Westfalen — informieren Sie sich ein-
mal darüber — sind so hoch, daß viele Städte und 
gerade Großstädte diese Mittel am Jahresende zum 
Teil zurückgeben mußten, weil sie einfach nicht 
verbaut werden konnten, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und zwar aus Gründen, die ich hier nicht näher 
untersuchen will. Das ist Ihnen genauso bekannt wie 
mir. Also nehmen wir an, daß die Stadt Dortmund 
in ihrer Not nicht untätig bleibt, sondern die Mög-
lichkeiten, die wir und die das Land Nordrhein-
Westfalen ihr bietet, auch ausnutzt, um der Not Herr 
zu werden, die Sie geschildert haben. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Ich schlage vor, daß 
wir zusammen mal hinfahren!) 

Abhilfe von Notständen! Wer ist so vermessen, 
abzustreiten, daß es keine Notstände mehr gibt? 
Auf welchem Gebiet gibt es keine Notstände mehr? 
Die Notstände beseitigen kann ich nicht dadurch, daß 
ich mich in Permanenz darüber unterhalte, ob diese 
oder jene statistische Zahl falsch ist, sondern den 
Notständen kann ich nur dadurch begegnen, daß 
ich baue, baue und nochmals baue und hier alle 
Möglichkeiten ausnutze. 

(Zurufe von der SPD.) 

Eines entspricht nicht den Tatsachen — das hätte 
ich eigentlich von Ihnen nicht erwartet —: Sie haben 
wider besseres Wissen gesagt, 

(Oho-Rufe und Hört! Hört! bei der SPD) 

— Sie haben wider besseres Wissen gesagt, daß der 
Bund in seinen Anstrengungen nachlasse. Das haben 
Sie zu einem Zeitpunkt gesagt, Herr Kollege Jacobi, 
in dem wir in der dritten Beratung eines Gesetzes 
stehen, welches festlegt, daß die finanzielle Degres-
sion nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz fort-
fällt. Mit dieser Streichung der Degression über-

nimmt der Bund eine Dauerverpflichtung im sozialen 
Wohnungsbau auch über den Fall eines akuten 
Wohnungsnotstands hinaus. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Aber ich habe doch die 
Degression von Anfang an gemeint!) 

In diesem Zusammenhang von einem Nachlassen des 
Bundes in seiner Anstrengung für die Beseitigung 
der Wohnungsnot zu sprechen, halte ich nicht für 
richtig. 

(Abg. Jacobi [Köln] : Das ist die reine Wahr

-

heit!) 

Die Tatsachen beweisen genau das Gegenteil. Der 
Bund stellt nicht verminderte Mittel zur Verfügung, 
sondern er verpflichtet sich, die Mittel durchzuhal-
ten, zu denen er nach dem Zweiten Wohnungsbau-
gesetz nicht verpflichtet war. 

Herr Kollege Jacobi, was die Leitsätze der SPD 
zum Wohnungsbau angeht, so will ich mich darüber 
heute nicht verbreiten. Sie wissen, daß wir eben-
falls unseren Kongreß hierzu haben, und Sie werden 
von da das Notwendige zu unserem Wollen und zu 
unseren Vorstellungen in 'bezug auf die Raumord-
nung und die Wohnungspolitik hören. Wenn wir 
beide Ergebnisse auf dem Tisch haben, werden wir 
auf dieser Grundlage — was wir übrigens gewohnt 
sind — eine fruchtbare Diskussion führen können. 
Denn — das möchte ich ausdrücklich feststellen — 
daß unsere Diskussionen fruchtbar waren, ersehen 
wir an der gigantischen Leistung, die wir gerade 
im Wohnungsbau vollbracht haben. 

Einige Bemerkungen noch zum Schluß. Es ist 
auch mir aufgefallen — und damit wende ich mich 
an Sie, verehrte Frau Kollegin —, daß gerade in 
den Städten, die Hochschulen oder Universitäten 
haben, in der Tat das Wohnungsdefizit gewaltig 
über dem Durchschnitt vergleichbarer Orte liegt. 
Wir werden ganz zweifellos zu untersuchen haben, 
woher das kommt. Ich bin der Meinung, es kommt 
von den Ein-Personen-Haushalten, die dort in der 
Hauptsache von den Studierenden gebildet werden. 
Wenn wir exakt feststellen, daß diese Vermutung 
richtig ist, werden wir zu überlegen haben, wie wir 
diesen Mißständen beikommen. Ich glaube aber, 
wir sind uns darin einig, daß in den letzten Jahren 
auch auf diesem Gebiet immerhin schon Gewaltiges 
geschehen ist — ich denke z. B. an meine Vater-
stadt Köln — und daß wir das fortsetzen und unter 
Umständen verstärken müssen, um diese irregulären 
Zahlen, die ein falsches Bild vermitteln, auf ihren 
Gehalt zurückzuführen. 

Im übrigen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, lassen 'Sie mich mit dem schließen, was wir 
hier nicht zum erstenmal sagen, sondern was wir 
immer sagen: daß es unser Ziel in der Wohnungs-
politik war und ist, zunächst jedem eine Wohnung 
zu geben .und dann, wenn jeder eine Wohnung hat, 
jedem seine Wohnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
'schließe die Aussprache. Ich schlage Ihnen vor, den 
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Gesetzentwurf an den Ausschuß für Wohnungswe-
sen, Städtebau und Raumordnung sowie an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung zu überweisen. — Widerspruch erfolgt nicht; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 12 der Tagesordnung: 

a) Zweite und dritte Beratung des von dem Ab-
geordneten Dr. Mommer und Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Wahl der deutschen Mitglieder in 
das Europäische Parlament (Drucksache 
IV/2338) ; Schriftlicher Bericht des Ausschus-
ses für auswärtige Angelegenheiten (3. Aus-
schuß) (Drucksache IV/3130) 

(Erste Beratung 133. Sitzung), 

b) Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für auswärtige Angelegenheiten (3. 
Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion . der FDP betr. 
parlamentarische Kontrolle der europäischen 
Organe, 

über den Antrag der Abgeordneten Frau 
Strobel, Birkelbach, Arendt (Wattenscheid), 
Bergmann, Frau Dr. Elsner, Faller, Kulawig, 
Dr. Kreyssig, Kriedemann, Metzger, Rohde, 
Seifriz, Wischnewski und Fraktion der SPD 
betr. Demokratisierung der europäischen Ge

-

meinschaften,  

über den Antrag der Abgeordneten Frau 
Strobel, Birkelbach, Arendt (Wattenscheid), 
Bergmann, Frau Dr. Elsner, Faller, Kulawig, 
Dr. Kreyssig, Kriedemann Metzger, Rohde, 
Seifriz, Wischnewski und Fraktion der SPD 
betr. Haushaltskontrolle der europäischen 
Organe, 

über den Antrag der Fraktion der SPD betr. 
Förderung des europäischen Zusammen-
schlusses in der EWG (Drucksachen IV/2091, 
IV/2211, IV/2212, IV/2723, IV/3129). 

Ich schlage Ihnen vor, meine Damen und Herren, 
diese beiden Punkte in der Beratung miteinander zu 
verbinden. Berichterstatter ist für beide Punkte der 
Abgeordnete Dr. Furler, der jeweils einen schrift-
lichen Bericht erstattet hat, wofür ich ihm danke. Er 
wünscht die beiden Berichte zu ergänzen. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Dr. Furler (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die verschiedenen Vorlagen, 
die hier gemeinsam aufgerufen sind, haben einen 
einheitlichen größeren Inhalt, nämlich die Stellung 
des Europäischen Parlaments, um die wir hier und 
im Europäischen Parlament selbst kämpfen. Im 
Grunde handelt es sich aber doch um zwei ver-
schiedene Materien. In der ersten Vorlage, zu der 
ein besonderer Bericht des Auswärtigen Ausschusses 
vorliegt, wird vorgeschlagen, die deutschen Mit-
glieder des Europäischen Parlaments einer Direkt-
wahl zu unterziehen. 

Zur Ergänzung des vorliegenden Schriftlichen 
Berichts und zum Verständnis muß ich kurz sagen, 
daß in den Römischen Verträgen eine direkte Wahl 
der Mitglieder des Europäischen Parlaments vor-
gesehen ist. Diese direkte Wahl setzt voraus, daß 
das Europäische Parlament einen entsprechenden 
Wahlrechtsentwurf vorlegt. Das ist schon sehr bald 
nach der Konstituierung des Europäischen Parla-
ments, schon im Jahre 1960, geschehen. Dieser Ent-
wurf wurde auch dem Ministerrat vorgelegt. Der 
Ministerrat muß über diesen Entwurf einstimmig 
entscheiden, und anschließend müssen die natio-
nalen Parlamente die europäischen Wahlen zum 
Gegenstand einer Ratifizierung machen. Der Wahl-
gesetzentwurf liegt beim Ministerrat. Er stößt dort 
auf Widerspruch. Es ist bisher nicht über ihn ent-
schieden. Daher — ich kann das vom Ausschuß aus 
erläuternd sagen — wohl die Idee, in einem einzel-
nen Land direkte Wahlen durchzuführen. 

Dér Entwurf des Herrn Kollegén Mommer — er 
wird ihn ja nachher persönlich erklären — sieht 
vor, daß diese Direktwahl der deutschen Abgeord-
neten mit unseren Bundestagswahlen verbunden 
wird, und zwar praktisch so, daß neben der Stimme 
für den Wahlkreisabgeordneten und der Stimme für 
die Partei eine dritte Stimme für einen europäischen 
Wahlvorschlag, d. h. also für eine Bundesliste, ge-
währt wird. Gewählt sollen dann nach dem Ent-
wurf diejenigen sein, die nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl ein Mandat erhalten, allerdings nur, 
soweit sie auch in den Deutschen Bundestag gewählt 
werden. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die Dinge ein-
gehend geprüft. Wir hatten diese Prüfung in der 
ersten Plenardebatte in Aussicht gestellt. Die Prü-
fung erstreckte sich auf zwei Gesichtspunkte, ein-
mal auf die Rechtslage nach den Römischen Ver-
trägen und zum anderen auf die politische Stellung-
nahme, die der Ausschuß zu diesem Vorschlag ab-
zugeben hatte. 

Der Ausschuß war mit Mehrheit der Meinung, daß 
die Römischen Verträge eine solche Wahl einzelner 
Delegationen unmittelbar durch das Volk, wie sie 
hier vorgeschlagen wird, nicht vorsehe und auch 
nicht für zulässig erkläre. Die europäischen Verträge 
enthalten eine Alternative. Die eine Möglichkeit ist 
die — und danach wird jetzt verfahren —: die Mit-
glieder des Europäischen Parlaments werden nach 
einem den Staaten an sich freistehenden Verfahren 
von den nationalen Parlamenten aus ihrer Mitte be-
stellt oder gewählt. Wir gehen im Bundestag nach 
dem d'Hondtschen Verfahren vor. Nach diesem Ver

-

fahren wird eine Liste der 36 deutschen Mitglieder 
aufgestellt, und auf Grund dieser Liste werden diese 
Mitglieder dann gewählt. 

Wie ich sagte, sehen die Römischen Verträge auch 
eine direkte allgemeine Wahl vor. Diese Wahl muß 
aber nach den Verträgen als eine allgemeine, insge-
samt für alle Mitglieder des Europäischen Parla-
ments in allen sechs Staaten der Gemeinschaft durch-
geführt werden. Der Vertrag kennt keine Mittel-
situation. Er kennt nur die eine oder die andere 
Alternative. 
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Der Ausschuß war der Meinung, daß die Auf-

fassung, es handle sich bei der Gesetzesvorlage nur 
um eine Verfahrensregelung, nicht zutrifft, sondern 
daß es sich um eine echte Direktwahl handelt. Der 
Bundestag ist gezwungen, diejenigen, die auf dieser 
Bundesliste nach dem Verhältniswahlsystem die 
nötigen Stimmen bekommen, auch in das Europäi-
sche Parlament zu entsenden. Er war aber der Mei-
nung, daß das Wesentliche an der direkten Wahl 
nach den Verträgen die allgemeine Wahl ist, 
also der europäische Gesamtakt, der stattfinden muß. 

Eine Aufsplitterung nach Delegationen paßt nach 
Auffassung des Ausschusses auch nicht in das Inte-
grierungssystem, in das Gemeinschaftsdenken. Denn 
wir wollten ja im Europäischen Parlament gerade 
die Delegation überwinden und durch Fraktionen 
ersetzen, keine Unterschiede, sondern Gemeinsam-
keiten schaffen. 

Nun einige politische Gesichtspunkte, die erwo-
gen wurden und die ich hier auch kurz erwähnen 
muß. Einmal fehlt natürlich einer solchen nationalen 
Wahl der europäische Charakter. Ich habe das schon 
betont. Der Wahlgesetzentwurf des Europäischen 
Parlaments sagt in seinem Art. 14 dazu ausdrücklich: 

Die Wahlen dürfen nicht mit den nationalen 
Wahlen zusammenfallen. 

Das war eine grundlegende Entscheidung. Man 
wollte eben das Europäische in den Vordergrund 
stellen. 

Sodann: Was ist der Sinn der allgemeinen Wah-
len? Der Sinn der allgemeinen europäischen Wahlen 
besteht darin, die Stellung des Parlaments zu ver-
stärken. Ein sehr schwieriger Punkt! Zwar werden 
mit den allgemeinen Wahlen nicht unmittelbar die 
Befugnisse des Parlaments erweitert. Immerhin 
glaubt man — und davon bin ich auch überzeugt — , 

daß eine Wahl — in allen sechs Staaten der Gemein-
schaft an einem Tag durchgeführt — für das ganze 
Parlament einen sehr positiven Einfluß bezüglich der 
europäischen und auch bezüglich der Stellung des 
Parlaments ausüben würde. Selbstverständlich wird, 
wenn nur einzelne Delegationen getrennt direkt ge-
wählt werden, die Position dieser einzelnen Delega-
tionen nicht verstärkt. Es gibt im Europäschen Par-
lament nur einheitlich gleichberechtigte Abgeord-
nete. Eine Differenzierung würde also gar keinen 
Erfolg haben. 

Der Ausschuß hat noch erwogen, daß einzelne 
Punkte sehr schwierig sind. Ich darf auf drei ab-
heben. 
Wer nicht in den Bundestag gewählt wird, kommt 

trotz der direkten Wahl über die Bundesliste auch 
nicht in das Europäische Parlament. Wer im Wahl-
kreis durchfällt und nicht auf der Landesliste ab-
gedeckt ist, wird zwar eventuell mit großer Stim-
menmehrheit in das Europäische Parlament gewählt, 
er kann aber nicht in das Europäische Parlament 
einziehen. Sie sehen, eine sehr starke Schwäche 
dieser national begrenzten Direktwahl. 

Das zweite, was erwogen wurde, ist, daß ein so 
gewählter Abgeordneter zwar die Wahl zum Euro-
päischen Parlament ausschlagen kann, aber niemals 
die Wahl zum Bundestag, wodurch natürlich auch  

eine gewisse Manipuliermöglichkeit über .die Listen 
geschaffen würde. Ich will das aus den Erwägungen 
des Auswärtigen Ausschusses nur andeuten. 

Wenn schließlich einer den nationalen Sitz ver-
liert, verliert er ohne weiteres auch die Mitglied-
schaft im Parlament. 

Was aber der Ausschuß als besonders schwierig 
ansah, war, daß durch solche getrennten direkten 
Wahlen der große Gedanke der unmittelbaren 
Wahl, diese Verstärkung durch den Willen der 
Völker eben nicht erreicht wird. Es besteht im 
Gegenteil die Gefahr, daß der Gedanke der all-
gemeinen Wahl verbraucht wird, wenn die Men-
schen sehen, daß man in Deutschland jetzt direkt 
wählt und dieses überhaupt keinen Einfluß — weder 
auf das Parlament als solches noch auf seine Mit-
glieder — hat. 

Wir waren im Ausschuß im Ziel, das Herr 
Mommer erstrebt, einig; wir waren aber der Mei-
nung, daß diese Methode einmal nicht zulässig und 
zum andern auch politisch nicht nur nicht erfolgreich, 
sondern auch mit Gefahren verbunden ist. Denn es 
ist natürlich so: Auch wenn in einem, oder in zwei 
oder drei, ja selbst in sechs einzelnen Ländern 
direkte Wahlen stattfinden, ist das immer noch 
kein europäischer Wahlakt mit den Voraussetzun-
gen und Folgen, die man erstrebt. 

(Abg. Wehner: Ruhe ist die erste Bürger

-

pflicht!) 

— Nein, ganz und gar nicht. Darum geht es nicht, 
Herr Wehner, sondern es geht um die Gemeinsam-
keit in Europa, um durch die gemeinsame Wahl eine 
— wie Herr Mommer sich einmal ausdrückte 
Weihe zu geben, die die direkten Wahlen haben. 

(Abg. Wehner: Weihe allein tut es nicht!) 

Der Ausschuß hat aber immer betont — und ich 
freue mich deshalb, daß das in einem Entschlie-
ßungsantrag vorgelegt worden ist —, daß er nach 
wie vor streng fordert, daß die europäischen all-
gemeinen Wahlen durchgeführt werden, und daß er 
von der Bundesregierung auch verlangt, daß sie 
alles einsetzt, um diese europäischen Wahlen in der 
Art, wie sie in den Verträgen vorgesehen sind, vor-
wärtszutreiben. 

Der Ausschuß kam zu dem Ergebnis, Ihnen vor-
zuschlagen, den Gesetzentwurf aus den Gründen, 
die ich dargelegt habe, abzulehnen. 

Nun der zweite Komplex, der auch das Euro-
päische Parlament betrifft, nämlich die Stärkung 
seiner Stellung. Auch da gibt es eine interessante 
Besonderheit. Wir machen 'hier Vorschläge, obwohl 
wir die Stellung des Europäischen Parlaments gar 
nicht unmittelbar stärken können; das kann nur 
im Rahmen der Verträge über die Europäischen Ge-
meinschaften geschehen. Aber wir wollen, daß der 
Bundestag die Regierung auffordert, Verschiedenes 
zu tun, um zu versuchen, die Stellung des Euro-
päischen Parlaments zu verstärken. 

Die Dinge haben sich, seit die Anträge eingereicht 
wordensind, weiterentwickelt. Einiges ist überholt. 
Wir haben auch verlangt — es steht heute noch in 
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den Anträgen —, daß die Stellung ides  Parlaments 
im Zusammenhang mit der Fusion der Exekutiven 
verstärkt und nicht geschwächt wird. Wir haben 
diesen Kampf verloren. Sie werden in einigen Tagen 
den Fusionsvertrag bekommen. Das Europäische 
Parlament hat sich nicht durchgesetzt. Ich glaube, 
die Wichtigkeit ,der Fusion war sehr groß, aber man 
ist in ,dieser besonderen Beziehung leider nicht wei-
tergekommen. 

(Abg. Wehner: Hat die Bundesregierung 
dabei sehr geholfen?) 

— Ich glaube, ja. Aber Sie wissen — ich brauche 
das hier nicht darzulegen —, wie sehr von anderer 
Seite eine Verstärkung der Befugnisse des Euro-
päischen Parlaments blockiert wird. Man stand vor 
der Wahl, entweder die Verstärkung der Gemein-
schaft durch die  Fusion, die auch das Europäische 
Parlament forderte, weil ja die Kommissionen, die 
fusioniert werden, dem Parlament unmittelbar 
gegenüberstehen, zu akzeptieren oder sie scheitern 
zu lassen. Ich glaube, auch Sie, Frau Strobel, werden 
nachher nicht den Standpunkt vertreten, daß man 
es deshalb hätte scheitern lassen sollen. 

Wir schlagen Ihnen nun folgendes vor. Das Euro-
päische Parlament — die Anträge sind meistens aus 
den  Beschlüssen des Europäischen Parlaments über-
nommen — fordert aus ganz klaren Gründen eine 
stärkere Stellung. Es ergehen in Brüssel Gesetze, 
die unmittelbar für alle Bürger der sechs Länder 
berechtigend und verpflichtend sind. Diese Gesetze 
ergehen 'in einem Verfahren, das wir parlamenta-
risch für unzureichend halten. Sie werden durch den 
Ministerrat erlassen. Das Europäische Parlament ist 
zwar eingeschaltet, aber nur konsultativ, d. h. es 
gibt eine Stellungnahme ab. Der Ministerrat ist an 
diese Stellungnahme nicht gebunden. Er entscheidet 
souverän. 

Ich darf sagen, daß sich das Europäische . Parla-
ment bemüht — das hat auch im Ausschuß eine 
große Rolle gespielt —, einen faktischen Einfluß zu 
haben. Es arbeitet sehr fleißig in seinen Ausschüs-
sen und Plenarsitzungen. Es setzt sich auch oft mit 
seinen Gedanken durch. Aber es hat hier keine ent-
scheidende Rechtsposition. 

Wir wissen, daß das Zustimmungsrecht, das ge-
fordert wird, nur durch eine Vertragsänderung ge-
schaffen werden kann. Diese ist im Augenblick nicht 
erreichbar. Wir hoffen da auf die Fusion der Ver-
träge. Wir hoffen auch auf den Kampf — das wird 
nachher noch dargelegt werden — um die haushalts-
rechtlichen Fragen und um den Agrarfonds. Der 
-Kampf wird gegenwärtig geführt. Wir müssen da 
über eine Vertragsänderung unbedingt zu einer Ver-
stärkung der Stellung des Europäischen Parlaments 
kommen. 

Was hier jetzt gefordert wird, können die Regie-
rungen, wenn sie eine positive europäische Haltung 
einnehmen, ohne Änderung der Verträge schon jetzt 
tun. Es wird nämlich vorgeschlagen, daß sich der 
Ministerrat durch ein Gentleman's Agreement eine 
Selbstbindung auferlegt insofert, als zunächst eine 
nochmalige Sitzung stattfinden muß, wenn das Euro-

päische Parlament eine andere Meinung vertritt als 
der Ministerrat. Wenn dort das Parlament mit Zwei-
drittelmehrheit seinen Standpunkt aufrechterhält, 
muß der Ministerrat entweder einstimmig ablehnen 
oder einen paritätischen Ausschuß anrufen. Dieses 
einstimmige Ablehnen ist natürlich nicht leicht. Das 
ist eine Bindung, die die Stellung des Europäischen 
Parlaments verstärken würde. Auf die Einzelheiten 
will ich nicht eingehen. Ich will nur sagen: was in 
diesem Antrag steht, der Ihnen vom Auswärtigen 
Ausschuß einstimmig vorgelegt wird, ist alles aus 
den Gedankengängen des Europäischen Parlaments 
entnommen und die einzige Möglichkeit, um im 
Augenblick ohne Vertragsänderung weiterzukom

-

men.  

Ich darf aber auch darauf hinweisen, daß sich die 
Dinge in den letzten Wochen weiterentwickelt ha-
ben. Im Zusammenhang mit der Vorlage, die Ihnen 
auch bald zugeht, über die Agrarfinanzpolitik, über 
die eigenen Mittel, die für die Europäische Gemein-
schaft kommen, über die Abschöpfungen, über die 
Zölle werden wir auch im Bundestag eine Verstär-
kung des Europäischen Parlaments und seiner Stel-
lung verlangen. Aber ich glaube, es ist gut, daß wir 
uns einmal mit diesen Dingen befaßt haben und daß 
Ihnen vom Auswärtigen Ausschuß ein Antrag vor-
gelegt wird, der dem Anliegen, das Europäische 
Parlament in seiner Position vorwärtszuführen, 
Rechnung trägt. 

Wir sind der Meinung, daß mit der Entwicklung 
der Gemeinschaften diese schwache Stellung des 
Europäischen Parlaments nicht bleiben kann. Immer-
hin ist sie politisch ausgebaut worden; sie ist erheb-
lich stärker, als es sich nach den Verträgen ver-
muten läßt. Es fehlt aber die entscheidende Rechts-
position, auch im Haushaltsrecht. In dem Moment, 
wo — wie bei einem Staat — eigene Einnahmen da 
sind, ist natürlich ein echtes Haushaltsrecht die 
Grundlage und die erste Forderung jedes Parla-
ments. 

Ich schlage Ihnen im Namen des Auswärtigen Aus-
schusses vor, den einstimmig gefaßten Beschluß zu 
den Anträgen, die die Stellung des Europäischen 
Parlaments angehen, zu akzeptieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Sichoettle: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben in der wirtschaftlichen 
Einigung Europas in den letzten Jahren durchaus 
erfreuliche Fortschritte erreichen können, trotz der 
großen Schwierigkeiten, die es gab. Aber je mehr 
die wirtschaftliche Einigung Europas fortschreitet, 
je mehr eingreifende folgenschwere Beschlüsse in 
die Organe  der  Gemeinschaften verlagert werden, 
je größer die Geldsummen sind, über die dort ent-
schieden wird, um so dringender wird es, daß der 
unterentwickelte Teil Europas, der leider von vorn- 
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herein unterentwickelt war, nämlich der demokra-
tische Teil, der demokratisch-parlamentarische Un-
terbau für die europäischen Institutionen ausgebaut 
wird. Das ist nichts Neues. Wir reden schon immer 
darüber, seit wir mit den Verträgen über die Ge-
meinschaften befaßt waren. Aber ich stelle fest, daß 
wir da nicht vorwärtsgekommen sind, weder was 
die Rechte des Europäischen Parlaments, noch was 
die andere Forderung angeht: dieses Parlament muß 
ein wirkliches Parlament auch dadurch werden, daß 
es von dem dort zu vertretenden europäischen 
Volke oder den Völkern direkt gewählt wird, und 
zwar so direkt gewählt wird, wie es im Art. 138 des 
Vertrages vorgesehen ist. 

Wir haben immer wieder feststellen müssen, daß 
der direkte Weg, den wir gehen möchten — über 
die Erfüllung des Art. 138 und, was die Rechte an-
geht, über Änderungen, Ergänzungen der Ver-
träge —, nicht gangbar ist, seitdem die Regierung 
eines Mitgliedsstaates diesen Weg blockiert. Wir 
sind seitdem darauf angewiesen, zwei Dinge zu 
tun: einmal unseren festen Willen zu bekunden, daß 
wir uns auch durch die Hindernisse, die wir viel-
leicht im Augenblick gar nicht aus dem Wege räu-
men können, nicht in unserer Entschlossenheit be-
einflussen lassen, die Demokratisierung doch durch-
zusetzen. 

Zweitens sind wir . gezwungen, eine Politik 
der kleinen Schritte und auch eine Politik der Be-
helfslösungen zu betreiben, die uns weiß Gott nicht 
gefallen, aber die uns doch vorwärtsbringen und 
jedenfalls sehr viel besser sind als das Stillstehen 
und Garnichtstun. Das müssen wir tun, wenn wir 
nicht nach dem Grundsatz: „Ruhe ist die erste Pflicht 
der Europäer" verfahren wollen — Ihnen, Herr Kol-
lege Furler, wurde soeben von Herrn Wehner die-
ser Zwischenruf gemacht —, wenn wir nicht in Im-
mobilismus auf diesem Gebiet der parlamentari-
schen Rechte versinken wollen. 

Ich weiß, wie angreifbar jede Politik der kleinen 
Schritte ist. Wie leicht haben es die Kritiker, da zu 
sagen: Nun schaut mal an, wir wollen doch .die Wie-
dervereinigung, freie Wahlen in ganz Deutschland, 
und was bietet man uns an? — Kleine Schritte! 
Diese Kritik wäre berechtigt, wenn nicht die Al-
ternative eben der Immobilismus wäre, der Verzicht 
auf jedes Tun überhaupt. 

Der Gesetzentwurf, durch den die 36 deutschen 
Mitglieder des Europäischen Parlaments bei der 
Bundestagswahl direkt gewählt werden sollen, hat 
große Mängel. Dessen sind wir uns bewußt. Er hat 
die Mängel, die jede Politik der kleinen Schritte hat. 
Da ist es dann leicht, zu sagen: Das ist nicht die 
europäische Lösung; da wird nicht wie vorgesehen 
gleichzeitig in allen sechs Staaten gewählt, da wird 
nicht das gemacht, was in Art. 138 des Vertrages 
und in der schon ,1960 beschlossenen Wahlordnung 
vorgesehen ist, da wird nicht .die Zahl der Parla-
mentarier vermehrt usw. All das stimmt. Trotzdem 
ist diese Politik grundfalsch, weil sie im Ansatz-
punkt falsch ist, weil sie so tut, als hätten wir etwas 
Besseres anzubieten als das Unzulängliche — ja-
wohl: Unzulängliche —, das hier angeboten wird. 

Was Sie jetzt in dem Umdruck als Alternative 
anbieten, ist sehr viel weniger als das, was in 
unserer Vorlage enthalten ist. Sie wollen es dabei 
bewenden lassen, daß die Bundesregierung sich in 
den Räten der Gemeinschaften wieder einmal — ich 
glaube, sie hat es gar nicht so oft getan — dafür 
einsetzt, daß entsprechend dem vom Europäischen 
Parlament ausgearbeiteten Entwurf eines Wahlab-
kommens verfahren werde. Aber, meine verehrten 
Kollegen von der CDU: Was kommt dabei heraus? 
Sie  wissen doch, daß Sie da gerade wieder auf den 
Ideologen des Neunationalismus treffen, auf den 
Politiker der Nichtintegration in Europa und der 
Nichtdemokratisierung der Europäischen Gemein-
schaft. Sie stoßen da wieder auf das Hindernis, über 
das wir im frontalen Angriff nicht hinwegkommen 
können. Da wäre es dann wenig ,eindrucksvoll, 
wenn die Bundesregierung das täte, was in Ihrem 
Entschließungsentwurf steht. Ich bedaure, daß die 
Bundesregierung das nicht schon immer und immer 
wieder getan hat. Ich bedaure ebenfalls, daß in 
der Europa-Initiative der 'Bundesregierung vom 
vorigen Herbst zwar etwas über die Vermehrung 
der Rechte des Europäischen Parlaments steht, aber 
nicht der mindeste Hinweis auf die Forderung nach 
Direktwahl des Europäischen Parlaments in diesen 
Texten enthalten ist. Da hätte man das hineinschrei-
ben müssen und nicht hier in eine Entschließung, die 
ein mangelhafter, sehr mangelhafter Ersatz für eine 
Vorlage ist, die wir Ihnen unterbreiten, die den 
Vorzug hat, uns auf jeden Fall ein Stück vorwärts

-

zubringen. 

Ich habe mir die Protokolle unserer  Verhandlun-
gen im Auswärtigen Ausschuß nochmal angesehen 
und habe mir überlegt: Was ist denn nun eigentlich 
das wirkliche Motiv, das Sie zur Ablehnung der 
Vorlage veranlaßt hat? Ich glaube, daß es letzten 
Endes eine gewisse Furcht ist, die bei Ihnen ver-
breitet ist, etwas zu tun, was dem französischen 
Staatschef nicht gefällt. Sie wollen ihn nicht ver-
ärgern. Ein Mitglied des Ausschusses hat das auch 
offen ausgesprochen. Nun, ich glaube, daß das ein 
durchgehender Zug der Verhaltensweise der Bun-
desregierung insgesamt gegenüber der französischen 
Regierung in allen politischen Fragen der letzten 
Jahre gewesen ist. Da lag ein Fehler, der auch bei 
Ihnen im übrigen in letzter Zeit erkannt worden 
ist, daß Sie viel zu zaghaft in der 'Behauptung und 
Durchsetzung unserer Standpunkte und unserer In-
teressen gegenüber dem General gewesen sind. 
Hier in den europäischen Dingen muß es ja doch 
immer möglich sein, daß wir seinem Credo, dein 
Credo des Nationalismus, der absoluten, uneinge-
schränkten Souveränität, unser europäisches Credo 
entgegensetzen und daß wir das ebenso oft und 
hart und deutlich tun, wie er es tut. Obschon er 
ganz allein steht in Europa, hat er keine Furcht, 
sein Bekenntnis zur Nichtintegration — Nichtinte-
gration in Europa, Nichtintegration im atlantischen 
Rahmen — laut zu verkünden. 

Wenn das so ist, daß bei uns hier, bei der Bun-
desregierung und bei Ihnen, bei der Mehrheit des 
Hauses, ein Mangel an Dispositionen besteht, unse-
rerseits nachdrücklich das zu sagen und zu fordern, 
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was wir im Interesse Europas für nötig halten, 
dann sollten Sie da doch auch aus der Beobachtung 
des Verhaltens de Gaulles zu anderen Staatsmän-
nern etwas lernen. In der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" konnten Sie nach dem Wilson-Besuch in 
Paris lesen: 

De Gaulle mag harte, zähe Verhandlungspart-
ner, und Wilson kam sehr viel besser mit dem 
General zurecht, als man vorher erwartet hätte. 

Die Annahme des Gesetzes, das wir Ihnen hier 
vorgelegt haben, würde natürlich die Aufgabe nicht 
lösen, die in dem Art. 138 des EWG-Vertrags ge-
stellt ist. Aber, meine Herren, es wäre das ein-
druckvollste Bekenntnis zu Europa und zu dem 
Grundsatz der allgemeinen und direkten Wahlen 
und zur Demokratisierung der europäischen Ge-
meinschaften, das man sich überhaupt denken kann. 
Ihr Umdruck dagegen ist in Wirklichkeit doch nur 
ein Alibi und ein Ausdruck des Verzichtes auf jede 
Aktion. 

Nun, ich will nicht auf Einzelheiten des Gesetz-
entwurfs eingehen. Uns lag daran, daß hier ein 
Exempel statuiert werde. Die 36 deutschen Ver-
treter sollten in der Volkswahl anläßlich der Bun-
destagswahl direkt gewählt werden. Wir wollten 
durch dieses Exempel der Welt auch zeigen, daß 
dieses deutsche Volk in seiner Gesamtheit für 
Europa und für die europäische Integration und für 
ein demokratisches Europa eintritt. Das können Sie 
mit Entschließungen dieser Art und mit Anträgen 
der Bundesregierung in den Räten der Gemeinschaf-
ten niemals erreichen. 

Durch dieses Verfahren würde dann auch Europa 
ins Volk getragen. Zwangsläufig müßte sich jeder 
von uns in jeder Wahlrede mit den europäischen 
Problemen auseinandersetzen. Da bemühen sich 
jetzt europäische Organisationen, den kommenden 
Wahlkampf nicht ganz ohne Europa sich abwickeln 
zu lassen. Sie arbeiten Fragen aus, die uns in 
Wahlversammlungen gestellt werden sollen. Welch 
schwacher, schwacher Ersatz kann das nur sein für 
die Beschäftigung mit europäischen Problemen, die 
sich ergäbe, wenn man entsprechend unserem Vor-
schlag verführe! 

Nun arbeiten Sie in der Ablehnung vor allem 
auch mit juristischen Gründen. Sie meinen, der Vor-
schlag sei mit Art. 138 nicht vereinbar. Wir sind 
durch Ihre Argumente nicht überzeugt worden. Der 
Text läßt das Verfahren zu. „Die Versammlung", so 
heißt es da, „besteht aus Abgeordneten, die nach 
einem von jedem Mitgliedsstaat bestimmten Ver-
fahren von den Parlamenten aus ihrer Mitte ernannt 
werden".  Daran haben -wir uns in der Formulierung 
der Bestimmungen des Gesetzes strikt gehalten. 
Außerdem wäre es doch eine eigenartige Sache, 
wenn man im demokratischen Westen eine Sünde 
und einen Verstoß gegen Geist und Buchstaben der 
Römischen Verträge darin sähe, daß die zu Ent-
sendenden einer Vorentscheidung des Wählervolkes 
unterworfen werden. Wenn man das tut, erfüllt man 
da nicht gerade die Grundforderung, die in .den 
Verträgen enthalten ist: ein demokratisches, parla-
mentarisches Europa aufzubauen?! 

Ich glaube, daß auch Sie selber diese Einwände 
nicht als sehr durchschlagend ansehen. Früher 
hatten Sie auch einen guten Anlauf genommen, um 
eine solche direkte Wahl zunächst im nationalen 
Rahmen möglich zu machen. Der Generalsekretär 
der CDU wandte sich damals an die Europa-Union 
und setzte sich nachdrücklich dafür ein, daß die Bun-
desrepublik das erste Land sein sollte, das dieses 
Verfahren anwendete. Auch Herr Dr. Adenauer und 
andere prominente Mitglieder der CDU haben sich 
in ähnlichem Sinne ausgesprochen. 

Wir haben hier eine Wahl zu treffen. Leider kön-
nen wir nicht das Beste tun und Beschlüsse über die 
eigentlich notwendigen allgemeinen, direkten, 
gleichzeitigen Wahlen in allen europäischen Län-
dern fassen. Wenn wir etwas tun wollen, müssen 
wir das Mögliche tun, auch dann, wenn es nur das 
Zweitbeste ist. Was wir auf jeden Fall nicht tun 
sollten, ist, uns für das Nichtstun zu entscheiden, 
und genau das ist der Vorschlag, den Sie dem Hause 
unterbreiten. 

Im Auswärtigen Ausschuß ist der Antrag der 
Fraktion der SPD mit dem geringstmöglichen Votum 
abgelehnt worden, nämlich bei Stimmengleichheit 
mit 11 : 11 Stimmen. Das Plenum  hat  die Möglich-
keit, das zu korrigieren. Hier liegt ein praktikabler 
Vorschlag vor. Wenn er realisiert wird, können wir 
eine politische Tat setzen, anstatt nach dem Grund-
satz zu verfahren: wenn wir schon das Ganze nicht 
bekommen können, dann wollen wir gar nichts 
haben. Wir sind nicht der Meinung, daß Ruhe die 
erste Bürgerpflicht ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Kopf. 

Dr. Kopf (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die vier Anträge, die in der Druck-
sache IV/3129 zusammengefaßt sind, verfolgen ein 
einheitliches Ziel: die Stärkung des Europäischen 
Parlaments und seiner Rechte. Das Parlament soll 
ein Organ der legislativen Gewalt ,der europäischen 
Gemeinschaften werden. 

In den Römischen Verträgen ist das Parlament 
als Institution der europäischen Gemeinschaften 
allerdings in einer etwas stiefmütterlichen Weise 
ausgestattet worden. Es ist in unzulänglicher Weise 
mit Kompetenzen versehen worden. Das Gewalten-
trennungsprinzip, das längst in allen europäischen 
demokratischen Staaten verwirklicht ist, ist im 
europäischen Raum nur in unvollkommener Weise 
durchgeführt worden. Die rechtsetzende Gewalt 
innerhalb der europäischen Gemeinschaften steht in 
überwiegendem Maße dem Ministerrat zu. 

Es ist aber -die Aufgabe des Europäischen Parla-
ments, darum zu kämpfen und nicht in seinen Be-
mühungen zu erlahmen, um aus einer parlamenta-
rischen Versammlung wirklich zu einem vollgül-
tigen, mit richtigen Kompetenzen ausgestatteten, 
entscheidungsfähigen und legislativen Parlament zu 
werden. Diesem Ziele dienen auch diese Anträge. Sie 
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befassen sich zunächst mit einer Reihe institutio-
neller Fragen. 

Wir freuen uns, daß uns heute die Drucksache 
zugeleitet worden ist, in der eine Fusion der Exeku-
tiven der drei Gemeinschaften vorgesehen ist. Bisher 
bestand in einer dieser Gemeinschaften, in der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, die 
Möglichkeit, daß der Präsident des Europäischen 
Parlaments im Rate der vier Präsidenten ein ge-
wisses Mitwirkungsrecht bei der Gestaltung des 
Haushalts ausübt. Wir würden es bedauern, wenn 
dieses bescheidene Mitwirkungsrecht im Verlaufe 
der Fusion verlorenginge. Wir müssen die Vorlage 
daraufhin prüfen. Wir möchten ein Höchstmaß an 
Mitwirkungsrecht des Parlaments, insbesondere bei 
der Haushaltsgestaltung, haben. 

Sehr eingehend ist darüber gesprochen worden, 
ob es möglich ist, daß die Beschlußfassung in den 
Ministerräten in einer öffentlichen Form erfolgen 
kann. Schon heute sehen die Römischen Verträge 
die Möglichkeit vor, daß dies geschieht, wenn es 
auch bisher noch nicht geschehen ist. Es ist aber 
nicht mit Unrecht gefragt worden, ob dieses Prinzip 
der Öffentlichkeit nicht in stärkerem Maße ange-
wendet werden könne, damit auch die europäische 
Offentlichkeit, damit die Wähler der sechs verbun-
denen Länder die Möglichkeit haben, festzustellen, 
wieweit die Minister bei den Entscheidungen nur 
von rein nationalen Gesichtspunkten oder auch vom 
europäischen Gemeinschaftsgedanken geleitet sind. 
Es sollte in der Tat erwogen werden, wieweit man 

) dieser Anregung Folge leisten kann. 

Der Ihnen zur Beschlußfassung vorliegende Ent-
wurf enthält eine andere Anregung, die ich als sehr 
wichtig ansehe. Es ist vorgeschlagen worden, daß 
die regelmäßigen Konsultationen der Regierungen 
und der Außenminister, die bis vor einigen Jahren 
durchgeführt und dann eingestellt worden sind, 
wiederaufgenommen werden. In der Tat haben eine 
Zeitlang mit Erfolg regelmäßig Konferenzen und 
Konsultationen der Außenminister der sechs Län-
der der Gemeinschaften stattgefunden. Das Parla-
ment hat dies begrüßt. Wir bedauern, daß diese 
Praxis nicht fortgeführt worden ist. Wir bemühen 
uns zur Zeit um die Schaffung einer europäischen 
politischen Union. Wenn sie geschaffen ist, sollte 
gerade sie zu einem Koordinationszentrum werden, 
und es sollte ermöglicht werden, daß derartige regel-
mäßige Konferenzen der Minister stattfinden. Aber 
noch haben diese Bemühungen nicht zum Ziel ge-
führt. Solange sie noch in der Schwebe sind, wäre 
zu erwägen. diese leider eingestellte Praxis neu zu 
beleben und die Außenminister der sechs Länder zu 
veranlassen, wieder in regelmäßigen Abständen zu 
einer gemeinsamen Konsultation zusammenzukom-
men. 

Es muß aber dann zugleich noch ein weiterer 
Wunsch ausgesprochen werden, der schon in den 
vergangenen Jahren vom Europäischen Parlament 
geltend gemacht worden ist, daß nämlich insoweit, 
als eine derartige Konsultation der Minister der 
sechs Länder stattfindet, auch die Möglichkeit gege-
ben sein muß, daß das Parlament diese behandelten 

Gegenstände zum Gegenstand einer Aussprache 
macht. 

Die Anträge haben sich sehr eingehend mit der 
Frage des Konsultationsrechts befaßt. Wir haben zur 
Zeit auf dem legislativen Gebiete, das den Gemein-
schaften zugewiesen ist, ein gewisses parlamentari-
sches Vakuum. Wir haben eine weitgehende Recht-
setzungsbefugnis des Ministerrats. Wir haben im 
Rahmen dieser Rechtsetzungsbefugnis leider keine 
parlamentarische Kontrolle, weder im nationalen 
Bereich — hier ist die Kontrolle nur gegenüber der 
eigenen Regierung, gegenüber den eigenen Mini-
stern gegeben — noch im europäischen Bereich. Das 
ist eine bedauerliche Lücke. Die Römischen Ver-
träge sehen wohl ein Anhörungsrecht des Parla-
ments vor, und sie haben in einer kasuistisch auf-
gestellten Liste eine Reihe von Fällen festgelegt, 
in denen das Parlament angehört werden muß, be

-

vor der Ministerrat wichtige Beschlüsse faßt. 

Es gibt hier gewisse Anomalien. Eine dieser Ano-
malien besteht beispielsweise darin, daß ein Anhö-
rungsrecht des Parlaments dann gegeben ist, wenn 
ein dritter Staat der Gemeinschaft assoziiert werden 
soll, wie dies im Falle von Griechenland und der 
Türkei geschehen ist, daß jedoch bei einem Beitritt 
neuer Staaten eine Anhörung des Parlaments nicht 
erforderlich ist. 

Es muß das Ziel sein, zu erwirken, daß diese jetzt 
schon in einer Reihe von Fällen statuierte Konsul-
tationsbefugnis des Europäischen Parlaments in ein 
Zustimmungsverfahren umgewandelt wird und daß 
diese Zustimmung des Parlaments in allen entschei-
denden Bereichen und grundsätzlich bei legislativen 
Beschlüssen notwendig ist. Die Vorschläge, die ge-
macht worden sind und die in der Ausschußdruck-
sache enthalten sind, scheinen vernünftig zu sein. 

 Da es im Augenblick schwerfallen würde, die Römi-
schen Verträge zu ändern, muß ein anderer Weg 
gefunden werden. Es wird vorgeschlagen, daß der 
Ministerrat eine Art von Selbstbindung vornimmt 
und dn allen wichtigen, in allen gesetzgeberischen 
Fragen das Parlament vorher konsultiert. Es wird 
ferner vorgeschlagen, daß in den Fällen,  in  denen 
eine Einigung des Ministerrats mit dem Parlament 
und seinem Votum nicht möglich ist, eine Prozedur 
angewandt wird, die wir im deutschen Staatsrecht in 

 der Form des Vermittlungsausschusses seit Jahren 
geübt und schätzen gelernt haben, daß nämlich ein 
paritätisch besetzter Ausschuß mit dem Ziel der Eini-
gung in Erscheinung tritt. 

Auch das Budgetrecht, soweit man von einem 
solchen Recht als einem parlamentarischen Recht im 
europäischen Raum überhaupt sprechen kann, ist 
bedauerlicherweise rudimentär gestaltet worden. Es 
muß ,angestrebt werden, daß dem Parlament ein 
volles Entscheidungsrecht über den Haushalt zu-
steht. Diese Forderung ist insbesondere zu stellen 
im Hinblick ,auf die  beabsichtigte Neuregelung, die 
mit  der Schaffung eigener Einnahmen für die Ge-
meinschaft verbunden ist. 

Wir haben vor wenigen Tagen die Drucksache 
IV/3313 vorgelegt bekommen. Sie enthält Vor-
schläge der Kommission der EWG zur Schaffung 
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eigener Einnahmen dadurch, daß Abschöpfungsbe-
träge und Zölle, die  bisher von den Ländern verein-
nahmt wurden, künftig den  Gemeinschaften zuste-
hen sollen. Es handelt sich um erhebliche Beträge. 
Es ist selbstverständlich, daß derartige Maßnahmen, 
wenn sie getroffen werden sollten, Schritt um Schritt 
eine gleichzeitige Einschaltung des Parlaments  not-
wendig machen. Es ist daher erfreulich, daß in den 
drei Vorschlägen, die uns unterbreitet worden sind, 
ein Vorschlag der Kommission über die Art und 
Weise enthalten ist, in der das Europäische Parla-
ment künftighin bei allen budgetären Maßnahmen 
eingeschaltet werden  soll.  Diese Vorschläge sind 
beachtlich, bedürfen jedoch noch ,der Ergänzung und 
Erweiterung. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein Wort über 
die andere Drucksache sagen, die die Frage der 
direkten Wahl der deutschen Mitglieder in das 
Europäische Parlament behandelt. Ich möchte nicht 
die rechtlichen Gesichtspunkte wiederholen, die der 
Herr Berichterstatter bereits vorgetragen hat; aber 
eines ist wichtig zu wissen, daß nämlich der Sinn 
der direkten Wahl der Mitglieder des Europäischen 
Parlaments, die von uns immer gefordert worden 
isst, der ist, daß ein europäischer Gesamtakt vollzo-
gen werden soll; die direkte Wahl soll nicht nur 
in einem der sechs Mitgliedsländer, sondern in 
allen Mitgliedsländern vollzogen werden, und die 
direkten Wahlen sollen gleichzeitig vollzo-
gen werden. Leider ist es der Arbeitsgruppe des 
Europäischen Parlaments, die  sich über ein Jahr 
lang mit den Fragen der Ausarbeitung eines ge-
meinsamen Wahlrechts befaßt hat, nicht gelungen, 
ein gemeinsames Wahlrecht zu gestalten. Die Ver-
bundenheit der einzelnen Länder mit ihren Wahl-
traditionen ist noch zu eng. Man wollte daher die-
sen Auftrag dem künftigen erstmals direkt gewähl-
ten Europäischen Parlament erteilen. Aber eines ist 
in Art. 14 des europäischen Wahlgesetzentwurfs in 
sehr klarer Weise zum Ausdruck gekommen: Na-
tionale Wahlen sollen nicht mit Wahlen zum Euro-
päischen Parlament . zusammenfallen. Das ist eine 
begründete Auffassung. Man möchte die euro-
päischen Wahlen auch zeitlich von den nationalen 
Wahlen trennen, und dies mit Fug und Recht, weil 
man eben dem besonderen Charakter dieses euro-
päischen Gesamtaktes Rechnung tragen möchte. 

Ich möchte zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die 
der Herr Berichterstatter vorgetragen hat, auf einen 
weiteren Gesichtspunkt aufmerksam machen. Es ist 
gerade in dieser Arbeitsgruppe des Europäischen 
Parlaments viel von der Notwendigkeit gesprochen 
worden, daß das Europäische Parlament stärkere 
und größere Befugnisse erhält. Es ist immer und 
immer wieder darauf hingewiesen worden, daß ge-
rade die Einführung der direkten europäischen 
Wahlen erst dann sinnvoll wird, wenn dieses direkt 
zu wählende europäische Parlament zur gleichen 
Zeit ein wirkliches Parlament mit wirklichen  Kom-
petenzen darstellt. Das ist bestimmt richtig. Denn 
jede Wahl ist eine Entscheidung nicht nur zwischen 
Gruppen, sondern auch zwischen den Ideen, die von 
diesen Gruppen vertreten werden. Diese Ideen 
müssen miteinander konfrontiert werden. Eine Kon-
frontierung divergierender europäischer Ideen ist  

erst dann möglich, wenn dieses Europäische Parla-
ment mit Aufgaben und mit Kompetenzen ausge-
stattet ist, so daß sich an einem ganz bestimmten 
Gegenstand, der in die legislative Befugnis des 
Europäischen Parlaments fällt, die gegenteiligen 
Auffassungen entzünden und die Programme ein-
ander gegenübergestellt werden können. Daran 
fehlt es. Aber gerade die Vorlage, die uns in den 
letzten Tagen über die Schaffung gemeinsamer Ein-
nahmen der europäischen Gemeinschaften zugegan-
gen ist, gibt uns die Hoffnung und stärkt unsere 
Erwartung, daß eis in einer nicht allzu fernen 
Zeit möglich sein wird, eine derartige Konfrontie-
rung der Ansichten und Programme bei der Wahl 
zum Europäischen Parlament vorzunehmen. 

Die von Herrn Kollegen Mommer geäußerte Mei-
nung in bezug auf angebliche Gründe oder Hinter-
gründe unserer ablehnenden Haltung gegenüber 
dem Vorschlag zu direkten europäischen Wahlen, 
die auf Deutschland beschränkt sind, halte ich für 
abwegig. Ich kann versichern, daß sie bei den Ge-
dankengängen weder im Vordergrund noch im 
Hintergrund irgendeine Rolle gespielt haben; solche 
Gründe bestehen nicht. Wir haben den Wunsch, daß 
direkte europäische Wahlen, allerdings nicht auf ein 
Land beschränkt, sondern gleichzeitig und simultan 
in allen Mitgliedsländern durchgeführt werden, er-
neut in einem Entschließungsentwurf bekundet, der 
Ihnen heute zur Entscheidung vorliegt. Wir glauben 
aber, daß die Vorschläge, die in der Drucksache 
IV/3313 enthalten sind, eine 'Reihe beachtlicher 
Handhaben bieten, um unserem Ziele der europä-
ischen 'Einigung näherzukommen — vielleicht mit 
kleinen Schritten, aber mit wirksamen Schritten —, 
um diesen unseren Bemühungen auch Erfolg zu ver-
bürgen. 

In diesem Sinne treten wir für die Annahme der 
Vorschläge ein, die in der Drucksache enthalten 
sind. Wir bitten um Ihr Verständnis, daß wir dem 
Vorschlag, allein in der Bundesrepublik europäische 
Wahlen zu vollziehen, nicht stattgeben können, weil 
wir die direkten europäischen Wahlen, die wir alle 
wünschen, in Zukunft als eine gemeinsame euro-
päische Bekundung, als einen europäischen Gesamt-
akt betrachten möchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Freiherr von Mühlen. 

Freiherr von Mühlen (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es  gibt 
eine europäische Lyrik, es gibt eine europäische 
Prosa, und es gibt eine europäische Wirklichkeit. 
Ich habe mir ebenso wie Kollege Mommer noch ein-
mal die Protokolle der Ausschußsitzung durchge-
sehen, lin der diese Drucksachen behandelt worden 
sind, und ich stelle fest: wir haben uns an der 
europäischen Lyrik erfreut, wir haben sie in  Prosa 
übersetzt, und wir haben schließlich im Zeichen 
der Wirklichkeit Beschlüsse gefaßt. 

Diese Wirklichkeit haben sowohl die Kollegen 
von der Sozialdemokratischen Partei als auch Sie, 
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1  Herr Kollege Dr. Kopf, dahingehend zusammenge-
faßt: es sei erforderlich, dem Europäischen Parla-
ment die notwendigen Kompetenzen gegenüber dem 
Ministerrat zunehmend und in dem Maße zu ver-
schaffen, wie die nationalen Parlamente bereit 
sind, Kompetenzen zugunsten dieser supranationa-
len Instanz abzugeben. Daß diese Entwicklung un-
gleich gelaufen ist, wissen wir alle. Daß der 
Ministerrat mit Kompetenzen ausgestattet ist, 
denen keine gleichwertige Zunahme 'der Kon-
trolle seitens des Europäischen Parlaments gegen-
übersteht, ist eine Tatsache, die uns alle beschäftigt 
und die auch in das Problem der Wahlen zum Euro-
pa-Parlament hineinspielt. 

Wir alle teilen, glaube ich, die Ansicht des Herrn 
Kollegen Mommer, daß es sehr schön wäre, wenn wir 
als erste im Zuge der Bundestagswahl auch direkt 
gewählte Abgeordnete in das Europäische Parlament 
entsenden könnten. Es wäre sehr schön, wenn wir 
nicht befürchten müßten, dann als europäische 
Schnelläufer in der etwas steinigen Europa-
Aschenbahn nach hinten sehen und feststellen zu 
müssen, daß niemand uns folgt. Damit wäre der 
Sache nicht genützt. Wir müssen diese Dinge ge-
meinsam tun, gemeinsam mit unseren europäischen 
Partnern . 

(Abg. Dr. Mommer: Bei guten Taten soll 
man die Einsamkeit nicht fürchten!) 

— Ja, aber von der Einsamkeit im europäischen Be-
reich halte ich im Augenblick im Zeichen der Wirk-
lichkeit, Herr Kollege Mommer — nicht im Zeichen 
) der Lyrik und des Sentiments —, nicht sehr viel. 

Was meine Parteifreunde und mich betrifft, so 
stellen wir fest, daß der erste Punkt unseres An-
trages Drucksache IV/2091 durch die Ziffer II des 
Antrags des Auswärtigen Ausschusses seine Er-
ledigung gefunden hat. 

Der Punkt 2 des Antrages der FDP steht als Pro-
blem weiterhin vor uns allen. Wir haben es im 
Augenblick im Zeichen der Wirklichkeit und nach 
reichlicher Diskussion mit Ihnen im Ausschuß für 
richtig gehalten, diesen Punkt hinsichtlich einer Be-
schlußfassung zurückzustellen, nämlich die Frage, 
ob die Möglichkeit besteht, im nationalen Parlament 
sich gegen Entschlüsse des Ministerrats der EWG zu 
sichern, die keiner übernationalen Kontrolle durch 
das Europäische Parlament unterliegen. Wir haben 
die Frage nur deshalb zurückgestellt, weil wir wis-
sen — und weil Sie alle wissen — daß diese Frage 
für uns alle im Raume steht und zur gemeinsamen 
Lösung drängt. Diese Ansicht wird auch von allen 
unseren Freunden in der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft geteilt. Ich frage mich, ob es nicht rich-
tiger wäre, wenn wir uns etwas mehr und mit 
Energie hinter die bereits gemeinsam gefaßten Be-
schlüsse stellten, als hier immer wieder Probleme 
sozusagen im eigenen Hause zu behandeln, zu deren 
Lösung sich auch die anderen schon längst bekannt 
haben. 

Schon am 10. Februar dieses Jahres hat der Poli-
tische Ausschuß des Europäischen Parlaments einen 
Bericht des Vorsitzenden Eduardo Martino ange-
nommen, der sich en détail mit sehr viel Sorge, aber  

auch mit sehr klaren Formulierungen mit der Pro-
blematik der Kompetenzen des Europäischen Parla-
ments und des Ministerrats befaßt. Ich habe mir aus 
diesem langen Bericht einige Kernpunkte herausge-
zogen, und ich glaube, es ist sehr gut, sie Ihnen jetzt 
einmal — mit des Präsidenten Genehmigung — kurz 
in Erinnerung zu bringen. In dem Bericht des Poli-
tischen Ausschusses des Europäischen Parlaments 
wird festgestellt: 

Die Frage der Zuständigkeiten des Europäischen 
Parlaments wird nicht ohne Grund mit dem 
Problem, dem geeinten Europa einen demokra-
tischen Aufbau zu sichern, in direkten Zusam-
menhang gebracht.  
Eine europäische Integration ohne demokrati-
sche Kontrolle würde nämlich zu einem fort-
schreitenden Verfall der Demokratie im gesam-
ten europäischen Raum führen. 

Auf vielen wichtigen Gebieten müssen wir heute 
feststellen, daß im Leben der Gemeinschaft eine 
Grundregel der Demokratie nicht vollständig 
beachtet wird. 

Die Ministerräte 

— sofern Sie dort die Minister finden — 

fassen Beschlüsse, die der Kontrolle der natio-
nalen Parlamente entzogen sind und zu denen 
das Europäische Parlament bestenfalls eine un-
verbindliche Stellungnahme abgeben darf, die 
es oft verspätet und fast immer unvorbereitet 
ausarbeiten muß. 

Diese Sachlage darf nicht geduldet werden, denn 
dadurch wäre nicht nur die demokratische Ent-
wicklung des europäischen Aufbaus gefährdet, 
sondern dies würde auch zu einer fortschreiten-
den Schwächung der demokratischen Institutio-
nen in allen unseren Ländern führen. 

Das Europäische Parlament darf auf Grund sei-
ner Zusammensetzung, seines Charakters und 
der Aufgaben, die es als Vertretung der euro-
päischen Völker zu erfüllen hat, nicht zu einem 
technischen Beratungsorgan degradiert werden. 

Das ist die Quintessenz des Berichts von Eduardo 
Martino, der vom Politischen Auschuß des Euro-
päischen Parlaments am 10. Februar gebilligt wor-
den ist. Ich glaube, meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, das wäre doch eine sehr gute 
Arbeitsunterlage, um jetzt zwischen den nationalen 
Parlamenten und den Delegierten im Europäischen 
Parlament einmal wirklich zusammenzuarbeiten und 
dazu überzugehen, miteinander zu reden und sich 
nicht immer nur mit Worten zu bewerfen. 

Im übrigen möchte ich, auch für meine Freunde, 
dem zustimmen, was Herr Kollege Dr. Kopf über die 
Möglichkeiten und über die nächsten Schritte, die 
getan werden können, gesagt hat. Herr Kollege 
Mommer, Sie sind ja auch für die kleinen Schritte 
in europäischen Angelegenheiten, wie Sie vorher 
gesagt haben. Aber ich glaube, ein Alleingang bei 
der Wahl der Abgeordneten für das Europäische 
Parlament wäre ein etwas zu großer Schritt, mit 
dem wir aus der Reihe kämen. 
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Wir sollten uns hier im Bundestag darüber klar 
werden, daß die nationalen Parlamente bei der Fest-
legung der Kompetenzen für das Europäische Parla-
ment sehr viel größere Einwirkungsmöglichkeiten 
haben, als sie bisher wahrgenommen wurden. Was 
die Stellung des Ministerrats gegenüber dem Euro-
päischen Parlament betrifft, so können wir meiner 
Ansicht nach nicht erwarten, daß die Herren Mini-
ster einem übernationalen Parlament mehr Respekt 
entgegenbringen, als das eigene Parlament ihnen zu 
Hause abverlangt. Auch das ist ein Punkt, den wir 
in der Zukunft beachten müssen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Strobel. 

Frau Strobel (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr von Mühlen 
hat eingangs gesagt, er sei der Meinung, wir sollten 
doch hier nicht immer wiederholen, was andere vor 
uns schon besser gesagt haben. Nun, Herr von 
Mühlen, im Europäischen Parlament herrscht in 
allen Fraktionen Übereinstimmung, daß wir jetzt 
mit diesem Anliegen in unsere nationalen Parla-
mente gehen müssen, 

(Freiherr von Mühlen: Habe ich eben 
gesagt!) 

daß wir unsere nationalen Parlamente in dieser 
Frage aufrütteln und unsere nationalen Parlamente 
dafür gewinnen müssen, unseren Regierungen ein-
zuheizen, 

(Abg. Freiherr von Mühlen: Habe ich ja 
gesagt!) 

damit endlich etwas geschieht, daß die europäischen 
Gemeinschaften nicht entdemokratisiert, sondern 
demokratisiert werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe Sie, Herr von Mühlen, also anscheinend 
falsch verstanden und freue mich, wenn wir einer 
Meinung sind. 

Zu Ihrem zweiten Punkt! Ich konnte aus dem, was 
Sie gesagt haben, nur entnehmen, daß Ihnen selbst 
dieser kleine Schritt, den wir vorgeschlagen haben, 
weil der größere im Augenblick nicht möglich 
erscheint, schon zu groß ist. Da muß ich sagen: das 
kann ich nur bedauern. 

Die Gesamtanträge, meine Damen und Heren, lie-
gen seit einem Jahr im Bundestag. Wir alle, vor 
allen Dingen die Mitglieder des Auswärtigen Aus-
schusses, wissen, daß es nicht am bösen Willen auf 
irgendeiner Seite liegt, daß diese Anträge bisher 
nicht im Plenum behandelt werden konnten. Es 
beleuchtet aber auch ein bißchen die Situation, in der 
sich die Abgeordneten befinden, die gleichzeitig im 
Deutschen Bundestag und im Europäischen Parla-
ment sind, die für das Europäische Parlament zwar 
die Legitimation des Bundestages haben — sie sind 
durch ihn dorthin delegiert —, aber nicht die Legiti-
mation des Wählers durch die indirekte Wahl über 
eine Liste bei der Bundestagswahl. 

Ich darf hier ein Beispiel anführen. Von der 
italienischen Delegation im Europäischen Parlament, 
die an sich aus 36 Abgeordneten besteht, sind vier 
Mitglieder gestorben, und fünf Mitglieder gehören 
zur Zeit nicht mehr dem nationalen Parlament an. 
Folglich haben 25 % der Mitglieder der italienischen 
Delegation kein wirkliches Mandat. Wir müssen 
feststellen, daß die christlich-demokratische Gruppe 
aus Italien im Europäischen Parlament doppelt so 
viele Sitze hat, wie sie nach den Wählerstimmen, 
die sie in Italien hinter sich hat, haben dürfte. Wir 
wissen auf Grund eines Antrages, den italienische 
Senatoren verfaßt haben, nachdem Herr Mommer 
diesen Gesetzentwurf eingebracht hatte, daß es in 
Italien durchaus eine Chance gab, einen ähnlichen 
Weg zu beschreiten wie den, den wir hier vor-
geschlagen haben. Wenn aber keiner damit be-
ginnt, ein gutes Beispiel zu geben, ist es natürlich 
schwieriger, die anderen dafür zu gewinnen. 

Von uns 36 deutschen Abgeordneten im Euro-
päischen Parlament ist doch jeder ständig im Zwie-
spalt, ob er seine Aufgaben im Europäischen Parla-
ment wahrnehmen soll der ob es wichtiger ist, daß 
er hier ist. Gerade weil ich meinen Kollegen Bauer 
hier sitzen sehe, möchte ich sagen, daß unsere Ab-
wesenheit im Deutschen Bundestag gelegentlich auch 
dazu benutzt wird, Vorgänge im Europäischen Par-
lament — nun, ich möchte mich sehr vorsichtig aus-
drücken — sehr subjektiv, wenn nicht falsch darzu-
stellen, wie das z. B. am letzten Freitag geschehen 
ist. Es ist ja so bequem, unpopuläre Entscheidungen 
des Ministerrates, an denen die Bundesregierung 
beteiligt war, einfach auf jemand ,anders abzuschie-
ben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

In dem Augenblick, in dem wir direkt gewählt wären 
oder mindestens das Votum des deutschen Wählers 
als Abgeordnete des Europäischen Parlaments hät-
ten, wären wir natürlich eindeutiger auf der anderen 
Ebene tätig.. 

Ich kann nicht annehmen, Herr Bauer, daß ein 
MdB nicht weiß, wie die Entscheidungen in der EWG 
fallen. Aus diesem Grunde muß ich sagen: Dann 
scheint ,es also wider besseres Wissen zu geschehen. 
Das ist aber doch wieder ein Zeichen dafür, daß wir 
uns im nationalen Parlament viel mehr über die Zu-
sammenhänge zwischen beiden Parlamenten unter-
halten müssen. 

Was wollten wir denn erreichen? Durch diesen 
Antrag, die deutschen Abgeordneten des Europä-
ischen Parlaments bei der Bundestagswahl dem Vo-
tum des Wählers zu unterstellen, wollten wir er-
reichen, daß der Staatsbürger direkt an der Wahl 
der Mitglieder des Europäischen Parlaments betei-
ligt ist. Wir wollten eine stärkere Legitimation für 
die deutschen Mitglieder des Europäischen Parla-
ments. Das scheint weiß Gott nötig zu sein. Wir 
wollten ,ein Beispiel geben, das die Direktwahl des 
Europäischen Parlaments beschleunigt. Im Lichte der 
Abstimmung im Außenpolitischen Ausschuß gibt es 

 ja eine Chance, daß man das hier doch noch tun 
kann. 
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Was aber, meine Damen und Herren, wollen wir 

rait den anderen Anträgen erreichen? Vor ,allen 
gen begrüßen wir sehr, daß im Außenpolitischen 
Ausschuß eine Übereinstimmung erreicht wurde, 
weil es immerhin auch der Regierung gegenüber 
mehr Nachdruck hat, wenn zum Ausdruck kommt, 
daß das gesamte Parlament von der Regierung er-
wartet, daß sie sich mit mehr Energie für diese 
Demokratisierungeinsetzt. Wir wollen dem Parla-
ment Gelegenheit geben, der Regierung diesbezüg-
liche Aufträge zu geben. 

Nun ist allerdings eine Situation eingetreten — 
Herr  Kopf hat sie schon beleuchtet —, die es etwas 
schwieriger macht, zu sagen: Die Regierung, soll 
auf der Basis der heute anzunehmenden Anträge in 
der Zukunft im Ministerrat die Befugnisse des Euro-
päischen Parlaments stärken. Denn inzwischen sind 
ja von  der  EWG-Kommission sehr weitreichende 
Vorschläge für die Finanzierung der Europäischen 
Gemeinschaften gemacht worden, die einfach weiter-
gehende Befugnisse für das Europäische Parlament 
fordern, als wir sie in diesen Anträgen, .die der 
Außenpolitische Ausschuß beschlossen hat, zum 
Ausdruck bringen. Wir möchten also, daß die Regie-
rung das Parlament hier nicht mißversteht. Das ist 
nicht etwa falsche Bescheidenheit. Ich möchte sogar 
persönlich die Bitte an die Regierung hinzufügen, 
sie soll sich bei ihren Verhandlungen heute schon 
auf die Anträge des Europäischen Parlaments stel-
len. Es ist ja bekannt, daß alle drei Fraktionen des 
Europäischen Parlaments diese Anträge gemeinsam 
gestellt haben und .daß sie eine ganz breite Basis 
im Europäischen Parlament gefunden haben. Ich 
würde annehmen, daß die Kollegen aus der CDU 
und aus der FDP auch ihre nationalen Fraktionen 
für die gleichen Anträge gewinnen. 

Die Fusion ist inzwischen beschlossen, und da-
durch ist — Herr Furler sagte das schon — ein Teil 
unserer Anträge leider nicht nur hinfällig, er ist 
auch nicht erfüllt worden. Das muß ich bedauern; 
denn die von Herrn Kopf als möglich angeführte 
Schwächung des Europäischen Parlaments ist im 
Fusionsvertrag leider bereits eingetreten. Im 
Fusionsvertrag ist nämlich auf den Vier-Präsidenten-
Ausschuß, der den Haushalt endgültig verabschie-
det, verzichtet worden, so daß man sagen muß, daß 
der Fusionsvertrag eine, wenn auch geringe, Schwä-
chung des Europäischen Parlaments bringt. Man 
muß das vielleicht aus übergeordneten politischen 
Gesichtspunkten — denn er bringt eine erhebliche 
Stärkung der Gesamtintegration in Kauf nehmen. 
Niemand wollte die Fusion gefährden, und das ist 
sicher die letzte Ursache dafür. Aber er bringt natür-
lich auch eine sehr große Stärkung der Bürokratie, 
er bringt eine Stärkung der Technokratie. 

Was mir einfach nicht einleuchtet, ist, daß auch 
die Bundesregierung in diesem Fusionsvertrag einer 
wesentlichen Stärkung der Einrichtung der Stän-
digen Stellvertreter zugestimmt hat, die es ur-
sprünglich ja nur für die EWG gab und die es jetzt 
für die gemeinsame Exekutive gibt. Die Ständigen 
Stellvertreter sind hohe Beamte. Ihre Position wird 
durch die Fusion gestärkt, die Position des Parla-
ments wird geschwächt. Ich halte es für meine 

Pflicht, hier darauf hinzuweisen, und zwar noch aus 
einem anderen Grund. 

Es liegt der Entschließungsantrag der Koalitions-
fraktionen vor, in dem die Regierung wieder ein-
mal aufgefordert wird, sich für die direkten Wahlen 
einzusetzen. Ich bedaure, daß dieser Antrag nicht 
schon vor längerer Zeit vorgelegt worden ist. Denn 
bei der Unterschrift unter den Fusionsvertrag hat 
der italienische Außenminister, Herr Fanfani, eine 
neue Anstrengung gemacht, wenigstens in einer 
Absichtserklärung dem Fusionsvertrag anzufügen, 
daß die Regierungen der Auffassung sind, daß das 
Europäische Parlament gestärkt werden muß. Die 
italienische Regierung ist bei dieser Gelegenheit 
auch wieder zurückgekommen auf ihren Vorschlag 
— der sich übrigens nicht genau mit dem des Euro-
päischen Parlaments deckt —, zunächst einmal 
wenigstens . die Hälfte der Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments direkt wählen zu lassen. 

Mich erstaunt es deswegen, daß sich die Bundes-
regierung nicht bereit gefunden hat, Herrn Fanfani 
dabei zu unterstützen, daß eine solche Absichts-
erklärung abgegeben wird, weil erst kurze Zeit 
danach bei der Tagung des Aktionskomitees für 
die Vereinigten Staaten von Europa, also des 
Monnet-Komitees, in Berlin dieser italienische Vor-
schlag gleich an erster Stelle wiederholt wurde. Das 
Komitee sagt, daß es an die auf seiner Tagung vom 
1. Juni 1964 erhobene Forderung erinnert, die Hälfte 
der Mitglieder des Europäischen Parlaments direkt 
zu wählen. 

Diese Verlautbarung des Monnet-Komitees ist 
erstmalig, glaube ich, auch von Herrn Barzel, dem 
Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU, und von Herrn 
Mende, dem Vorsitzenden der Freien Demokraten, 
unterschrieben. Herr Mende ist ja auch Mitglied der 
Regierung. Ich konnte — allerdings nur aus Presse-
mitteilungen — erfahren, daß der einzige Minister, 
der Herrn Fanfani bei seiner Aktion unterstützt hat, 
der niederländische Außenminister war. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

In den Pressemitteilungen heißt es, daß die Haltung 
des Bundesministers Schmücker zu diesen Fragen 
wesentlich nuancierter war als die Fanfanis und 
Luns. Deshalb möchte ich von der Bundesregierung 
wissen: Warum hat man Herrn Fanfani bei einer 
solchen Absichtserklärung nicht unterstützt? 

Nun noch zu unseren Anträgen. Es ist leider oft 
so gewesen, daß man das Ohr des Hauses, wenig-
stens dieses Teils des Hauses, nicht bekommen 
konnte, wenn man Kritik an der Bundesregierung 
übte. Dann verschließen Sie allzuleicht Ihre Ohren. 
Aber in diesem Fall kommen wir einfach nicht wei-
ter, wenn wir der Bundesregierung nicht gemeinsam 
Aufträge geben und sie auch immer wieder kriti-
sieren, wenn sie diesen Aufträgen nicht Folge leistet. 
Denn das Unbehagen über die gegenwärtige Situa-
tion wächst überall. 

Demnächst haben wir es im Bundestag mit einigen 
Ratifikationen zu tun. Dabei wird besonders deut-
lich werden, wohin wir steuern, wenn wir nicht vor-
her ein Entscheidungsrecht des Europäischen Parla- 
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ments in wesentlichen politischen Fragen durch-
setzen können. Leider geht es eben nicht so, wie die 
FDP in ihrem Antrag ursprünglich vorgeschlagen 
hatte — es war sicherlich gut gemeint —, daß die 
Regierung erst entscheiden soll, wenn der Bundes-
tag entschieden hat. Das wäre natürlich eine Bremse 
für die Integration. 
Aber wenn wir es demnächst mit der Ratifikation 

betreffend eine Umlage für Margarinerohstoffe zu 
tun haben, dann geht die Entscheidungsbefugnis über 
eine Umlage, die praktisch eine Verbrauchsteuer 
darstellt, im Falle der Ratifizierung an den Minister-
rat über. Dieser entscheidet dann in Zukunft mit 
Mehrheit; denn es heißt in der Verordnung, daß die 
Beschlüsse im Ministerrat nach dem gleichen Ver-
fahren gefaßt werden, nach dem der Haushalt be-
schlossen wird. Und der Haushalt wird eben nach 
diesem Verfahren beschlossen. Im Falle der Umlage 
verliert das Parlament seinen Einfluß auf die Auf-
bringung und Verwendung von Millionensummen. 
Im Falle der Finanzierung der Gemeinschaften geht 
es um Milliardensummen. 

Wenn der Text der Vertragsänderung einmal 
vom Ministerrat beschlossen ist, können wir ihn 
nicht mehr ändern. Im Zuge der Ratifizierung kann 
der 'Deutsche Bundestag nur noch ja oder nein sagen. 
Sagen wir aber nein, dann geht es genauso wie 
bei der Fusion der Exekutiven. Dann heißt es:  Wer 
hier nein sagt, stoppt die Integration. Da wir alle 
nicht in diesen Geruch kommen wollen, kommen 
wir wieder in einen Zwiespalt. Deshalb müssen wir 
rechtzeitig darauf aufmerksam machen und müssen 
S ie um Ihre besondere Aufmerksamkeit für diese 
Dinge bitten. Denn wir wollen die Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß die Integration dynamisch fort-
gesetzt wird und daß die europäischen Gemeinschaf-
ten weiter gestärkt werden, damit auch die politi-
sche Integration möglich gemacht wird. Das mag ein 
bißchen unbequem sein; es ist aber notwendig. 

Unsere Anträge sind vom Auswärtigen Ausschuß 
teilweise wörtlich angenommen worden, teilweise 
sind sie sinngemäß übernommen worden. Ich stimme 
Herrn Furler zu: sie stammen sinngemäß aus Be-
schlüssen des Europäischen Parlaments; zum ande-
ren Teil stammen sie aus Beschlüssen der sozia-
listischen Parteien der sechs Mitgliedstaaten. 

Unsere Anträge, die sich auf die Fusion bezogen, 
sind im Auswärtigen Ausschuß zum Teil abgelehnt 
worden; zum Teil .sind sie nicht erfüllt. Abgelehnt 
ist z. B. das Anliegen, daß der künftigen gemein-
samen Kommission, die Hohe Kommission heißen 
soll, so, wie das bei der Hohen Behörde üblich war, 
ein den 'Gewerkschaften besonders verpflichteter 
Mann zugeordnet bzw. kooptiert werden soll. Ich 
bedaure, daß dieser Antrag abgelehnt worden ist. 
Ich möchte aber die Gelegenheit benutzen, zu sagen, 
daß es noch eine Chance für jede Regierung, aber 
insbesondere auch für die deutsche Bundesregierung 
gibt. Man kann als eines der Mitglieder, die in die 
gemeinsame 'Hohe Kommission geschickt werden, 
einen Gewerkschaftler nominieren. Ich hoffe, daß 
wir bis dahin eine Bundesregierung haben, die an 
diesem Anliegen der Gewerkschaften nicht vorbei-
geht. 

Noch ein Hinweis auf einen Antrag, den wir ge-
stellt haben und der leider wegen der Zeitnot, in der 
wir uns befinden, noch nicht behandelt worden ist. 
Ich muß deswegen heute auf ihn zurückkommen, 
weil das Monnet-Komitee in Brüssel den Antrag — 
und zwar auch wieder mit der Unterschrift der Her-
ren Barzel, Etzel, Birrenbach usw. — in der vori-
gen Woche wiederholt hat. Wir hatten beantragt, 
die Regierung solle sich im Ministerrat dafür ein-
setzen, daß ein gemischter Ausschuß aus Vertretern 
des Europäischen Parlaments und der USA gebildet 
wird. Dieser Antrag ist noch nicht verabschiedet. 
Er ist jetzt vom Monnet-Komitee wiederholt wor-
den. Ich möchte annehmen, daß das' bedeutet — da 
die Unterschrift Ihres Fraktionsvorsitzenden darun-
tersteht —, daß Sie ihn auch akzeptieren. 
Ein zweiter Antrag von uns ist ebenfalls noch un-

erledigt. Darin hatten wir gebeten, die Bundesre-
gierung aufzufordern, sich für die Assoziierung 
Israels zu der EWG einzusetzen. Ich möchte deshalb 
in diesem Zusammenhang etwas dazu sagen, weil 
die Assoziierung der Maghrebstaaten unmittelbar 
bevorsteht. Wir alle wünschen, daß die Maghreb-
staaten assoziiert werden, und zwar insbesondere 
auch im Lichte der Vorgänge im Nahen Osten. 
Israel wird natürlich in dem Moment, wo die Ma-
ghrebstaaten assoziiert werden, erneut den An-
spruch erheben, nicht schlechter als diese Maghreb-
staaten behandelt zu werden. Ich wäre sehr dank-
bar, wenn wir bei nächster Gelegenheit diese beiden 
Anträge auch einstimmig verabschieden könnten. 
Ich muß noch auf eines aufmerksam machen, was 

auch schon angeklungen ist. Verschiedene Bestim-
mungen, die diese Dinge betreffen, müssen vom 
Deutschen Bundestag, aber auch von  den  anderen 
nationalen Parlamenten ratifiziert werden. Damit 
ergibt sich, daß die Zeit der Deklamationen einfach 
vorbei ist. Ich nehme es den Regierungen nicht ab, 
wenn sie sich darauf hinausreden, daß einer von den 
Sechsen nicht will. Ich möchte einmal wissen, wann 
die Bundesregierung im Ministerrat tatsächlich die 
anderen Fünf vor die Frage gestellt hat, ob sie euro-
päischen direkten Wahlen des Parlaments zustim-
men oder nicht, und wann lallein der französische 
Staatspräsident erklärt hat, daß Frankreich seine 
Zustimmung da nicht geben wird. Wenn das so ist, 
dann wäre doch z. B. der Besuch des französischen 
Staatspräsidenten in der Bundesrepublik eine gute 
Gelegenheit, daß der Herr Bundeskanzler mit ihm 
auch über diese  Fragen spricht. 
Ich kann mir vorstellen, daß es Politiker gibt, die 

der Meinung sind: Na, da gibt es noch gewichtigere 
Probleme. Ich würde sagen: tatsächlich; denn die 
Probleme der politischen europäischen Integration, 
die Probleme der deutsch-französischen Beziehun-
gen, die Probleme der französischen Beziehungen 
zum Osten stehen im Raum. Das Paket ist sicher 
schon sehr schwer. Aber ob es  in den Europäischen 
Gemeinschaften weitergeht, hängt doch auch nicht 
unwesentlich von ihrer Demokratisierung lab. Ich 
möchte den Herrn Bundeskanzler sehr bitten, die 
Gelegenheit zu benützen, mit dem französischen 
Staatspräsidenten sowohl die Frage der direkten 
Wahlen als auch ,die Frage der Haushaltsrechte des 
Europäischen Parlaments, insbesondere im Zusam- 
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menhang mit der Finanzierung der Landwirtschafts-
politik, zu erörtern. Man muß sich immer bewußt 
sein, daß der Fortschritt in Europa ohne die Beteili-
gung der Völker eigentlich doch eine Fiktion ist 

(Sehr gut! bei der SPD) 

und daß man die Beteiligung .der Völker nur über 
ihr von ihnen gewähltes Parlament erreichen kann. 

Es wäre schön gewesen, wenn wir heute von der 
Bundesregierung etwas zum Stufenplan hätten hö-
ren können — vielleicht kommt das noch —, den der 
Herr Bundeskanzler in der letzten Pressekonferenz 
angekündigt hat. Ich persönlich bin allerdings der 
Meinung, daß der Bundeskanzler solche eminent 

 politischen Probleme zuerst im Parlament vortragen 
sollte, bevor er sie in einer Pressekonferenz be-
handelt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Also dort ist von einem Stufenplan die Rede ge-
wesen, ,den er für die Formierung Europas vorlegen 
wird. 'Das Wort „Formi'eru'ng" erscheint mir über-
eilt. Ich muß ehrlich sagen, daß ich mir unter der 
;,Formierung Europas" zunächst nichts vorstellen 
kann, und ich wäre dankbar, wenn ich hier einen 
Begriff davon bekäme, welche Vorstellungen sich 
dahinter verstecken. Ich möchte auch gern wissen: 
Bedeutet das, daß die Bundesregierung ihre Vor-
schläge, die sie im November sämtlichen sechs Re-
gierungen zugeleitet hat, nicht mehr ,aufrechterhält? 
Dann wäre die Frage: in  welcher Weise will sie ,sie 
ändern? 

Ein Wort zum Schluß. Die Demokratisierung der 
Europäischen Gemeinschaften muß so weit gehen, 
daß, wenn die Gemeinschaften Eigenmittel bekom-
men, das Parlament auch das Haushaltsrecht be-
kommt. In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
einmal die Frage stellen, ob das Parlament damit 
rechnen kann, daß die Regierung diese Forderung 
unterstützt. 

Nachdem sich die Regierungsparteien nicht bereit 
finden können, unseren Antrag auf einstweilige 
Direktwahl der deutschen Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments zu unterstützen, möchte ich 
gern wissen, wann die Regierung im Ministerrat 
eine Initiative dahin gehend ergreifen wird, daß die 
Frage der europäischen Direktwahlen jetzt endlich 
auf die Tagesordnung gesetzt wird. Von Initiativen 
ist in der letzten Zeit sehr viel die Rede gewesen. 
Uns genügt es aber nicht, daß davon geredet wird. 
Wir möchten, daß die Initiativen ergriffen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Dr. Burgbacher. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zunächst möchte ich be-
merken, daß ich diese Stunde und diese Diskussion 
als eine Stunde für Europa auffasse und daß wir 
alle, alle in diesem Haus vertretenen Parteien, an 
der Beschleunigung der politischen Integration, an 
der Verstärkung der Rechte des Parlaments inter-
essiert und dafür hier und im Europaparlament  

erwiesenermaßen gemeinsam eingetreten sind, zu-
letzt am 12. Mai in Straßburg. 

Zweifellos ist hier — wie der Kollege Wehner 
durch Zwischenruf bemerkte — Ruhe als Bürger-
pflicht nicht förderlich für die Entwicklung der Inte-
gration, und sehr verständlich ist die Unruhe über 
manche überflüssige Hemmungen, die der euro-
päischen Integration bereitet werden. Ich glaube 
aber nicht, daß man aus dieser Erkenntnis schließen 
kann, daß nun jede wohlgemeinte Maßnahme für 
die Sache zwingend gut sein muß. Wir haben Beden-
ken gegen die direkten Wahlen nach dem Vorschlag 
der SPD zu diesem Zeitpunkt, vor allem deshalb, 
weil wir dann direkte Wahlen zu einem Parlament 
abhalten, das nicht der Vorstellung des Bürgers von 
einem Parlament entspricht. Wir befürchten, daß in 
der unvermeidbaren Debatte in der Öffentlichkeit 
gefragt wird: Wozu wählen wir, was haben die zu 
sagen, was können die tun? Damit fügen wir der 
Sache, statt ihr förderlich zu sein, unter Umständen 
einen Schaden zu. 

Inzwischen ist ja die Vorlage über die Fusion der 
Exekutiven beschlossen worden. Die Fusion der 
Exekutiven ist zweifellos in der hier erwähnten 
„Politik der kleinen Schritte" ein ziemlich beacht-
licher Schritt, und uns erscheint es und erschien es 
auch richtig, diesen Schritt durch andere Forderun-
gen zunächst nicht zu gefährden. Außerdem haben 
wir die schon erwähnte Vorlage der EWG-Kommis-
sion über die Finanzierung d er gemeinsamen Agrar-
politik, über die Ersetzung der Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemein-
schaft und den Vorschlag der Kommission, die 
Rechte des Parlaments zu verstärken. 

Ich darf in Ergänzung der Ausführungen der Frau 
Kollegin Strobel feststellen oder — wenn Sie so 
wollen— wiederholen, daß das Europäische Parla-
ment in Straßburg am 12. Mai unter Mitwirkung 
und Zutimmung der Europa-Abgeordneten aller hier 
im Hause vertretenen Parteien die Unauflöslichkeit, 
die Unteilbarkeit 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

dieser drei Vorlagen nach sehr eindrucksvollen De-
batten beschlossen hat, wobei sogar die gaullistische 
Gruppe nicht dagegen gestimmt, sondern sich ent-
halten hat. Daß das in Wirklichkeit eine Ablehnung 
bedeutet, ist eine andere Sache. Aber politisch wollte 
man das nicht so erkennen lassen, sondern hat sich 
nur bei der Abstimmung enthalten. 

Herr Kollege Mommer hat hier, wenn ich das rich-
tig verstanden habe, gesagt, man müsse auch mal 
mit Frankreich deutlicher reden. Nun, ich glaube, 
daß das schon geschehen ist, auch wenn das nicht 
immer öffentlich geschehen ist. 

(Zuruf von der SPD: Rambouillet!) 

In dieser Sitzung des Europäischen Parlaments habe 
auch ich gesagt, daß wir uns derzeit des Verdachts 
nicht erwehren könnten, daß es der französischen 
Regierung auf die Vollendung der Agrarpolitik und 
der Finanzierung der Agrarpolitik ankomme und 
daß — so sagte ich — gelinde gesagt die Zuneigung 
für alle anderen Aufgaben und Pflichten der Römi- 
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schen Verträge außerordentlich unterentwickelt sei. 
Wir haben dann in dieser Resolution, die von allen 
Parteien dieses Hauses und den Abgeordneten der 
anderen fünf Mitgliedstaaten — bei der von mir 
genannten Enthaltung — im Europäischen Parlament 
gefaßt worden ist, zum Ausdruck gebracht, daß sich, 
wie wir glauben, in Verfolg dieser Resolution ein de 
facto politisches Junktim zwischen dem Abschluß 
und der Finanzierung der Agrarpolitik und z. B. der 
Industrie- und Handelspolitik ergibt. 

Ich möchte darauf doch sehr nachdrücklich hinwei-
sen, damit nicht der Eindruck entsteht, wir nähmen 
die Vorschläge der SPD-Fraktion deshalb nicht wört-
lich an, weil wir in der Sache anderer Meinung seien. 
Das ist absolut nicht der Fall. Wir sind in dem Ti-
ming, in der Reihenfolge der Schritte, und auch in 
der politischen Wertung offenbar verschiedener Mei-
nung. Wir halten direkte Wahlen zu einem Parla-
ment für richtig, wenn es sich auch wirklich um ein 
Parlament handelt. Jetzt hat sich uns erfreulicher-
weise durch das Junktim, durch die Unteilbarkeit, 
durch die Notwendigkeit, die Agrarpolitik zu voll-
enden — französisches Interesse — und die Finanz-
politik der EWG-Kommission auszuweiten, eine Dy-
namik der Verträge und deshalb notwendigerweise 
gleichzeitig eine Vermehrung der Rechte des Parla-
ments angeboten, wobei vielleicht der eine an dem 
und der andere an jenem mehr interessiert sein 
mag. Wenn wir aber in dem Begriff der Unteilbarkeit 
fest bleiben, dann kommen wir auf diesem Wege 
einen Schritt weiter. Ich würde es begrüßen, wenn 
sich dieses Haus bei einer sich bietenden Gelegen-
heit diesen Beschluß des Europäischen Parlaments 
über die Unteilbarkeit dieser drei Vorlagen aus-
drücklich zu eigen machte. 

Wir empfehlen, dem Antrag des Außenpolitischen 
Ausschusses und dem Entschließungsantrag der 
Regierungskoalition zuzustimmen. Dabei darf aber 
nicht untergehen, daß seit der Beratung der Vor-
lagen im Außenpolitischen Ausschuß in Europa und 
insbesondere in der EWG-Kommission Ereignisse 
eingetreten sind, die — ich bitte um Entschuldigung 
— von größerem Gewicht sind als diese Entschlie-
ßung. Leider liegt der Beschluß des Europäischen 
Parlaments vom 12. Mai nicht vor. Das ist ein Ver-
säumnis von uns allen. Wir hätten diesen Beschluß 
auf den Tisch des Hauses legen sollen; dann hätte 
dieses Hohe Haus sich ihn zweifellos zu eigen ge-
macht. Ich möchte das für meine Person heute in 
einer unformellen Weise tun und die Unteilbarkeit 
der Agrarpolitik, der Finanzpolitik und der Rechte 
des Parlaments zum politischen Prinzip dieses 
Hohen Hauses erheben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Effertz. 

Dr. Effertz (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Professor Burgbacher 
sagte eben, die heutige Debatte sei eine Debatte für 
Europa. Ich wünschte, es wäre so. Wäre es wirklich 
so, dann hätte es nicht eines Jahres Zeit bedurft, 
bis wir uns heute endlich über diese längst fälligen 

Vorlagen unterhielten. Vor allen Dingen hätten wir 
dann auch nicht vor ganz leerer Regierungsbank 
über Europapolitik zu sprechen brauchen. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Der Herr Staats

-

sekretär ist da!) 

— Ich hätte heute aber gerne den Bundesminister 
für Wirtschaft auf der Tribüne gesehen, insbeson-
dere wenn ich an die letzten Verhandlungen um den 
Getreidepreis in Brüssel denke. 

Wenn uns die Europapolitik wirklich so auf den 
Nägeln brennte, wie das in Frankreich offensichtlich 
der Fall ist, und wenn die Europapolitik bei uns 
durch laufende Unterrichtung — an der es in der 
Vergangenheit leider vielfach gefehlt hat, und 
schuld daran sind wir alle — so populär wäre wie in 
anderen Ländern, dann gäbe es in diesem Hause 
viel öfter eine sogenannte Europadebatte. Sie 
brauchte dann auch nicht immer an irgendeiner Teil-
frage aufgehängt zu werden, etwa dem Getreide-
preis oder irgendeiner einzelnen Verordnung, die 
in Brüssel gerade zur Entscheidung ansteht. 

In all den Jahren war es nicht möglich, ein echtes 
europäisches Parlament zu schaffen, wie es vor-
gesehen war. Ob es je kommt, das hängt davon ab, 
ob die Vorstellungen über die politische Einigung 
Westeuropas heute noch die sind, die man damals 
wohl gehabt hat, als man die Römischen Verträge 
entwarf und als man ihnen hier im Hause zu-
stimmte. Inzwischen hat sich einiges getan, und zu-
mindest Staatspräsident de Gaulle scheint einer an-
deren Meinung zu sein, als sie die Vertreter Frank-
reichs beim Abschluß der Verträge eingenommen 
halben. Nachdem also das Straßburger Parlament 
nicht das geworden ist, was wir uns gewünscht 
haben und was im Vertrag vorgesehen ist,  glaube 
ich heute das Recht zu haben, uns selbst hier im 
Parlament, und zwar alle Parteien, an ein eigenes 
Recht zu erinnern, an das wir in der Vergangenheit 
offenbar leider nicht gedacht haben, obwohl mehr-
fach darauf Bezug genommen worden ist. Vor allen 
Dingen möchte ich auch die Regierung mit dem 
Hinweis auf dieses unser Recht, das im Ratifizie-
rungsgesetz zum EWG-Vertrag niedergelegt ist, 
daran erinnern, daß es auch für sie gut wäre, wenn 
sie dieses Recht des Parlaments in Zukunft öfter zur 
Geltung brächte. Dann wäre nämlich ihre Situation, 
nationale, eigene Interessen in Brüssel energischer 
zu vertreten als bisher, wesentlich stärker, als das 
in der Vergangenheit der Fall war. 

Ich habe mir bei der Auseinandersetzung um den 
Getreidepreis in Brüssel die Frage vorgelegt: Was 
hätte eigentlich Bundeswirtschaftsminister Schmücker 
tun sollen, wenn er feststellen mußte, daß die vom 
Bundeskanzler in diesem Hause in seiner Regie-
rungserklärung proklamierten Voraussetzungen für 
eine Zustimmung zu einer Harmonisierung des 
Getreidepreises auf so erheblichen Widerstand 
stoßen würden? Ich meine, der Bundeswirtschafts-
minister hätte als beauftragter Delegationsleiter 
der deutschen Regierung in Brüssel sagen müssen: 
„Ich kann leider nicht zustimmen. Es tut mir furcht-
bar leid, ich muß unter Berufung auf ein Konsul-
tationsrecht meines Bundestages und unter Berufung 
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auf eine Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
zunächst einmal wieder den Deutschen Bundestag 
unterrichten, und die Regierung muß erneut beraten. 
Dann setzen wir uns wieder zusammen." 

Als vor 14 Tagen Herr Pisani meinte, auf Grund 
einer Wahlrede, die er mit Herrn de Gaulle in 
Frankreich zu halten hatte, die Beteiligung an einer 
wichtigen Sitzung in Brüssel absagen zu müssen, 
und damit die Sitzung auf unbestimmte Zeit vertagt 
wurde, habe ich mich gefragt: Was würde wohl in 
Frankreich gesagt werden, wenn sich der deutsche 
Bundesminister Schwarz so verhalten hätte und so 
verhielte? 

Warum sage ich das alles? Weil ich der Meinung 
bin, daß uns auf dem Teilsektor, mit dem man sich 
bisher in der Hauptsache in Brüssel befaßt hat, näm-
lich auf dem Sektor der Agrarpolitik, von den ande-
ren im Gegensatz zu den Erklärungen bei der Schaf-
fung des EWG-Vertrages so viel negativer An-
schauungsunterricht erteilt worden ist, daß es drin-
gend notwendig ist, die gemeinsamen Anliegen, die 
hier leider heute erst nach einem Jahr behandelt 
werden, etwas energischer von uns allen und auch 
durch eine entsprechende Untermauerung in Gestalt 
einer Aufklärung der Öffentlichkeit zu betreiben, 
als das bisher geschehen ist. Es ist notwendig, nicht 
mehr so schüchtern zu sein, sondern unser nationales 
Interesse genauso energisch, genauso egoistisch, 
wenn Sie wollen, zu vertreten, wie das Herr de 
Gaulle mit seinen mehrfachen Ultimaten bisher auf 
unsere Kosten getan hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich bin der Meinung, es muß aufhören, daß man bei 
dem Versuch, ein politisch einiges Europa zu schaf-
fen, das man beschworen hat, als wir diesem Vertrag-
im Bundestag zustimmten, sich daran gewöhnen muß, 
daß man dieses Europa nicht mit Ultimaten, nicht 
mit Pressionen erreichen kann. 

Nun, Staatspräsident de Gaulle hat es anschei-
nend sehr leicht mit diesen Pressionen gehabt, weil 
offensichtlich das Parlament in Bonn — das ist eine 
Kritik an uns allen, auch an der Opposition — von 
seinem Recht aus Art. 2 des Ratifikationsgesetzes 
zum EWG-Vertrag in der Vergangenheit entweder 
nicht oder nur unzureichend Gebrauch gemacht hat. 
Wir haben nämlich das Recht, von der Regierung zu 
verlangen, daß vor wichtigen politischen Grundsatz-
entscheidungen in Brüssel, solange das Straßburger 
Parlament seine vorgesehene Funktion noch nicht 
hat, der Bundestag unterrichtet wird. Nun wollen wir 
uns nicht darüber streiten, ob Unterrichten Konsul-
tieren oder ob Konsultieren mehr sei als Unter-
richten. Ich bin überzeugt, wenn die Bundesregierung 
— wir hätten es alle miteinander verlangen können, 
die SPD auch — uns laufend vor wichtigen Entschlüs-
sen oder vor der notwendigen Änderung der Hal-
tung unserer Delegation in einem wichtigen Punkt 
in Brüssel unterrichtet hätte, dann wäre es auto-
matisch zu einer umfassenden europäischen Debatte 
gekommen, Herr Kollege Burgbacher, und damit 
auch zu einer Meinungsbildung in diesem Hause, 

 

der sich eine Regierung im gemeinsamen Interesse 
nicht hätte entziehen können. 

(Abg. Illerhaus: Glauben Sie, wir hätten der 
Regierung Weisungen erteilen können?) 

— Ich sage das nur deswegen, weil ich in bezug 
auf den bevorstehenden Besuch von Staatspräsident 
de Gaulle im Juni Angst habe. 

Herr Professor Burgbacher, Sie sagten, die Agrar-
politik solle jetzt in Verbindung mit Forderungen 
auf anderen Sektoren vollendet werden. Da man 
auf anderen Sektoren bisher nichts getan hat, bin 
ich der Meinung, man kann die Agrarpolitik nicht 
beenden und vollenden, sondern wir müssen stop-
pen, und bei den anderen muß aufgeholt werden, 
die anderen müssen mitgezogen werden, erst recht, 
wenn es sich darum handelt, was der deutsche 
Steuerzahler ab 1967 zu zahlen hat. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? — Bitte, Herr Abgeordneter Iller-
haus. 

Illerhaus (CDU/CSU) : Herr Kollege, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß das Europäische Parlament durch 
alle drei Fraktionen die Meinung vertreten und in 
einem Beschluß niedergelegt hat, daß der gemein-
same Agrarmarkt nur verwirklicht werden kann, 
wenn gleichzeitig auch der gemeinsame Industrie-
markt verwirklicht wird? 

Dr. Effertz (FDP) : Doch, das weiß ich. Ich begrüße 
das. Ich weiß nur nicht, ob Staatspräsident de Gaulle 
auch so denkt. 

(Abg. Illerhaus: Das müssen wir abwarten! 
Wir haben ja jetzt Zeit!) 

— Gott sei Dank, hoffentlich aber nicht in der Mei-
nung: wir haben Zeit bis zu den Wahlen. Das be-
zieht sich auf alle drei Parteien. Mir ist es wirklich 
ernst, wenn ich hier die Bitte an uns alle richte: 
Haben wir doch endlich einmal den Mut, in Brüssel 
zu sagen: Nun vorläufig Bremse, vorläufig Schluß, 
bis die anderen auch nachgezogen haben und die 
Verpflichtungen durch die anderen aufgeholt wor-
den sind! Ich bin es leid, immer zu hören, daß wir 
angeblich den „Schwarzen Peter" haben, obwohl wir 
in Brüssel auf dem Agrarsektor bisher nichts anderes 
getan haben, als Vorleistungen zu erbringen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Dr. Friedensburg. 

Dr. Dr.  h. c. Friedensburg (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zunächst den sozialdemokratischen Kollegen danken, 
daß sie hier Vorschläge gemacht haben, durch die 
das europäische Problem wieder einmal zur Sprache 
gekommen ist. Das ist sehr erfreulich, und ich wollte 
nur, daß solche Aussprachen häufiger stattfänden, 
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damit der europäische Gedanke stärker, als es lei-
der sonst der Fall ist, in der öffentlichen Meinung 
gerade auch unseres Landes zur Geltung kommt. 

Es fällt mir nicht ganz leicht, Herr Kollege Mom-
mer, Ihnen in der  Sache  zu widersprechen, denn 
sicherlich ist die  Initiative verdienstvoll gewesen. 
Aber  der  Zweck heiligt nicht alle Mittel. Es kann 
ein Zweck verdienstvoll sein,  und  die Mittel, die 
man anwenden zu müssen glaubt, um das Ziel zu 
erreichen, sind vielleicht doch falsch. Wir können —
'darin schließe ich mich durchaus dem Votum des 
Außenpolitischen Ausschusses an  — in  dem Vor-
schlag, ,den Sie namens Ihrer Fraktion hier vorge-
tragen haben, keinen Schritt vorwärts erblicken. Ich 
meine sogar, daß ,die Verwirklichung Ihres Vor-
schlags eher zu einer Gefährdung des europäischen 
Gedankens führen könnte. Das ist in dem Bericht 
des Herrn Berichterstatters meiner Ansicht nach 
sehr richtig und zwingend ausgeführt worden. 

Stellen Sie sich vor, die deutsche Bevölkerung be-
nennt mit großer Mehrheit eine Reihe von Personen 
als geeignete Vertreter für das Europäische Parla-
ment, und  in  ihren lokalen 'Wahlkreisen, wo nach 
ganz anderen Gesichtspunkten entschieden wird, 
werden die Betreffenden nicht gewählt. Ich glaube, 
eine schlimmere Kompromittierung und Desavouie-
rung des europäischen Gedankens kann man sich 
schwerlich vorstellen, als wenn dann die betreffen-
den Abgeordneten für das Europäische Parlament 
nicht in Frage kommen, weil sie die Voraussetzen-
gen nicht erfüllen. Ich würde es für den europäischen 
Gedanken auch nicht für heilsam halten, wenn im 
Europäischen Parlament Mitglieder mit ganz ver-
schiedener Legitimation säßen. Das würde dem Ge-
samtgedanken zweifellos nicht dienlich sein. So 
schön und wichtig der Gedanke ist, daß die euro-
päischen Parlamentarier direkt gewählt werden, so 
kann es, wenn wir da vorprellen und Abgeordnete 
deutscher Art mit einer besonderen demokratischen 
Legitimation herausheben, der Gesamtstruktur des 
Parlamentes nicht dienlich sein. 

Sie haben gemeint, Herr Kollege Mommer, daß 
Ihr Vorschlag 'das schänste Bekenntnis zu Europa 
sei, das man sich überhaupt denken könne. Vielleicht 
ist meine Phantasie etwas ausschweifend. Ich könnte 
mir in der Tat noch stärkere Bekenntnisse vorstel-
len als dies. Ich werte  es  gern als ein Bekenntnis. 
Aber Sie glauben, das Ziel mit Mitteln erreichen und 

 fördern zu können, die nach unserer Ansicht nicht 
zweckmäßig sind. 

Ich muß im Anschluß an das, was Herr Kollege 
Kopf schon gesagt hat, mich aber auch noch gegen 
die Meinung wenden, die lablehnende Haltung der-
jenigen Mitglieder des Hauses, die dem Votum des 
Auswärtigen Ausschusses zustimmen wollen, beruhe 
auf dem Wunsche, den französischen Staatschef nicht 
zu reizen, nicht zu provozieren. Ich glaube, wir soll-
ten mit solchen Argumenten äußerst zurückhaltend 
sein. Das ist kein guter Stil. Wir haben heute in der 
Fragestunde gehört, wie sich ein Mitglied unseres 
Hauses mit vollem Recht gegen die Unterstellung 
mandte, die Entscheidung in der Verjährungsfrist 
;ei unter dem Druck der öffentlichen Meinung des 

Auslandes geschehen. Genauso wenig, glaube ich, 
sollten wir hier unterstellen, daß die Auffassung, 
ein 'solcher Schritt sei sachlich nicht sehr nützlich, 
deshalb vertreten werde, weil der französische 
Staatschef vielleicht anderer Ansicht sein könnte. 
Ich weiß  das gar  nicht einmal, 

(Zuruf von der FDP) 

ich habe diese Überlegung nie angestellt und werde 
sie auch nicht anstellen. 

(Zurufe von der FDP.) 

Selbstverständlich wäre es lächerlich und beinahe 
selbstmörderisch, wenn wir den Staatschef oder Re-
gierungschef eines benachbarten, befreundeten und 
verbündeten Landes unnötig provozieren wollten. 
Selbstverständlich werden wir auch in unseren poli-
tischen Entscheidungen verantwortlich zu überlegen 
haben, ob das etwa geschehen könne; aber ich 
glaube nicht, daß irgend jemand bei uns eine solche 
Erwägung ernsthaft angestellt hat. Ich sehe auch 
gar nicht ein, warum der französische Staatschef, 
dem wir doch, obwohl er uns bisweilen enttäuscht 
und befremdet, alle einen gewissen Respekt nicht 
versagen werden, durch eine solche Entscheidung 
so besonders provoziert wäre. 

Ich möchte mich auch gegen eine Auffassung 
wenden, die Frau Kollegin Strobel ausgesprochen 
hat. Frau Kollegin Strobel, Sie haben die Legiti-
mation einiger italienischer Kollegen damit be-
stritten, daß deren nationales Parlamentsmandat 
abgelaufen sei. Es gibt keine Bestimmung dieser Art. 
Wir haben in allen Fraktionen und nationalen Grup-
pen des Parlaments die Übung gehabt, daß jemand 
nicht automatisch aus dem Europäischen Parlament 
ausscheidet, wenn er nicht mehr dem nationalen 
Parlament angehört. Das kann natürlich nicht un-
begrenzt fortgeführt werden. Aber zunächst einmal 
muß nach den Bestimmungen des Vertrages der Be-
treffende nur aus den Reihen der Parlamentsmit-
glieder gewählt worden sein. Wir haben immer die 
Übung gehabt — schon aus praktischen Gründen 
konnte es gar nicht anders sein —, daß die Betref-
fenden, auch wenn ihr nationales Mandat erlischt, 
zunächst einmal noch eine Weile dem Europäischen 
Parlament angehören. 

Ich möchte aber die Gelegenheit nicht vorüber-
gehen lassen, ohne auch einmal zu sagen, daß wir 
nicht ganz unschuldig an der Ohnmacht des Euro-
päischen Parlaments sind. Wer eine Reihe von 
Jahren dem Parlament angehört hat, weiß, wie oft 
wir wortreiche Resolutionen fassen und im nächsten 
Jahre zum gleichen Gegenstand mit etwas variier-
ten Formulierungen dasselbe sagen und uns nicht 
sehr darum kümmern, was die Regierung oder die 
Kommissionen daraus gemacht haben. Ich brauche 
nur an die Tragödie der europäischen Universität 
zu erinnern. Es ist vielleicht auch von unserer Seite 
nicht immer alles geschehen. 

Es müßte auch — ich möchte da einen Appell an 
unser ganzes Parlament richten — über die Dele-
gationen eine engere, häufigere Zusammenarbeit 
zwischen dem Europäischen Parlament und den 
nationalen Parlamenten stattfinden. Wir haben den 
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dringenden Wunsch — ich möchte das  gerade auch 
als Mitglied des Europäischen Parlaments sagen —, 
daß wir uns in der Arbeit viel häufiger und viel 
gründlicher mit unseren Kollegen abstimmen, die 
im nationalen Parlament ihre Arbeit verrichten. 

Meine Herren von der Sozialdemokratischen Par-
tei, seien Sie also nicht enttäuscht, wenn wir uns 
Ihnen nicht anschließen können. Ein Schlag ins 
Wasser hat keinen Zweck, so schön es auch platscht. 
Damit allein ist der europäischen 'Sache nicht gedient. 
Ich fürchte sogar, 'daß wir hier der europäischen 
Sache keinen Dienst erweisen würden. Im Gedan-
ken, im Grundsatz, in der allgemeinen Zielrichtung 
sind wir uns alle einig. Es muß dringend etwas ge-
schchen, um die parlamentarische, die demokra-
tische Seite der europäischen Bewegung weitaus 
stärker zu betonen als bisher. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Metzger. 

Metzger (SPD) : Meine Damen und Herren! Ich 
habe mich ganz besonders darüber gefreut, daß Herr 
Kollege Burgbacher die Unteilbarkeit der Objekte in 
der Verordnung, die von der Kommission vorgelegt 
worden ist, noch einmal ausdrücklich betont und 
erklärt hat, die sei unabdingbar. In der Tat, das 
muß so sein. Es kann nur eigene Mittel der EWG 
geben, wenn zu gleicher Zeit die Kompetenzen des 
Parlaments erweitert werden. Das eine ist ohne das 
) andere nicht denkbar. 

Das hat allerdings Konsequenzen, darauf will ich 
aufmerksam machen. Denn wenn etwa der Minister-
rat sich entschließen sollte, sei es aus eigenem Ent-
schluß, sei es unter Druck Frankreichs, gewisse Dinge 
voranzubringen, etwa in bezug auf die Eigenmittel, 
aber in bezug auf die Zuständigkeit des Parlaments 
nichts zu tun, dann würde das bedeuten, daß dieses 
Parlament — nämlich die drei Fraktionen insgesamt, 
die sich ja in der Frage einig sind — den Vertrag, 
der zu ratifizieren wäre, nicht ratifizieren könnte. 
Wir müssen uns über diese Konsequenzen klar sein. 
Ich glaube, es ist auch gut, wenn sich die Regierung 
über diese Konsequenzen im klaren ist. Denn das 
bedeutet erstens einmal, daß sie im Ministerrat ge-
wisse Dinge nicht tun kann, und das bedeutet zwei-
tens, daß sie im Ministerrat durch das Parlament 
eine Rückenstärkung hat. Das scheint mir die posi-
tive Seite der Sache zu sein, und die Regierung 
sollte das durchaus überlegen und benutzen. 

Was die Wahlen zum Parlament anlangt, so hat 
der Herr Kollege Burgbacher sich ein Argument zu 
eigen gemacht, das wir deutschen Sozialdemokraten 
im Europäischen Parlament vorgetragen haben, als 
damals die Wahlordnung zur Abstimmung stand. 
Ich weiß nicht, ob Sie damals schon im Parlament 
waren, Herr Burgbacher, 

(Abg. Dr. Burgbacher: Ja!) 

— dann werden Sie sich erinnern. Damals haben wir 
deutschen Sozialdemokraten den  Standpunkt ver-
treten: wir können für die Wahlordnung nicht stim-
men, weil das Parlament, solange es keine Zustän-

digkeiten hat, damit den Wähler notwendigerweise 
enttäuschen muß oder betrügen muß, und beides 
wollen wir nicht. Dieses Argument können Sie aber 
heute nicht bringen, weil Sie — die Christlich-Demo-
kratische Fraktion — im Europäischen Parlament 
dieses Argument zurückgewiesen haben. Sie waren 
damals anderer Meinung. 

(Abg. Dr. Mommer: Das haben Sie verges

-

sen, Herr Kollege Burgbacher! — Heiterkeit 
bei der SPD.) 

Wenn wir heute dieses Argument nicht mehr be-
nutzen, so einfach deswegen, Herr Kollege Burg-
bacher, weil inzwischen eine politische Entwicklung 
vor sich gegangen ist, die damals keineswegs vor-
handen war. Damals hat noch keiner vorausgesehen, 
welchen Standpunkt de Gaulle gegenüber der EWG 
einnehmen wird und wie sehr er alle Maßnahmen 
unterstützt, die zur Unterhöhlung der EWG führen. 
Deswegen haben wir• aus politischen Gründen alle 
Veranlassung, alles zu tun, was der Stärkung der 
EWG dient, auch das, was notwendig ist, um unsere 
Bevölkerung für die Idee zu erwärmen und unsere 
Bevölkerung zu veranlassen, für die EWG zu stim-
men, etwa auch in diesen Wahlen. 

Von daher gesehen, sind diese Wahlen von aller-
größter Bedeutung und von daher gesehen, Herr 
Kollege Friedensburg, kann man nicht sagen, daß 
diese Wahl für die Wähler nicht zumutbar sei. Denn 
die Wähler werden sich in diesem Augenblick zu 
diesem Europa bekennen, das de Gaulle jedenfalls 
in dieser Weise als integriertes Europa bekämpft. 

Herrn Kollegen Effertz möchte ich auch noch etwas 
sagen. Er hat sehr eindringlich und in einer sehr 
erfreulichen Weise gesagt, wir sollten nicht immer 
nur de Gaulle die Möglichkeit geben, die Vorteile 
aus der EWG zu ziehen, während wir selber immer 
nur die Nachgaben machen. Sehr einverstanden. 
Aber, Herr Effertz, soviel ich weiß, sind Ihre Leute 
in der Regierung, und  ich stelle an Sie die Frage: 
warum haben Ihre Leute in der Regierung in der 
Richtung nichts getan? Ich habe bis jetzt nichts davon 
gehört. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Carstens. 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte zu einigen der hier aufgeworfenen Fra-
gen Stellung nehmen, darf aber vielleicht eine Be-
merkung zu der These vorausschicken, die hier 
aufgestellt worden ist, die Bundesrepublik Deutsch-
land habe im Rahmen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft auf agrarpolitischem Gebiet nur Vor-
leistungen gebracht. Diese These hält die Bundes-
regierung für falsch. Die Bundesregierung ist im 
Gegenteil der Meinung, daß auch im agrarpolitischen 
Bereich abgewogene Lösungen gefunden worden 
sind, die auch die Interessen der deutschen Land-
wirtschaft in angemessener Weise berücksichtigen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 
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Ich glaube, auch in der allgemeinen Form, wie es 
später gesagt worden ist, daß Deutschland aus der 
EWG nur Nachteile und Frankreich nur Vorteile ge-
habt habe, ist eine solche These unhaltbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man könnte einen langen Katalog von Vorteilen 
aufzählen, die Deutschland, die deutsche Wirtschaft, 
die deutsche Industrie und andere Gruppen bei uns, 
aus der EWG gezogen haben. Das trifft auch für die 
Agrarpolitik insofern zu, Herr Abgeordneter, als 
nach Auffassung der Bundesregierung auch für den 
Bereich der Agrarpolitik, wie ich gerade gesagt 
habe, abgewogene Lösungen gefunden worden sind. 

Aber ich darf, Herr Präsident, auf den eigentlichen 
Gegenstand dieser Debatte mit einigen Bemerkun-
gen eingehen und vielleicht einige Worte zu den 
verschiedenen Ausführungen sagen, die über die 
Befugnisse des Euorpäischen Parlaments gemacht 
worden sind. Ich möchte vorausschicken, daß es die 
Auffassung der Bundesregierung ist, daß die Befug-
nisse des Europäischen Parlaments gestärkt werden 
sollten. Die Bundesregierung hat diese ihre Auffas-
sung bei jeder Gelegenheit öffentlich und auch in 
den Sitzungen des Ministerrates zum Ausdruck ge-
bracht. Das bezieht sich in ganz besonderer Weise 
auch auf die Haushaltsbefugnisse des Europäischen 
Parlaments. Die Bundesregierung setzt sich für eine 
Verstärkung gerade dieser Befugnisse ein. Sie sieht 
in Übereinstimmung mit dem, was von verschiede-
nen Abgeordneten hier gesagt worden ist, eine wich-
tige Gelegenheit zur Verwirklichung dieses Ziels 
im Zusammenhang mit den Plänen für die Schaffung 
neuer Einrichtungen für die europäischen Gemein-
schaften. Die Bundesregierung ist in der Tat der 
Auffassung, daß in diesem Zusammenhang eine Stär-
kung der Befugnisse des Europäischen Parlaments 
unumgänglich notwendig ist. 

Es ist dann von dem Fusionsvertrag gesprochen 
worden, durch den vor kurzem eine Reihe von 
Organen der drei europäischen Gemeinschaften ver-
einigt worden sind und durch den in der Tat ein 
besonderer Ausschuß bei der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und  Stahl, der sogenannte Vier-
Präsidenten-Ausschuß, in Wegfall gekommen ist. 
Herr Präsident, ich persönlich habe sehr großen 
Zweifel, ob der bisherige Vier-Präsidenten-Aus-
schuß dem Europäischen Parlament tatsächlich Be-
fugnisse verlieh. So wie ich die Arbeitsweise dieses 
Ausschusses gekannt habe, hat es sich um einen 
Ausschuß gehandelt, an  dem in der Tat der  Präsi-
dent des Europäischen Parlaments mitgewirkt hat. 
Aber es ist mir nicht bekannt, daß das Parlament 
selbst auf diese Weise zu einem nachhaltigen Ein 
fluß gekommen wäre. Man kann außerdem doch 
wohl sagen, daß die Konstruktion, die damals unter 
den besonderen Verhältnissen des Jahres 1950 ge-
wählt worden ist, nämlich einem solchen aus vier 
Präsidenten von vier Organen gebildeten Ausschuß 
die entscheidenden haushaltsrechtlichen Kompeten-
zen zu übertragen, mit 'unseren landläufigen Vor-
stellungen von Haushaltsrecht und Haushaltsfest-
setzung schwerlich übereinstimmt. Deswegen glaube 

, ich, daß durch die neue Konstruktion, die  jetzt ge-

wählt worden ist, letzten Endes auch das Euro-
päische Parlament nicht an Befugnissen verloren, 
sondern eher gewonnen hat. Denn jetzt hat das 
Europäische Parlament das Recht, den Verwaltungs-
haushalt der  Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl zu diskutieren und zu ihm Stellung zu 
nehmen, ebenso wie es zu dem gesamten übrigen 
Haushalt Stellung nimmt. 

Die Tendenz und dieallgemeine Haltung der  Bun-
desregierung in der Frage der Verstärkung der Be-
fugnisse des Europäischen Parlaments bezieht sich 
auch und insbesondere 'auf die Rechte des Euro-
päischen Parlaments bei der Verabschiedung von 
Verordnungen durch den Ministerrat. Der Rat ist — 
und das  wird  den  Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments bekannt sein — seit längerem dazu 
übergegangen, auch in  den Fällen, in denen der 
Vertrag dies nicht vorschreibt, das Europäische Par-
lament vor der Verabschiedung wichtiger Verord-
nungen anzuhören. 

Ein weiterer Punkt, der hier diskutiert worden 
ist,  betraf  die Assoziationsabkommen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft mit dritten Staaten. 
Auch hier findet faktisch eine weitgehende Unter-
richtung des Europäischen Parlaments sowohl durch 
den Präsidenten ,des Rates wie durch die Kommis-
sion über den Lauf der Verhandlungen statt. Auch 
die Bundesregierung ist der Meinung, daß das noch 
nicht ein auf die Dauer befriedigender und ausrei-
chender Zustand ist.  Es stellt sich hier die Frage, 
ob man die Stellung des Europäischen Parlaments 
derjenigen der nationalen Parlamente bei der Ver-
abschiedung internationaler Verträge angleichen 
sollte. Das würde bedeuten, daß das Europäische 
Parlament ähnlich wie ein nationales Parlament 
seine Zustimmung zu dem Assoziationsvertrag zu 
geben haben würde, bevor der Assoziationsvertrag 
ratifiziert werden könnte. Das sind Fragen, die 
sicherlich nicht heute abschließend entschieden wer-
den können. Aber ich möchte doch andeuten, daß 
hier die Möglichkeit zu einer Fortentwicklung be

-steht, die vielleicht den Vorstellungen, die zu die-
sem Punkt geäußert worden sind, Rechnung tragen 
könnte. 

Ein weiterer Punkt, der zur Diskussion gestellt 
worden ist, ist die Frage der Einsetzung eines Aus-
schusses nach Art des deutschen Vermittlungsaus-
schusses zur Überbrückung von Meinungsverschie-
denheiten zwischen dem Europäischen Parlament 
und dem Ministerrat. Hier kann ich Ihnen nicht ver-
hehlen, daß die Bundesregierung Bedenken hegt. 
Sie befürchtet, daß durch die Einsetzung eines sol-
chen Gremiums unter Umständen eine sehr starke 
Verzögerung bei der Verabschiedung von Verord-
nungen eintreten könnte. 

Aber es wäre zu erwägen — und das ist ein 
Vorschlag, den die Bundesregierung gemacht hat und 
an dem sie festhalten wird —, daß man eine zweite 
Beschlußfassung des Rates für den Fall vorsieht, 
daß das Europäische Parlament Änderungsvor-
schläge macht. Da wäre die Frage, ob das eine 
Beschlußfassung mit einer besonderen Mehrheit 
sein sollte, eine Unterfrage, die sicherlich genauer 
zu prüfen wäre. 
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Staatssekretär Dr. Carstens 
Zu dem großen Komplex, der hier eingehend 

erörtert worden ist, nämlich zu der Frage der 
direkten Wahl der Mitglieder des Europäischen Par-
laments zunächst nur in Deutschland, möchte ich 
mich ganz kurz fassen. Ich kann mich hier im wesent-
lichen den Bedenken anschließen, die vorgetragen 
worden sind. Nach Auffassung der Bundesregierung 
ist das gewichtigste Bedenken, daß Deutschland 
hier vorangehen würde und daß das Prinzip der 
Einheitlichkeit des Verfahrens für die Bestellung 
der Mitglieder des Europäischen Parlaments dadurch 
verlassen würde. Aber die Bundesregierung hält 
selbstverständlich an den Erklärungen, die sie wie-
derholt abgegeben hat, und auch an der Erklärung, 
die sie durch die Unterzeichnung der Römischen 
Verträge abgegeben hat, fest, nämlich: daß das 
Ziel der politischen Bemühungen innerhalb der euro-
päischen Gemeinschaften die direkte Wahl der Mit-
glieder des Europäischen Parlaments in allen Mit-
gliedstaaten sein muß. Die Bundesregierung wird 
die sich bietenden Möglichkeiten ausnutzen, um die-
sem Ziel näherzukommen. Es ist vorgesehen, daß 
im Zusammenhang mit den Verhandlungen über die 
Fusion der drei Gemeinschaften, die ja in Kürze 
aufgenommen werden, auch diese Frage wieder 
erörtert wird. 

Schließlich ist die Frage behandelt worden, ob 
der Ministerrat in  öffentlicher Sitzung tagen oder 
jedenfalls gewisse Beschlüsse in öffentlicher Sitzung 
fassen sollte. Auch hierzu muß ich Bedenken an-
melden. Die Verhandlungen im Ministerrat ähneln 
doch immer noch sehr viel mehr internationalen 
Verhandlungen als, sagen wir, der Beschlußfassung 
in einem nationalen Gremium, 

(Abg. Metzger: Er ist doch Gesetzgebungs-
organ!) 

sei es in einem nationalen Parlament oder in einer 
nationalen Regierung. — Was die Funktion betrifft, 
Herr Abgeordneter, ist das fraglos richtig. Ich 
sprach von der Methode, mit deren Hilfe der Mini-
sterrat sich dieser Funktion erledigt, und es ist eine 
Methode, die eine sehr starke Ähnlichkeit mit inter-
nationalen Verhandlungen aufweist. 

(Abg. Metzger: Aber die Offentlichkeit 
kommt ja nur für die Gesetzgebung in 

Frage!) 

Deswegen ist die Bundesregierung der Meinung, 
daß eine Herstellung der Offentlichkeit für diesen 
Teil der Beratungen des Ministerrats mit großen 
Nachteilen verbunden sein könnte und daß dadurch 
vor allen Dingen die Möglichkeit eines Kompro-
misses  unter Umständen in entscheidender Weise 
erschwert werden könnte. Das brauche ich, glaube 
ich, im einzelnen nicht auszuführen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Schließlich ist vorgeschlagen worden, ,die Außen-
minister der sechs Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft solltensich zu regel-
mäßigen Konsultationen zusammenfinden. Dies, 
meine Damen und Herren, ist die  Auffassung der 
Bundesregierung. Die Bundesregierung hat dieser 
ihrer Auffassung noch vor kurzem bei der Vorlage 
ihrer Pläne über die europäische Zusammenarbeit  

vom November vorigen Jahres Ausdruck verliehen. 
Wir sind der Meinung, daß schon in der ersten 
Phase dieser mehrstufigen europäischen Entwick-
lung, so wie wir sie uns vorstellen, u. a. eine regel-
mäßige Konsultation der Außenminister der sechs 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft stattfinden sollte. 

Ich glaube, Herr Präsident, das sind die Berner-
kungen, die ich in diesem Zusammenhang machen 
wollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Ich schließe die all-
gemeine Aussprache zu den Punkten 12 a und 12 b. 

Wir kommen zur zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Wahl der deutschen Mit-
glieder in das Europäische Parlament. Ich rufe auf 
die §§ 1 bis 19, Einleitung und Überschrift. — Wer 
diesen Paragraphen zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. Danke. Die Gegenprobe! 
— Das letztere ist die Mehrheit; die aufgerufenen 
Paragraphen sind abgelehnt. Damit ist das Gesetz 
in allen seinen Teilen abgelehnt. Eine dritte Bera-
tung entfällt. 

Wir kommen zur Beschlußfassung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP auf Umdruck 621 *). Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Dieser Entschließungsantrag ist ein-
stimmig angenommen. 

Zu Punkt 1213 der Tagesordnung liegt ein Antrag 
des Ausschusses auf Seite 7 der Drucksache IV/3129 
vor. Er betrifft alle unter b aufgeführten Anträge 
der einzelnen Fraktionen dieses Hauses. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer diesem An-
trag des Ausschusses zustimmen will, den  bitte ich 
um ein Handzeichen. — Danke. Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 12 c: 

Zweite und dritte Beratung  des  von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu der Satzung der Europäischen 
Schule (Drucksache IV/2733) 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (13. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung (Drucksache IV/3267) 

bb) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Kulturpolitik und Publizistik (8. Aus-
schuß) (Druchsache IV/3266) 

(Erste Beratung 148. Sitzung). 

Der Bericht des Haushaltsausschusses liegt vor. — 
Das Haus nimmt ihn zur Kenntnis. 

*) Siehe Anlage 2 
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Vizepräsident Schoettle 
Der Bericht des Ausschusses für Kulturpolitik und 

Publizistik ist vom Abgeordneten Dr. Huys erstattet. 
Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? 
— Das ist nicht der Fall. Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter für seinen Bericht. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Gesetz. 
Ich rufe auf Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Einleitung 
und Überschrift. — Wer den aufgerufenen Artikeln 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Muß ich diese Seite des Hauses (zur SPD) als stimm-
enthaltend werten? Ich nehme es so an. Bei zahl-
reichen Stimmenthaltungen sind die aufgerufenen 
Artikel angenommen. Damit ist die zweite Beratung 
geschlossen. 

Ich eröffne die 

dritte Beratung. 

In der allgemeinen Aussprache wird das Wort nicht 
gewünscht. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Entwurf 
eines Gesetzes zu der Satzung der Europäischen 
Schule zustimmen will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das Gesetz ist entgegen den Erwartungen in der 
zweitung Beratung einstimmig angenommen. 

(Abg. Metzger: Das war Gesinnungswandel!) 

— Ich habe Ihre Bemerkung zwar nicht verstanden, 
Herr Abgeordneter Metzger, aber ich nehme an , 
daß sie gut gemeint war. 

Wir 'kommen zur Beratung des Punktes 12 d: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Arendt (Wattenscheid), Bergmann, Frau Stro-
bel, Frau Dr. Elsner, Dr. Kreyssig, Bading, 
Faller, Kulawig, Kriedemann, Metzger, Rohde, 
Seifriz, Seuffert, Wischnewski und der Frak-
tion der SPD betr. Europäisches Bergarbeiter-
statut (Drucksache IV/3111) . 

Dazu wünscht der Abgeordnete Arendt das Wort. 

Arendt (Wattenscheid) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Namens 
der sozialdemokratischen Fraktion möchte ich einige 
wenige Bemerkungen zu dem Ihnen vorliegenden 
Antrag Drucksache IV/3111 machen. Es handelt sich 
hierbei um ein sehr bedeutsames Anliegen. Allein 
die Tatsache, daß die Gemeinsame Versammlung 
und auch das Europäische Parlament seit 1957 zehn-
mal in Form von Berichten und Entschließungen zur 
Frage des Europäischen Bergarbeiterstatuts Stellung 
genommen hat, macht die Bedeutung klar. Das Eu-
ropäische Parlament hat diese Frage in einer letz-
ten Entschließung vom Oktober 1964 — zum zehn-
tenmal, wie ich schon sagte — behandelt und hat in 
einem Ausschußbericht und in einer Entschließung, 
die einstimmig akzeptiert wurden, die Bedeutung 
noch einmal herausgestellt, ohne daß wir zu dem 
Ergebnis gekommen wären, daß in dem Europä-
ischen Bergarbeiterstatut, welches eine Reihe von 
Forderungen und Elementen enthält, die die Posi-

tion des Bergmanns nicht nur in der  Bundesrepu-
blik, sondern in allen bergbautreibenden Ländern 
der Montanunion hervorheben sollten, diese 
Punkte einer Verwirklichung zugeführt worden 
wären. 
Warum ist dieses Statut nicht ,aus dem Stadium 

der Beratungen herausgekommen? Einfach deshalb, 
weil die nationalen Regierungen und die Arbeit-
geberorganisationen zu heftigen Widerstand gegen 
die Verwirklichung dieses Statuts geleistet haben. 
An diesem Widerstand ist auch die Hohe Behörde 
in Luxemburg gescheitert. Die Beratungen im soge-
nannten ,Gemischten Ausschuß, der dort existiert, 
haben nicht zu einem Ergebnis geführt, weil diese 
von mir skizzierte Haltung der Regierungen und 
der Arbeitgeberorganisationen festzustellen war. 
Das halten wir für sehr bedauerlich. Das war auch 
die Ursache, warum wir den Antrag Drucksache IV/ 
3111 vorgelegt haben.  Wir möchten die nationalen 
Regierungen, 'insbesondere die Bundesregierung, 
veranlassen, nicht nur ihren ablehnenden Stand-
punkt aufzugeben, sondern auch ,auf die anderen 
Mitgliedsregierungen hinzuwirken, daß dieses Sta-
tut .seine Verwirklichung findet. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein 
paar Bemerkungen zu der Bedeutung des Statuts 
machen. Schon 1956 hat der damalige Präsident der 
Hohen Behörde, Herr Finet, in einer öffentlichen Er-
klärung auf die Notwendigkeit der Verwirklichung 
des Statuts hingewiesen. Das Statut sollte — das darf 
ich noch einmal sagen — die Position des Berg-
manns hervorheben. Als dieser Gedanke 1956 ge-
boren wurde, war  die  Kohle zwar knapp, im Gegen-
satz zu heute, wo die Kohle im Überfluß vorhanden 
ist. Aber damals wie heute waren die Belegschafts-
zahlen sehr niedrig, und damals wie heute war eine 
erschreckende Überalterung der bergmännischen Be-
legschaft festzustellen. Es geht aber auch dem Euro-
päischen Parlament um  die  Sicherung einer qualifi-
zierten Stammbelegschaft in  den  bergbautreibenden 
Ländern. Wenn man den Blick 'einmal über unsere 
Grenzen hinweglenkt, wird man feststellen, daß 
diese Belegschaftssicherung nicht gegeben ist. Der 
Anteil der Gastarbeiter an der bergmännischen Be-
legschaft beträgt in der Gemeinschaft 14 %; in man-
chen Ländern, wie beispielsweise Belgien, liegt er 
bei 62 %. Es ist klar, daß man mit diesen Gastarbei-
tern die besonderen Probleme ,des Bergbaus nicht 
meistern kann. 

Ich darf mit Genehmigung des Präsidenten die 
wichtigsten Folgerungen aus diesem Tatbestand, die 
das Europäische Parlament gezogen hat, einmal 
zitieren. Es heißt in Ziffer 15 des Berichtes, der — 
ich wiederhole — einstimmig angenommen worden 
ist: 

Ihr Ausschuß betrachtet diese Lösung 

— also der Fragen der Gastarbeiter — 

als eine Verlegenheitslösung, da ein Aus-
weichen auf Gastarbeiter aus Drittländern aus 
manchen Gründen als unzweckmäßig für die 
Sanierung der Belegschaft anzusehen ist: 

1. Der Bergbau benötigt eine qualifizierte, 
technisch hockentwickelte Stammbelegschaft. 
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Arendt (Wattenscheid) 
2. Die Arbeitssicherheit ist zunehmend gefähr-

det durch Mangel an beruflicher Ausbildung 
und durch sprachliche Schwierigkeiten der 
Gastarbeiter. 

3. Der überwiegende Teil der Gastarbeiter aus 
Gemeinschaftsländern und Drittländern ist 
gewillt, die Arbeit in den Bergbaubetrieben 
nur vorübergehend aufzunehmen, um an-
schließend in die Heimatländer zurückzu-
kehren. 

Es liegt auf der Hand, 

— so fährt der Bericht in der nächsten Ziffer fort — 

daß die Schaffung einer in ihrem sozialen Status 
gesunden Dauerbelegschaft auf mittel- und 
langfristige Sicht verhindert wird. 

Das ist genau die Frage, die es jetzt zu entschei-
den gilt. Ich will nicht im Übermaß Zahlen vortra-
gen. Aber ich glaube, wir sollten einmal an das 
Jahr 1964 denken. Dort war ein Bedarf von etwa 
7000 Berglehrlingen und Bergjungleuten zu ver-
zeichnen. Es sind aber nur 638 gekommen. Eine ähn-
liche Entwicklung war auch 1965 festzustellen. Wenn 
man die nächste Zukunft betrachtet und daran 
denkt, daß eines Tages einmal das neunte Schuljahr 
eingeführt wird, muß man befürchten, daß sich diese 
Tendenz noch erheblich verstärkt. 

Nicht nur das Europäische Parlament, sondern 
auch die sozialdemokratische Fraktion ist der Auf-
fassung, daß das Europäische Bergarbeiterstatut, 
das von der Hohen Behörde entwickelt wurde, das 
geeignete Instrument sein könnte, um die Position 
des Bergmanns aus der Masse der Arbeitnehmer 
herauszuheben und um für eine kontinuierliche sta-
bile qualifizierte Stammbelegschaft zu sorgen. 

Wir haben in diesem Hohen Hause in den letzten 
Jahren mehrere Energiedebatten geführt und dabei 
von der Regierung immer wieder gehört, daß es 
ihr Ziel sei, 140 Millionen Tonnen im Jahr zu för-
dern. Dabei wurde aber nicht gesagt, ob diese Förde-
rung auch abgesetzt werden kann. Wenn Sie die 
Situation im Steinkohlenbergbau im Augenblick 
beobachten, dann werden Sie zu dem Ergebnis kom-
men, daß bei den Zechengesellschaften schon 
13,5 Millionen Tonnen Kohle und Koks auf der 
Halde liegen. Täglich kommen 60- bis 65 000 Tonnen 
hinzu. Zu Beginn dieses Jahres hat die Bundesregie-
rung zwar erklärt, 1965 werde der Haldenzugang 
insgesamt nur 1,8 Millionen Tonnen ausmachen. 
Aber schon im ersten Quartal 1965 betrug der Hal-
denzugang 4,5 Millionen Tonnen. Im zweiten Quar-
tal wird es nicht viel weniger sein, und es wird für 
dieses Jahr so weitergehen. Ein Großteil der Beleg-
schaften im Ruhrgebiet erklärt, daß, wenn nicht am 
19. September Bundestagswahlen wären, schon 
längst Feierschichten eingelegt worden wären. Ich 
sage das deshalb 

(Abg. Dürr: Weil es gerade noch zum 
Thema gehört!) 

— das ist sehr wichtig, Herr Kollege —, weil Ende 
des Jahres wahrscheinlich 16 Millionen Tonnen 
Kohle und Koks auf der Halde liegen werden. Und 

dann werden Feierschichten eingelegt. In dem 
Augenblick, wo Feierschichten eingelegt werden, 
werden große Teile, insbesondere jüngere leistungs-
fähige Jahrgänge, den Bergbau verlassen; denn sie 
sind nicht bereit, Mindereinkommen in einer Zeit 
hinzunehmen, wo in den übrigen Industrien Voll-
beschäftigung und Hochkonjunktur herrscht. Wenn 
diese jungen, leistungsfähigen Jahrgänge den Berg-
bau verlassen, werden sie entweder gar nicht mehr 
zurückkehren oder aber sie werden nur unter hohen 
finanziellen Aufwendungen, so wie das im Augen-
blick bei den Gastarbeitern der Fall ist, zurück-
zugewinnen sein. Unter diesem Aspekt sollte man 
das Bergarbeiterstatut betrachten. Wir sollten un-
sere Anstrengungen darauf konzentrieren, dieses 
Statut zu verwirklichen. 

Das wird um so leichter möglich sein, als in der 
Zwischenzeit auf europäischer Ebene in der im Okto-
ber 1964 gefaßten Entschließung festgelegt ist, daß 
nicht alle Punkte, die in dem Statut enthalten sind, 
auf einmal erfüllt werden sollen. Vielmehr hat man 
sich auf zwei Fragen konzentriert: die sogenannte 
Bergmannsprämie und die Treueprämie. Wenn man 
diese beiden Komplexe aus dem Statut herauslöste, 
würde man recht schnell zu einer Verständigung 
gelangen; man würde damit einen Beitrag zur suk-
zessiven Erfüllung dieses Statuts leisten. Dann 
würde auch der Artikel 3 e des Vertrages der Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ver-
wirklicht. Dort heißt es nämlich: 

Die Organe der Gemeinschaft haben auf die 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen der Arbeiter hinzuwirken. 

Dieses Ziel hatten die Beratungen im Gemischten 
Ausschuß. Man kann wohl mit einer gewissen Be-
friedigung feststellen, daß durch die Stellungnahme 
des Sozialausschusses des Europäischen Parlaments 
und durch das Plenum des Europäischen Parlaments 
die Voraussetzungen für die Wiederaufnahme der 
Beratungen in diesem Gemischten Ausschuß geschaf-
fen wurden. In seinem Bericht vom Oktober hat der 
Sozialausschuß festgestellt, daß die Haltung der 
Regierungsvertreter und der Vertreter der Arbeit-
geber im Gemischten Ausschuß einem Negativ-
attest hinsichtlich einer fortschrittlichen europäischen 
Sozialpolitik gleichkomme. Ich glaube, daß hier 
durch eine positive, fortschrittliche Entscheidung 
mit wenigen finanziellen Mitteln die Voraussetzun-
gen für eine vernünftige Lösung des Belegschafts-
problems in der Bergbauwirtschaft der Montanunion

-

Länder geschaffen werden können. 

Die sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses 
hat entsprechend den Beschlüssen des Europäischen 
Parlaments den Antrag Drucksache IV/3111 vor-
gelegt. Die Annahme dieses Antrags würde den 
Beschäftigten im Bergbau, nicht nur in der Bundes-
republik, sondern in allen Ländern der Gemein-
schaft, zeigen, daß der Deutsche Bundestag gewillt 
ist, den Vertrag von Paris getreulich zu erfüllen. 
Ich bitte im Namen der Fraktion der SPD um Ihre 
Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat  der 
 Abgeordnete Härzschel. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Europäische Parlament hat 
in wiederholten Entschließungen — es sind im gan-
zen zehn zu dem Bergarbeiterstatut Stellung ge-
nommen. Trotzdem sind keine konkreten Ergebnisse 
erzielt worden. In der praktischen Durchführung 
haben sich Schwierigkeiten ergeben. Das hängt ein-
mal damit zusammen, daß die Zuständigkeit des 
Gemischten Ausschusses für die Harmonisierung der 
Arbeitsbedingungen im Steinkohlenbergbau im 
Blick auf das Bergarbeiterstatut bestritten wird, weil 
dieser Ausschuß nicht im Montanvertrag verankert 
ist. Zum anderen sind in diesem Statut Fragen-
komplexe enthalten, die sowohl in die Zuständig-
keit der Regierungen der Mitgliedsländer als auch 
in die Zuständigkeit der Tarifvertragspartner fallen. 
Hier zeigt sich 'bereits der kritische Punkt, der die 
Behandlung des Statuts wesentlich erschwert. Es 
geht nicht allein um Verfahrensfragen, sondern es 
muß auch die Einwirkungsmöglichkeit der Bundes-
regierung berücksichtigt werden. Sicher ist die 
Bundesregierung nicht in der Lage, die Zuständig-
keit und den Wirkungsbereich des Gemischten Aus-
schusses zu ändern. Die Tarifautonomie wird auf 
jeden Fall eine wesentliche Rolle  spielen.  Weder 
die Hohe Behörde noch das Europäische Parlament 
können in die bei den Ländern bestehende Tarif-
autonomie eingreifen. Ich kann mir auch keine recht-
liche Einwirkungsmöglichkeit der Bundesregierung 
im eigenen Lande vorstellen, ganz zu schweigen von 
einer solchen bei den Partnerländern. An eine Ein-
schränkung der Tarifautonomie kann aber in keinem 
Fall gedacht sein, und die Tarifpartner könnten eine 
solche weder wünschen noch dulden. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte, Herr 
Abgeordneter Arendt. 

Arendt (Wattenscheid) (SPD) : Herr Kollege, ist 
Ihnen bekannt, daß in  diesem Statut beispielsweise 
auch die Frage der Altersgrenze geregelt ist oder 
geregelt werden soll, und ist Ihnen weiter bekannt, 
daß die Frage der Altersgrenze nicht eine Frage der 
Tarifparteien, sondern des Gesetzgebers in den ein-
zelnen nationalen Bereichen ist? 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich habe ja 
ausgeführt, daß in diesem Statut sowohl Fragen be-
handelt werden, die in den Bereich der Tarifver-
tragsparteien gehören, als auch solche, die in den 
Bereich der Regierungen gehören. Das ist .ganz klar. 

(Abg. Arendt [Wattenscheid] : Unser Antrag 
richtet sich aber an die Regierungen oder 
gegen die Abwehr dieser Punkte, die durch 
die Regierungen erledigt werden können!) 

Hier ist das Ersuchen an die Bundesregierung 
jedenfalls fragwürdig. Daraus ergibt sich klar, daß 
wesentliche Teile des Statuts nicht in die Zuständig-
keit der Bundesregierung fallen. Aber auch der Teil, 
der der Kompetenz der Bundesregierung unterliegt,  

ist wegen der umstrittenen Zuständigkeit nicht ein-
fach zu lösen; denn es ist ja auch hier so, daß nicht 
alle Regierungen zustimmen. Hinzu kommt, daß in 
den Ländern und bei den Tarifvertragsparteien der 
Gemeinschaft Überschneidungen und unterschied-
liche Zuständigkeiten in den einzelnen Bereichen 
vorhanden sind. 

Wie schwierig die Fragen sind, beweist auch die 
Tatsache, daß bei der auf Grund der Entschließung 
durchgeführten :Sitzung die Beratung ,auf die inter-
nationale Bergmannsprämie beschränkt wurde. 
Wenn schon eine Einigung über die Bergmanns-
prämie so schwierig ist, obwohl man ,sich doch auch 
nach Ihrer Meinung hier am ehesten einigen könnte, 
wenn also dabei schon keine gemeinsam. Haltung 
gefunden werden konnte, so wird dieses Paket des 
Bergarbeiterstatuts im Zusammenhang sicher jetzt 
nicht zu lösen sein. 

Wir sind deshalb der Meinung, daß man zunächst 
mit allen Kräften die Internationalisierung der Berg-
mannsprämie anstreben sollte sowie auch die Ein-
führung der Treueprämie. Diese Auffassung haben 

auch Sie in Ihren Ausführungen vertreten. Es er-
hebt sich nur die Frage, weshalb Sie dann das ganze 
Paket im Zusammenhang servieren, wo doch deut-
lich ist, daß die Schwierigkeiten übergroß sind. Ich 
glaube, wir müssen noch eine Reihe von Erfahrun-
gen sammeln 'und Verhandlungen führen, um einen 
Weg zu finden, der letzten Endes die zum Wohle 
der Bergarbeiter von allen gewünschte Lösung 
bringt. 

Vorhin war von „kleinen Schritten" die Rede. Ich 
bin der Meinung, daß es hier  am  ehesten angebracht 
wäre, zunächst einmal mit kleinen Schritten zu be-
ginnen und das große Paket zurückzustellen, weil 
eben nach Lage der Dinge nicht anzunehmen ist, daß 
der ganze Katalog der Forderungen in irgendeiner 
Weise jetzt erfüllt werden kann. Ich glaube, wir alle 
haben ein Interesse daran, daß diese Probleme ge-
löst werden und so schnell wie möglich gelöst wer-
den. Auf der anderen Seite aber müssen wir auch 
die Schwierigkeiten sehen, die sich aus der Lage, 
wie sie sich nun  einmal darstellt, ergeben. 

Wir werden diesen Antrag noch einmal sorgfältig 
prüfen und ihm ein auch gewisses Wohlwollen ent-
gegenbringen. Wir bitten um Überweisung an den 
zuständigen Ausschuß. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Schoettle: Der Abgeordnete 
Härzschel hat soeben seine Jungfernrede gehalten. 
Dazu beglückwünsche ich ihn. 

(Beifall.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Philipp. 

(V o r s i t z: Präsident D. Dr. Gersten

-

maier.) 

Dr.-Ing. Philipp (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mein Vorredner hat mir 
mit seiner Jungfernrede praktisch schon die Argu-
mente vorweggenommen, die ich Ihnen vortragen 
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wollte. Ich möchte aber wenigstens eines noch zu 
Herrn Arendt sagen. 

Herr Arendt, Sie haben heute mit Ihrem Antrag 
wieder einmal gewissermaßen die Totalität des Berg-
arbeiterstatuts herausgestellt und gefordert. Wir 
verstehen Sie jetzt eigentlich nicht mehr. Sie wissen 
genau, daß wir uns im Europäischen Parlament über 
diese Dinge hinreichend unterhalten haben. Sie 
haben sich dort dahin beschieden, daß Sie sagten, 
wir müßten zunächst einmal nur einen Punkt be-
handeln, nämlich die Bergmannsprämie. Am 
19. Oktober 1964 haben Sie ausgeführt, es sollten 
diejenigen Maßnahmen geprüft werden, die in die 
Zuständigkeit der einzelnen Länder fallen, und 
haben dann von  der  Bergmannsprämie gesprochen. 
Auch die Gewerkschaften, und zwar die christlichen 
sowohl wie die freien, haben sich mit dieser Ein-
sicht beschieden und haben an den Präsidenten der 
Hohen Behörde, Herrn Finet, am 12. Dezember 1964 
folgendes geschrieben: 

Deshalb will die Arbeitnehmergruppe von einer 
Diskussion aller möglichen Maßnahmen eines 
Bergarbeiterstatuts absehen und sich beschrän-
ken auf wenige wichtige Punkte. 

Diese wenigen wichtigen Punkte, Herr Arendt, sind 
ja bereits im Gemischten Ausschuß behandelt wor-
den. Der Gemischte Ausschuß ist wie Sie wissen, 
wieder für den 24. Juni 1965 eingeladen worden, so 
daß meines Erachtens keinerlei Veranlassung be-
steht, die Bundesregierung zur Aktivität aufzufor-
dern, wie Sie das mit Ihrer Vorlage wollen. Ich bin 
im Gegenteil der Auffassung, Herr Arendt, daß Sie 
mit diesem Antrag die kleine Pflanze, die wir mit 
viel Mühsal in die Erde gebracht haben, unter Um-
ständen der Gefahr aussetzen, zu verdorren. 

Ferner möchte ich den Vorwurf an die Regierun-
gen und die Arbeitgeberseite auf das energischste 
zurückweisen, daß man sich den Einsichten ver-
schlossen habe. Sie haben mit keinem Wort davon 
gesprochen, warum eine solche Regelung überhaupt 
nicht möglich ist. Der Herr Kollege Härzschel hat 
Sie darauf hingewiesen, daß die außerordentlich 
schwierigen rechtlichen Probleme ein Hindernis bil-
den. Sie wissen ganz genau, daß der Gemischte Aus-
schuß keine Entschließungen fassen, sondern nur 
Feststellungen treffen, Dokumentationen erstellen 
kann. Weiterhin wissen Sie genau, daß die Bundes-
regierung nicht in der Lage ist, in Zuständigkeiten 
einzugreifen, die den Parlamenten oder den Regie-
rungen vorbehalten sind. 

Ich würde es sehr mißbilligen, wenn dieser poli-
tische Antrag — denn um einen solchen scheint es 
sich mir zu handeln — dazu benutzt würde, in der 
Öffentlichkeit und auch in der deutschen Offentlich-
keit den Eindruck zu erwecken, als wären die Kriti-
ker dieses Antrages nicht bereit, alles Erforderliche 
für die Bergleute und insbesondere für die deutschen 
Bergleute zu tun. In Wahrheit geht es hier nur um 
ein Verfahren, nicht um den Inhalt des Bergarbeiter-
statuts. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Arendt? 

Dr. -Ing. Philipp (CDU/CSU) : Bitte! 

Arendt (Wassenscheid) (SPD) : Herr Kollege 
Philipp, ist es richtig, daß Sie in der Sitzung des 
Europäischen Parlaments vom 22. Oktober 1964 die-
sem damals vorgelegten Entschließungsantrag zu-
gestimmt haben? 

Dr.-Ing. Philipp (CDU/CSU) : Herr Arendt, das 
ist selbstverständlich richtig. Aber wenn Sie das 
Protokoll genau lesen, werden Sie die Einschrän-
kung, die ich heute gemacht habe, dort wiederfinden. 
Ich habe unter dieser Einschränkung zugesagt, mich 
dafür einzusetzen, daß die Internationalisierung der 
Bergmannsprämie in den verschiedenen Gremien 
vorangetrieben wird, und habe ausdrücklich und 
ausführlich das dargelegt, was ich Ihnen eben ver-
sucht habe, aufzuzeigen. Ich bitte, meine Ausführun-
gen dort nachzulesen. 

(Abg. Arendt [Wattenscheid] : Darf ich noch 
eine zweite Frage stellen? 

— Sie dürfen, Herr Arendt. 

Arendt (Wattenscheid) (SPD) : Haben Sie nicht be-
merkt, daß in diesem Bericht, dem Sie die Zustim-
mung gegeben haben, festgestellt wird, daß bisher 
die Verwirklichung des einen oder mehrerer Punkte 
des Statuts am Widerstand der Arbeitgeberorgani-
sationen und der nationalen Regierungen gescheitert 
ist? 

Dr.-Ing. Philipp (CDU/CSU) : Ich habe dort in 
der Plenarsitzung ebenso zum Ausdruck gebracht, 
was ich heute wiederhole, daß dieser Vorwurf zu 
Unrecht erhoben worden ist und daß diese Einstel-
lung der Arbeitgeberseite und auch der Regierungs-
seite auf die Komplikationen zurückzuführen ist, die 
sich aus der Situation des Montanvertrages und den 
Möglichkeiten überhaupt ergeben. Weiteres, Herr 
Arendt, kann ich hier nicht hinzusetzen. Ich bin 
damit am Ende. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Klein. 

Klein (Saarbrücken) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der vorliegende Antrag 
ist ein Beweis dafür, daß die Sorgen und Schwierig-
keiten im europäischen Bergbau noch nicht behoben 
sind. Wenn vom Bergbau gesprochen wird, meint 
man natürlich die Unternehmen, man meint aber 
gleichzeitig auch den Bergmann. Beide können nicht 
voneinander getrennt werden. Wir wissen, daß der 
Bergmann während der Strukturkrise manches 
wenig Erfreuliche hat auf sich nehmen müssen. Ich 
erinnere an so vieles, an die Feierschichten natür-
lich, wo der Bergmann zwar eine Vergütung erhält, 
die aber die mit diesen Feierschichten verbundene 
Last doch nicht ganz mildern kann. Ich erinnere an 
die Veränderungen in der Lohnskala, deren Vor- 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 185. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 20. Mai 1965 	9319 

Klein (Saarbrücken) 
handensein wir trotz aller Bemühungen zugeben 
müssen. Die Sorgen um den Bergbau allgemein sind 
also nicht ganz behoben. 

Aus diesem Grunde sprechen  wir seit längerer 
Zeit von einem Europäischen Bergarbeiterstatut und 
bemühen uns, es Wirklichkeit werden zu lassen. 
Es hat zweifache Bedeutung: dem Bergmann nicht 
nur größere Sicherheit zu geben, sondern auch inner-
halb des europäischen Bergbaus für die einzelnen 
Unternehmen gleichartige Belastungen herbeizu-
führen. Das ist ja auch ein Grund, weshalb man nach 
einer Harmonisierung auch auf dieser Ebene strebt. 

Wir alle erkennen wohl miteinander an, daß alle 
Wege, die auf dieser Ebene gegangen werden, gut 
sind, wenn sie zu einem Erfolg für das Ganze führen. 
Der Ausschuß, der sich mit diesem Antrag beschäf-
tigen muß, sollte, soweit rechtliche Möglichkeiten 
bestehen, alles tun, ohne Tarifbestimmungen anzu-
nagen, und er wird auch alles tun, um den Bestre-
bungen in diesem Antrag, die begründet sind, ge-
recht zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen! Meine Damen und Herren, 
damit ist die Beratung dieses Antrags abgeschlos-
sen. Vorgesehen ist die Überweisung an den Aus-
schuß für Arbeit — federführend — und an den 
Wirtschaftsausschuß — mitberatend —. Das  Haus 
ist einverstanden? — Kein Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Punkt 12 e: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
von Merkatz und Genossen betr. Empfehlun-
gen der Versammlungen der Westeuropä-
ischen Union und des Europarates zur euro-
päischen politischen Union (Drucksache 
IV/3202). 

Ich frage, ob dazu das Wort gewünscht wird. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Die  Aussprache ist 
geschlossen. 

Überweisung an den Ausschuß für auswärtige 
Angelegenheiten! Das Haus ist einverstanden? — 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Punkt 14 unserer Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Werbung auf dem Gebiet 
des Heilwesens (Drucksache IV/1867); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Ge-
sundheitswesen (11. Ausschuß) (Drucksache 
IV/3356) ; 

(Erste Beratung 117. Sitzung). 

Ich frage den Berichterstatter, Herrn Abgeordne-
ten Dr. Schmidt  (Offenbach),  ob er das Wort 
wünscht. — Bitte sehr, Herr Abgeordneter Dr. 
Schmidt als Berichterstatter! 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestat-
ten Sie mir bitte einige kurze Ergänzungen zum 
Schriftlichen Bericht. 

Zunächst eine Berichtigung! In Drucksache 
IV/3356 in § 1 Abs. 1 Nr. 2 muß hinter dem Wort 
„Verfahren" das Wort „Behandlungen", das in der 
Drucksache fehlt, hinzugefügt werden. In § 1 Abs. 1 
Nr. 2 muß es also heißen: 

andere Mittel, Verfahren, Behandlungen 
und Gegenstände, . . . 

Nach Erscheinen .des Schriftlichen Berichts ist 
nicht nur den Mitgliedern des Gesundheitsaus-
schusses, sondern auch einzelnen anderen Mitglie-
dern des Hohen Hauses eine Reihe von Stellung-
nahmen zu den Beschlüssen des Gesundheitsaus-
schusses zugegangen, in denen eine große Anzahl 
von Änderungswünschen enthalten ist. Bei der 
schwierigen Materie, die zu behandeln war, und im 
Hinblick auf die Termingebundenheit der Aus-
schußberatungen — das Gesetz muß ja bis zum 
30. Juni dieses Jahres verkündet und in Kraft ge-
treten sein, weil die Polizeiverordnung ausläuft — 
konnten nicht alle vorgebrachten Wünsche in der 
Weise berücksichtigt werden, wie das die Petenten 
wollten; im übrigen ist eine ganze Reihe von Fra-
gen nach den Vorstellungen des Ausschusses schon 
geregelt. 

Unter diesen Wünschen waren einige wenige, 
die von den Ausschußmitgliedern für b;eachteniswert 
gehalten wurden- und die nun in einem interfraktio-
nellen Antrag — Umdruck 645 — zusammengefaßt 
sind und zur Abstimmung gestellt werden. 

Ich möchte mir nun noch erlauben, zu einigen 
wenigen Punkten eine klarstellende Erläuterung zu 
geben. 

1. Dieses Gesetz befaßt sich ausschließlich mit 
der Wirtschaftswerbung, so daß Maßnahmen des 
öffentlichen Gesundheitswesens, z. B. im Bereich 
der gesundheitlichen Volksbelehrung, soweit  sie 
nicht mit einer Wirtschaftswerbung für bestimmte 
Mittel, Gegenstände und Verfahren verbunden 
sind,  nicht diesem Gesetz unterliegen. Dasselbe gilt 
für wissenschaftliche Darstellungen. Diese Klanstel-
lung erscheint insbesondere im Hinblick auf § 10 
und den dazugehörigen Krankheitenkatalog erfor-
derlich. 

2. Durch § 6. soll die Werbung, apothekenpflich-
tige Arzeneimittel im Wege des Versandhandels zu 
beziehen, verboten werden. Damit soll aber nicht 
der  Versand von apothekenpflichtigen Arzeneimit-
teln von Apotheken an Krankenhäusern untersagt 
werden. 

3. Durch § 9 Nr. 6 soll die Werbung außerhalb 
der Fachkreise mit fremd - oder fachsprachlichen Be-
zeichnungen, soweit sie nicht in den allgemeinen 
Sprachgebrauch eingegangen sind, untersagt wer-
den. Diese Vorschrift hat Befürchtungen ausgelöst, 
es  dürften keine wissenschaftlichen Bezeichnungen 
.über die Zusammensetzung des Heilmittels verwen-
det werden. Diese Auffassung trifft nicht zu,  da  ein-
mal mit der Angabe der chemischen Zusammenset- 
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zung eines Arzneimittels kaumgeworben werden 
kann und zum landeren ,die Bestimmung des § 9 
Abs. 1 des Arzneimittelgesetzes, in der  die einzel-
nen Angaben vorgeschrieben sind, von dem Verbot 
der Werbung mit fremd- oder fachsprachlichen Be-
zeichnungen nicht berührt wird. 

4. In § 9 Nr. 14 wird die Werbung durch nicht 
verlangte Abgabe von Mustern oder Proben oder 
durch entsprechende Gutscheine untersagt. Es sind 
Zweifel angemeldet worden, ob durch diese Fassung 
alle möglichen Arten einer derartigen Werbung er-
faßt sind. Ich möchte hier klarstellen, daß nach dem 
Willen des Ausschusses unter Mustern und Proben 
nicht nur die  so  bezeichneten Werbepackungen zu 
verstehen sind, sondern daß Jauch die Übersendung 
größerer Mengen von Arzneimitteln oder anderen 
Mitteln und Gegenständen im Sinne des § 1 des vor-
liegenden Gesetzes verboten 'ist, deren Bezahlung 
später nachgefordert wird. 

Präsident Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich rufe 
§ 1 auf. Hierzu liegen zwei Änderungsanträge vor. 
Zunächst der Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Umdruck 644 *). Ich frage, ob zur Begründung 
dieses Änderungsantrages das Wort gewünscht 
wird. — Frau Abgeordnete Dr. Hubert, bitte. 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe unseren Änderungs-
antrag zu Art. 1 § 1 zu begründen, der sich mit dem 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes befaßt. Dieser 
Anwendungsbereich des Gesetzentwurfs erstreckt 
sich nicht auf Arzneimittel und ihnen gleichgestellte 
Gegenstände, sondern ist auf Verfahren und Be-
handlungen ausgedehnt. Unser Antrag besagt da-
gegen, daß Verfahren und Behandlungen nur unter 
das Gesetz fallen sollen, sofern für sie in Verbin-
dung mit Arzneimitteln oder ihnen gleichgestellten 
Gegenständen geworben wird. 

Was ist denn der Sinn eines Werbegesetzes, das 
sich auf Arzneimittel und ihnen gleichgestellte 
Gegenstände beziehen soll? Werbung im allgemei-
nen will umsatzsteigernd wirken. Bei Arzneimitteln 
aber wollen wir diese Umsatzsteigerung nicht; denn 
sie sind eine Ware besonderer Art. Infolgedessen 
müssen wir hier bestimmte Beschränkungen vor-
nehmen. „Umsatzsteigerung" ist aber nicht zu b e-
fürchten wenn es sich um Verfahren und Behand-
lungen handelt, die nicht in Verbindung mit einem 
Gegenstand oder einem Arzneimittel angepriesen 
werden. Eine Ausdehnung eines die Werbung ein-
schränkenden Gesetzes auf Verfahren und Behand-
lungen halten wir daher für nicht notwendig, unter 
Umständen sogar für ungünstig. Die Gerichte wer-
den überfordert werden, und im Gesetz selbst müs-
sen schon wieder Ausnahmen gemacht werden, z. B. 
für Verfahren und Behandlungen, für die von 
Bädern und Kurorten geworben wird. Behandeln tun 

*) Siehe Anlage 3  

bei uns in der Bundesrepublik im allgemeinen nur 
Ärzte und Heilpraktiker. Beide pflegen für ihre 
Behandlungsmethoden nicht zu werben. 

Wir haben auch im Ausschuß von der Bundes-
regierung, die den Anwendungsbereich vorgeschla-
gen hat, keine befriedigende Antwort bekommen 
können, sondern nur den Hinweis erhalten, daß auch 
in der alten Polizeiverordnung Verfahren und Be-
handlungen einbezogen gewesen seien und daß man 
die Kontinuität wahren wolle. Wir halten das nicht 
für eine ausreichende, durchschlagende Begründung. 
Wir möchten Sie sehr bitten, unserem Änderungs-
antrag zu folgen. Der Verbraucher soll mit diesem 
Gesetz vor einem übermäßigen Gebrauch von Dro-
gen geschützt werden. Bei Verfahren und Behand-
lungen ist ein solcher Schutz nicht nötig. Ich meine, 
daß Verfahren und Behandlungen, etwa Naturheil-
verfahren, wie sie von Vereinigungen — z. B. den 
Kneipp-Vereinen — vorgeschlagen und gefördert 
werden, die Volksgesundheit in keiner Weise ge-
fährden, sondern ihr dienlich sein können. 

Wir bitten Sie deshalb von einer Ausweitung 
dieses Gesetzes, wie sie hier vorgesehen ist,  Ab-
stand zu nehmen und unserem Antrag Folge zu 
leisten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen? — 

Abstimmung über den Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD Umdruck 644. Wer zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Meine Damen und Herren, die Abstim-
mung muß wiederholt werden. Wer für den Ände-
rungsantrag ist, den !bitte ich aufzustehen. — Gegen-
probe! — Danke vielmals. — Enthaltungen? — Ich 
habe ja gleich richtig geschätzt: das zweite war 
die Mehrheit. Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Auf Umdruck 646*) liegt ein zweiter Änderungs-
antrag vor, der Änderungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Elbrächter, Dr. Schmidt (Offenbach), Kühn 
(Hildesheim) und Genossen. Wird das Wort zur 
Begründung dieses Antrags gewünscht? — Keine 
Wortmeldung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer 
dem Änderungsantrag Umdruck 646 zuzustimmen 
wünscht, den  bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Ent-
haltungen ist der Änderungsantrag angenommen. 

Abstimmung über § 1 in der so geänderten Fas-
sung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

§§ 2,— 3,— 4,— 5,— 6,— 7,— 8.— Keine 
Änderungsanträge. Wird das Wort gewünscht? — 
Dais  Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich uni ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Bestimmungen 
sind einstimmig angenommen. 

§ 9! Zwei Änderungsanträge, der erste auf Um-
druck 645 Ziffer 1**), Änderungsantrag der Abge- 

*) Siehe Anlage 4 
**) Siehe Anlage 5 
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ordneten Dr. Elbrächter, Frau Dr. Flitz (Wilhelms-
haven) und Genossen und Fraktion der SPD. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Wird sonst das Wort gewünscht? — Keine Wort-
meldungen. 

Wer dem Änderungsantrag Umdruck 645 Ziffer 1 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
ist einstimmig angenommen. 

Nächster Änderungsantrag: Umdruck 648 *). Das 
Wort zur Begründung hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Stammberger. 

Dr. Stammberger (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, in diesem Hause 
besteht Einmütigkeit darüber, daß Arzneimittel 
eine Ware besonderer Art sind und daher auch die 
Werbung beschränkt werden kann. Aber ich glaube, 
gerade in § 9 sind wir etwas über das Ziel hinaus-
geschossen. Zu Nr. 5 wurde eben bereits eine Ein-
schränkung des bisherigen Verbots, wie es  der 
Ausschuß beantragt hat, beschlossen. 

Hinsichtlich der Nr. 4 beantragen wir die Strei-
chung überhaupt. Es ist nach der jetzigen Vorschrift 
verboten, Ärzte, Krankenschwestern usw., d. h. An-
gehörige der Heilberufe, in der Werbung abzubil-
den. Diese Vorschrift kann doch nur dann einen 
Sinn haben, wenn man gewisse psychologische Ne-
benwirkungen ausschließen zu müssen glaubt. Aber 
was kommt bei dieser Bestimmung praktisch her-
aus? Sie dürfen in Zukunft nicht mehr einen Apo-
theker oder einen Drogisten abbilden, wohl aber 
einen Wurzelsepp. Sie dürfen in Zukunft keinen 
Arzt mehr abbilden, wohl aber den Professor Fila-
tov und andere Entdecker von Wunderdrogen, die 
uns allen die Gewährung des ewigen Lebens näher

-

bringen. Sie dürfen in Zukunft keine Kranken-
schwester mehr abbilden, wohl aber eine Kräuter-
hexe. 

Dafür kann ich Ihnen sogar ein praktisches Bei-
spiel sagen. Es gibt eine bekannte Firma in Deutsch-
land, die die Klosterfrau als Symbol führt und auch 
in ihrer Werbung bringt. Man könnte vielleicht sa-
gen: die Klosterfrau ist in diesem Zusammenhang 
ein Heilberuf und darf nicht mehr abgebildet wer-
den, also: die Klosterfrau muß heraus, aber die 
Kräuterhexe darf hinein. 

Meine Damen und Herren, dieses Dilemma kön-
nen Sie nur dadurch beseitigen, daß Sie den Wur-
zelsepp und die Kräuterhexe als Heilberufe aner-
kennen, damit sie ebenfalls unter das Verbot fallen, 
oder aber Sie streichen die Vorschrift überhaupt. 
Das letzte beantragen wir und bitten um Zustim-
mung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Hamm. 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es geht in der Tat 

*) Siehe Anlage 6  

nicht darum, die Werbung über Gebühr einzuschrän-
ken. Aber es ist eine Tatsache, daß Sie auf dem 
Fernsehschirm oft den weißen Kittel sehen, der nicht 
etwa nur die Darstellung eines weißen Anzuges 
ist, sondern der bei dem Beschauer den Eindruck 
erwecken soll, daß ausgerechnet dieses Mittel ärzt-
lich erprobt sei. Weil der Beschauer das Arzneimittel 
nicht kennt und weil er oft in einer labilen inneren 
Situation ist, ist das eine unterschwellige Werbung 
dafür, daß das Mittel ärztlich erprobt sei. 

In der Bestimmung, die hier angeführt worden 
ist, ist kein Wort von „Heilhilfsberufen" zu lesen; 
wenn Sie sie durchlesen, sehen Sie nur „Heilberufe". 

(Zuruf des Abg. Dr. Stammberger.) 

— Das ist etwas anderes, Herr Kollege Dr. Stamm-
berger; ich bitte Sie, das entsprechend zu interpre-
tieren. Jedenfalls der Heilhilfsberuf ist nicht ange-
führt. 

Was wir mit diesem Werbegesetz wollen, ist die 
Erfassung der unterschwelligen Werbung, die oft 
wirksamer als die direkte ist, und es geht um eine 
Erfassung mit ganz bestimmten Tatbeständen, deren 
Begreifung und deren Beweisbarkeit auf Grund ihrer 
Einfachheit gegeben ist. Es ist ein Versuch, der 
sicherlich nicht in jedem Fall gelingen wird. Aber 
ich glaube, wir wären schlecht beraten, wenn wir bei 
den Erkenntnissen, die wir in der Praxis jedesmal 
beim Aufschlagen einer Illustrierten und bei jeder 
sonstigen Werbung gewinnen, nicht alles täten, um 
bei diesem speziellen Mittel des Lebensbedarfs und 
bei dem speziellen Personenkreis, der in seiner be-
sonderen Situation angesprochen werden soll, die 
Werbung auf ein sinnvolles Maß zu reduzieren. Da 
ist ein Punkt diese konkrete Werbeeinschränkung. 

Ich bitte Sie deshalb namens der Koalition, dem 
Antrag der SPD-Fraktion nicht zuzustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Stammberger. 

Dr. Stammberger (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Hamm, in gewisser 
Hinsicht ist natürlich jede Werbung unterschwellig. 
Dafür wird sie ja letzten Endes veranstaltet. Aber 
das, was Sie ausgeschlossen haben wollen, haben 
wir doch alles ausgeschlossen. Es dürfen keine Gut-
achten gebracht werden, es dürfen keine Empfehlun-
gen gegeben werden, es dürfen keine Wirkungs-
vorgänge gezeigt werden. Es handelt sich nur darum, 
ob auch ein Bild von einem Arzt oder von einer 
Krankenschwester oder sonst etwas gezeigt werden 
kann. Da sehe ich nun wirklich nicht ein, warum 
wir so weit gehen wollen, wenn auf der anderen 
Seite die Kräuterhexe und der Wurzelsepp gezeigt 
werden dürfen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. Wir stimmen ab über den 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Um-
druck 648. Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das letzte ist 
die Mehrheit; der Änderungsantrag ist abgelehnt. 
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Ich stelle dann § 9 in der durch die Annahme des 

Änderungsantrags Umdruck 645 Ziffer 1 geänderten 
Fassung zur Abstimmung. Wer zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen Enthal-
tungen angenommen. 

§ 10. Hier liegen zwei Änderungsanträge vor. 
Wird zur Begründung des Antrags der Abgeordne-
ten Dr. Elbrächter, Frau Dr. Flitz und Genossen auf 
Umdruck 647 (neu) *) das Wort gewünscht? — Bitte 
sehr, Frau Abgeordnete Dr. Heuser. 

Frau Dr. Heuser (FDP) : Nur kurz zur Erklärung: 
Wir wollten aus der Krankheitsliste bei den Stoff-
wechselerkrankungen die Avitaminosen und die 
alimentäre Fettsucht herausnehmen. Inzwischen 
haben wir uns überlegt, daß man nicht nur die 
Vitaminmangel-, sondern auch die .Mineralstoff-
mangelerscheinungen herausnehmen sollte. Dabei 
ist ein Versehen auf der Schreibstelle passiert. Auf 
dem Umdruck 647 neu erscheinen unter a) die 
Worte: „ausgenommen Vitamin- und Mineralstoff-
mangel, Avitaminosen" — letztere müssen also 
gestrichen werden — „und alimentäre Fettsucht". 

Zu b) ist zu sagen, daß wir bei Nr. 5 der Liste 
einfache Katarrhe der ableitenden Harnwege her-
ausnehmen wollen, weil wir damit sagen wollen, 
daß wir sie nicht zu den organischen Krankheiten 
rechnen. Ich glaube, wir waren uns im Ausschuß 
schon darüber einig. Dies dient nur zur Klarstellung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu 
weiter das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wir stimmen ab über den Änderungs-
antrag 647 (neu). Wer zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen ist dieser 
Änderungsantrag angenommen. 

Wir kommen dann zu dem Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck 643 **) unter Ziffer 1, 
den § 10 zu streichen. — Bitte sehr! 

Dr. Schmidt (Offenbach) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben beantragt, den § 10 des vorliegenden Geset-
zes und damit auch den Krankheitskatalog zu strei-
chen. Es hat sich bei den Beratungen erwiesen, daß 
der Krankheitskatalog sehr problematisch ist. 

Schon in  der Regierungsvorlage wird gesagt — 
und das haben auch die Vertreter der Regierung bei 
den Ausschußberatungen festgestellt. —, daß die 
Auswahl bestimmter Krankheiten für diesen Kata-
log sehr schwierig sei. Das Bundesgesundheitsamt, 
das gutachtlich gehört wurde, hat ebenfalls empfoh-
len, keinen solchen Katalog in dieses Gesetz aufzu-
nehmen, da ein solcher Katalog schon nach kurzer 
Zeit nicht mehr dem neuesten Stand .der medizini-
schen Wissenschaft entsprechen würde. Auch Herr 
Präsident Dr. Fromm von der Ärzteschaft hat als 

*) Siehe Anlage 7 
**) Siehe Anlage 8 

Sachverständiger im Ausschuß erklärt, daß es sehr 
schwierig sei,  einen solchen Katalog aufzustellen, 
weil die Entwicklung in der Medizin einfach nicht 
abzusehen sei. Er  hat  gemeint, es sei besser, be-
stimmte konkrete Aussagen im Hinblick auf die 
Werbung in das Gesetz hineinzubringen. 

Selbst die Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
haben diese ganze Problematik im Ausschuß deut-
lich gemacht. Herr Kollege Jungmann hat festge-
stellt, daß eine solche Liste niemals vollständig sein 
könne, und Frau Kollegin Heuser hat gemeint, daß 
zu viele Krankheiten, die man eventuell in diesen 
Katalog aufnähme, das Gesetz letztlich kopflastig 
machen würden. 

Ich sage das deshalb so deutlich, weil es unserer 
Auffassung nach angesichts dieser Problematik bes-
ser ist, überhaupt keinen Krankheitskatalog in das 
Gesetz aufzunehmen. Einmal ist es, wie gesagt, sehr 
schwierig, die  medizinische Entwicklung abzusehen. 
Bestimmte Krankheitsgruppen, die jetzt im Katalog 
aufgeführt sind, sind vielleicht schon im nächsten 
oder im übernächsten Jahr gar nicht mehr notwen-
dig, so daß das Gesetz geändert werden müßte. 
Zum anderen ist es sehr schwierig, zu differenzieren, 
welche Krankheiten in den Katalog hinein sollen 
und welche nicht, zumal der Laie, auf den die Wer-
bung nachher zukommt, dies gar nicht beurteilen 
kann. 

Einige ganz wenige Beispiele machen das deut-
lich. Sie wünschen, daß beispielsweise die Magen-
geschwüre in den Verbotskatalog aufgenommen 
werden, aber die Magenschleimhautentzündung 
nicht. Das bedeutet, daß für Mittel gegen Magen-
geschwüre nicht geworben werden kann, wohl aber 
für Mittel gegen Magenschleimhautentzündung. Der 
Laie kann aber von sich aus niemals wissen, ob er 
nun ein Magengeschwür oder eine Magenschleim-
hautentzündung hat. Schon hieran erkennt man die 
Problematik. 

.Diese Problematik zeigt sich auch an dem von 
Ihnen, Frau Kollegin Heuser, vorgelegten Ände-
rungsantrag. Sie verlangen nachträglich noch die 
Herausnehme bestimmter Krankheiten, z. B. der 
Avitaminosen und der alimentären Fettsucht. Auch 
die Katharrhe der ableitenden Harnwege werden 
herausgenommen. Andererseits sind die Hautkrank-
heiten, die oft sehr schwer zu diagnostizieren sind 
und die deshalb auch hinsichtlich der Werbung sehr 
problematisch sind, nicht in diesen Katalog aufge-
nommen worden. Man sieht also, wie schwierig die 
ganze Problematik ist. 

Aus diesem Grunde kann man nach Auffassung 
der SPD-Fraktion nur zwei Folgerungen ziehen. Ent-
weder nimmt man alle Krankheiten in einen solchen 
Katalog hinein — dann brauchten wir keine anderen 
Paragraphen in diesem Gesetz, dann wäre praktisch 
die gesamte Werbung verboten —, oder man läßt 
den Katalog wegfallen; dann muß man prüfen, ob 
die anderen Bestimmungen des Gesetzes ausrei-
chend sind. 

Dazu muß man sagen: Der größte Teil der Arznei-
mittel ist rezeptpflichtig; es darf also in Laienkrei-
sen schon gar nicht damit geworben werden. Der 
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Rest fällt unter die schwerwiegenden Einengungs-
paragraphen — beispielsweise die Bestimmung über 
die Irreführung —, die  mit deutlichen Beispielen 
konkretisiert sind. Ferner haben wir im § 9 noch 
einen Katalog, in dem die Werbeverbote für Laien 
aufgeführt sind. Wir glauben, daß hier genügend 
Bremsen vorhanden sind, so daß sich ein Krank-
heitskatalog, unvollständig und problematisch, wie 
er hier aufgeführt ist, erübrigt. 

Aus diesem Grunde beantragen wir, daß der Ka-
talog gestrichen wird. Im Zusammenhang damit 
müßte in den Verbotsbestimmungen in § 14 Abs. 1 
auch die Nr. 8 gestrichen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Hamm, bitte! 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Nur ganz kurz: 
Mir scheint, daß Herr Kollege Schmidt die Bedeu-
tung des Krankheitenkatalogs im Zusammenhang 
mit diesem Gesetz verkannt hat. Es geht uns und 
es ging uns im Ausschuß nicht darum, für Mittel 
gegen Krankheiten eine bestimmte Werbebeschrän-
kung zu finden. Es ging uns nur darum, zu verhin-
dern, daß das Anbieten eines harmlosen, weil 
rezeptfreien Mittels einen Patienten davon abhält, 
zur Behandlung einer schweren Krankheit zum Arzt 
zu gehen. Deshalb haben wir neben der Rezept-
pflicht, die eine Werbung in  Laienkreisen für das 
betreffende Mittel ausschließt, einen Krankheitenka-
talog hineingenommen. Deswegen haben wir uns der 
sicher nicht einfachen Aufgabe unterzogen, zu prü-
fen, welche gefährlichen Krankheiten, beispiels-
weise Krebs, organische' Herzkrankheiten und ähn-
liches mehr, hier herausgesucht werden müssen, da-
mit man den betreffenden Patienten davor schützt, 
daß er angeregt wird, sich selbst zu behandeln. Das 
ist der Sinn des Krankheitenkatalogs. Wenn man 
das einmal begriffen hat, dann weiß man, daß hin-
sichtlich schwerer Krankheiten bei der Werbung für 
rezeptfreie Mittel ein Krankheitenkatalog unerläß-
lich ist. 

Er ist meinem Dafürhalten nach auch deshalb 
sinnvoll, weil auch im europäischen Bereich mit 
einer beschränkten Krankheitsliste — die Liste ist 
ja bei uns sehr beschränkt — versucht wird, der 
unzulässigen Werbung beizukommen. 

Aus diesen Gründen bitte ich, gleichzeitig im Na-
men der Koalition, den Antrag der SPD auf Um-
druck 643 abzulehnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich werde 
Ihnen das Wort geben, Frau Kollegin. 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Hamm, man muß 
doch .den Krankheitskatalog im Zusammenhang mit 
allen anderen Bestimmungen sehen. Ich will gerade 
einmal eine 'schwere Krankheit wie die von Ihnen 
genannte, Krebs, nehmen. Wenn jemand ein Mittel  

anpreist, das nicht nach wissenschaftlicher Erkennt-
nis oder nach allgemeiner praktischer Erfahrung 
diese Krankheit wirklich heilt, dann macht er sich, 
wenn 'er das behauptet, der irreführenden Werbung 
schuldig und fällt unter die Strafbestimmungen des 
Gesetzes. Gäbe es aber, Herr Kollege Hamm, ein 
Mittel gegen Krebs und wäre dieses Mittel so harm-
los, daß es rezeptfrei in  Apotheken verkauft werden 
könnte, sähe ich keinen Grund, warum für dieses 
Mittel im Rahmen der Beschränkungen dieses Ge-
setzes nicht geworben werden sollte. 

Was die Diagnose betrifft, Herr Kollege Hamm, 
so wird ja der Betreffende dadurch, daß ein solches 
Mittel für eine bestimmte Krankheit angekündigt 
wird, nicht vom Gang zum Arzt abgehalten; denn 
letzten Endes kann niemand für sich selbst die Dia-
gnose auf eine bestimmte Krankheit stellen. 

Dieses Gesetz enthält doch sehr viele einschnei-
dende Bestimmungen, die unserer Meinung nach 
wirklich genügen und den Krankheitskatalog über-
flüssig machen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Jungmann! 

Dr. Jungmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
eigentlich zu bedauern, daß die Diskussion jetzt 
etwas auf die Ebene der Ausschußberatung zurück-
fällt. Ich habe mich nur gemeldet, weil ich zitiert 
worden bin und meines Erachtens falsch zitiert wor-
den bin. Es ist auch der Präsident der Bundesärzte-
kammer zitiert worden. Es ist gesagt worden, daß 
er gegen einen Katalog gewesen sei. Der Präsident 
der Bundesärztekammer ist überhaupt gegen die 
Werbung gewesen, weil er den  Standpnukt vertritt, 
daß eine Werbung für Arzneimittel widersinnig ist. 
Das muß man dazu sagen. 

Aber nun hat Ihnen Frau Kollegin Hubert einen 
Gedankengang vorgetragen, den wir im Ausschuß 
in langen Beratungen abgewogen und diskutiert 
haben. Es geht dabei um ,die Frage, ob das Verbot 
der irreführenden Werbung genügt. Wir sind dabei 
zu dem Ergebnis 'gekommen, daß die Justiziabilität 
— ein schwieriges Wort für einen Mediziner — — 

(Abg. Jahn: Aber flüssig ausgesprochen! — 
Heiterkeit.) 

— Ja, man lernt vieles. Wir sind also  immer wieder 
auf das Ergebnis gekommen, daß es für den Richter 
außerordentlich schwer ist, im konkreten Fall —
bleiben wireinmal bei den Krebsmitteln — zu er-
kennen, wo ,die Irreführung anfängt und wo sie auf-
hört. 

Wenn Sie sich diesen Katalog einmal ansehen — 
ich könnte mir denken, daß mancher von Ihnen ihn 
nicht vor seinem geistigen Auge hat — oder wenn 
Sie  ihn vielleicht 'einmal anschauen wollen, dann 
werden Sie feststellen, daß es zunächst 'einmal not-
wendig war, bestimmte Dinge von der Werbung 
auszuschließen, wie die im Bundes-Seuchengesetz ge-
nannten Krankheiten. Das wird jetzt plötzlich ver-
gessen. Für Mittel gegen die im Bundes-Seuchen- 
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Besetz angeführten Krankheiten zu werben, wider-
spricht den  seit Jahrzehnten geltenden Auffassun-
gen. 

Die Geschwulstkrankheiten sind schon genannt 
worden. Alles andere, was in dem Katalog steht, sind 
schwere Krankheiten, für deren Behandlung nicht 
geworben werden sollte, nicht nur nach unserer Mei-
nung, sondern auch nach dem bisher geltenden Recht. 

Wir haben noch die Trunksucht mit aufgeführt. 
Das wird den einen oder anderen von Ihnen viel-
leicht wundern. Aber wir waren mit sehr vielen 
Sachverständigen der Meinung, daß die Trunksucht 
eben kein Vergnügen, sondern eine schwere Krank-
heit ist. 

(Abg. Frau Dr. Hubert: Herr Kollege Jung-
mann, Sie wissen doch, seit wann dieses 

Gesetz gilt!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zur Abstimmung über § 10. Über Streichungsanträge 
wird dergestalt abgestimmt, daß man einfach zu den 
Paragraphen nein sagt. Wer dem § 10 in der durch 
die Annahme des Änderungsantrags Umdruck 647 
(neu) geänderten Fassung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Das ist die Minderheit; der Paragraph bleibt 
stehen. 

Zu den §§ 11, 12, und 13 liegen keine Änderungs-
anträge vor. Wird das Wort gewünscht? — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Zu § 14 liegen zwei Änderungsanträge vor. Zu-
nächst kommen wir zu dem Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD Umdruck 643 Ziffer 2. Wird zur 
Begründung das Wort gewünscht? 

(Abg. Frau Dr. Hubert: Herr Präsident, der 
Antrag ist jetzt hinfällig!) 

— Sie müssen mit den schwachen Kräften eines 
Präsidenten rechnen, der erstens gewöhnlich nicht 
weiß, worum es sich handelt, und zweitens die kost-
baren Beratungen im Gesundheitsausschuß nicht mit-
gemacht hat. Der Antrag ist also erledigt; dann brau-
chen wir nicht darüber abzustimmen. 

Wie ist es denn mit dem Antrag Umdruck 645 
Ziffer 2 bestellt? Der ist doch nicht erledigt. Wird 
zur Begründung das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Wer dem Antrag Umdruck 645 Ziffer 2 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Wer § 14 in der so geänderten bzw. erweiterten 
Fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

Zu den §§ 15, 16, 17 und 18 liegen keine Ände-
rungsanträge vor. Wird das Wort gewünscht? — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Nun zu § 19. Dazu liegt der Änderungsantrag 
Umdruck 645 Ziffer 3 der Abgeordneten Dr. Elbräch-
ter, Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) und Genos-
sen vor. — Keine Wortmeldungen. Wir stimmen 
über diesen Änderungsantrag ab. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei einigen Ent-
haltungen ist dieser Antrag angenommen. 

Wer § 19 in der durch die Annahme des Antrags 
Umdruck 645 Ziffer 3 geänderten Fassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Zu Art. 2 liegt kein Änderungsantrag vor. Wer 
Art. 2 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

Art. 3. Hierzu liegt der Änderungsantrag Um-
druck 649 *) der Abgeordneten Dr. Hamm (Kaisers-
lautern), Dr. Jungmann, Dr. Schmidt (Offenbach) 
vor. Wird zur Begründung das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Wer dem Änderungsantrag 
Umdruck 649 zuzustimmen. wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Änderungsantrag Umdruck 645 Ziffer 4. Wird dazu 
das Wort gewünscht? — Keine Wortmeldungen. 
Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
Enthaltungen? -- Einstimmig angenommen. 

Wer dem Art. 3 in der so geänderten Fassung zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Art. 4 — § 20 —, Art. 5 — § 21 —, Einleitung und 
Überschrift. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Dritte Lesung. 

Allgemeine Aussprache. Wird das Wort gewünscht? 
— Das Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Hubert. 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir bedauern nach wie vor 
sehr, daß Sie unsere Änderungsanträge nicht ange-
nommen haben. Wir halten die Ausdehnung des 
Gesetzes auf die Verfahren und Behandlungen für 
zu weitgehend, den § 9 Abs. 4 sowie die Krank-
heitsliste für entbehrlich. 

Das Gesetz hat aber schon allzu lange auf ,sich 
warten lassen; wir haben es leider erst vor einem 
Jahr vorgelegt bekommen. Die Verhandlungen 
waren bedauerlicherweise dadurch beeinflußt, daß 
wir unter einem großen Zeitdruck standen, denn am 
1. Juli dieses Jahres läuft die Polizeiverordnung 
aus. Wir würden einen gesetzlosen Zustand haben, 
wenn wir nicht ein Gesetz über die Werbung auf 
dem Gebiet des  Heilwesens verabschiedeten. Das ist 
nicht unsere Absicht; wir wollen auf keinen Fall die 
alte Polizeiverordnung, deren Gültigkeit wir dann 

*) Siehe Anlage 9 
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verlängern müßten, erhalten. Aus diesem Grunde 
werden wir trotz der Ablehnung unserer Anträge 
dem Gesetz in seiner Gesamtheit zustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: In dritter 
Lesung liegen keine Änderungsanträge vor. Wird 
weiter das Wort gewünscht? Das Wort wird nicht 
gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz in dritter Lesung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Das Gesetz ist in dritter Lesung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundesgebühren-
ordnung für Rechtsanwälte und anderer Ge-
setze (Drucksache IV/2955) ; 

Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) (Drucksache IV/3389) 

(Erste Beratung 159. Sitzung). 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Jahn als 
Berichterstatter. 

Jahn (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf auf den Schriftlichen Bericht Bezug 
nehmen, muß Sie aber bitten, drei rein redaktio-
nellen Änderungen Ihre Zustimmung zu geben, die 
wohl immer notwendig werden, wenn man, wie in 
den letzten Wochen wohl häufiger, allzusehr mit 
der heißen Nadel näht. 

In Artikel 1 Nr. 1 a muß es statt „§ 11 Abs. 2 
Satz 2" heißen „§ 11 Abs. 2 Satz 1". 

In Artikel 1 Nr. 1 b Buchstabe a muß es statt „fünf 
Zehntel" heißen „fünf Zehnteln" und statt „zehn 
Zehntel" „zehn Zehnteln". 

In § 2 Nr. 1 muß es richtig heißen „Postgebühren 
für förmliche Zustellungen". 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. Die Änderungen sind 
zur Kenntnis genommen und werden entsprechend 
eingetragen. 

Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Einleitung und 
Überschrift! — Änderungsanträge liegen nicht vor. 
Wird das Wort gewünscht? Das Wort wird nicht 
gewünscht. 

Wer in zweiter Beratung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 

Enthaltungen? — Die Bestimmungen sind in 
zweiter Beratung einstimmig angenommen. 

Dritte Beratung 

Allgemeine Aussprache! Wird das Wort gewünscht? 
— Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Hauser. 

Dr. Hauser (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Namen der CDU/CSU -Frak-
tion darf ich folgende Erklärung abgeben. 

Meine Freunde und ich begrüßen die Verabschie-
dung des Gesetzes zur Änderung der Gebührenord-
nung für Rechtsanwälte sowie zur Änderung einiger 
weniger Gesetze, die in diesem Zusammenhang er-
forderlich geworden ist. 

Meine Fraktion sieht hierin einen wesentlichen 
Beitrag zur Sicherung der wirtschaftlichen Lage der 
Rechtsanwaltschaft und damit zur Stärkung ihrer 
Stellung als Organ der Rechtspflege. 

Die hier in Frage stehenden sogenannten Wert-
gebühren, d. h. die Gebühren, die nach dem Wert 
des Gegenstandes der anwaltschaftlichen Tätigkeit 
berechnet werden, sind letztmals in der ersten Legis-
laturperiode des Deutschen Bundestages geregelt 
worden. Es kann nicht bestritten werden, daß seit-
her eine wesentliche Erhöhung der Lebenshaltungs-
kosten und eine beträchtliche Kostensteigerung für 
die Unterhaltung einer Anwaltskanzlei eingetreten 
sind. So haben sich die Personalkosten unter Berück-
sichtigung der Arbeitszeitverkürzung entscheidend 
erhöht. Auch die Mietpreise sind gestiegen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wohl sind zwischenzeitlich die Streitwerte höher 
geworden und damit auch die Gebührenanteile der 
Rechtsanwälte. Ein ausreichender Ausgleich gegen-
über den höheren Auslagen, die zwangsläufig mit

-

verkraftet werden müssen, ist damit aber nicht ge-
geben. 

Die Notrufe aus der Anwaltschaft wurden daher 
immer dringlicher, und zwar gerade von den in 
Zivilprozeß-Sachen tätigen Anwälten, die nur selten 
besondere Honorarvereinbarungen treffen können. 
Die schwierige wirtschaftliche Situation großer 
Gruppen der Anwaltschaft ist offenkundig. Dies hat 
auch der Rechtsausschuß in Rechnung gestellt und 
gewürdigt. Mit vollem Recht hat der Kollege Jahn 
im Schriftlichen Bericht zu dieser Gesetzesvorlage 
hervorgehoben, daß der Ausschuß in seiner Gesamt-
heit die Initiative der Bundesregierung hierzu be-
grüßt und auch in Einmütigkeit seine Beschlüsse ge-
faßt hat. 

Meine Fraktion ist darüber hinaus der Ansicht, 
daß weitere Anstrengungen nötig sind, die Lage 
der Anwaltschaft zu verbessern, die einerseits die 
Last und das Risiko eines freien Berufes zu tragen, 
andererseits aber auch den Aufgaben eines unab-
hängigen Rechtspflegeorgans gerecht werden soll. 

Meine Fraktion wird daher der vorliegenden Ge-
setzesvorlage ihre Zustimmung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Jahn. 

Jahn (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Namens der Fraktion der SPD begrüße icb 
die Verabschiedung des Entwurfs einer Änderung 
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Jahn 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte. Da-
mit wird endlich einem Rückstand abgeholfen, der 
seit Jahren besteht. Zuletzt ist für den durch die 
Novelle geregelten Bereich eine Anpassung der 
Anwaltsgebühren 1952 erfolgt. Es kann nicht bestrit-
ten werden, daß Lebenshaltungs- wie Geschäfts-
kosten seither erheblich gestiegen sind. Die damit 
verbundene Steigerung der Streitwerte konnte dem-
gegenüber nur einen teilweisen Ausgleich in ,den 
Einkommensverhältnissen der  Rechtsanwälte schaf-
fen. Die Stellung des  Rechtsanwalts als eines Organs 
der Rechtspflege, die ihm auferlegten Risiken des 
freien Berufs, aber auch die noch immer ausstehende 
Altersversorgung stellen Anforderungen, die ein 
angemessenes, der 'allgemeinen Wirtschaftsentwick-
lung entsprechendes Entgelt fordern. 

Die jetzige auf Antrag 'der  Sozialdemokraten über 
den Regierungsentwurf hinaus vorgenommene und 

 im Einklang mit  den  Landesjustizverwaltungen ste-
hende Erhöhung der Anwaltsgebühren trägt diesen 
Erfordernissen nur bedingt Rechnung. Bei den Aus-
schußberatungen bestand Einmütigkeit 'darüber, daß 
das geltende Gebührenrecht von  Grund auf neu 
durchdacht und geordnet werden muß. Die Regie-
rung bleibt deshalbaufgefordert, diese Aufgabe un-
verzüglich in Angriff zu nehmen. Dennoch stellt die 
Novelle einen vorläufigen Fortschritt dar, dem wir 
Sozialdemokraten zustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Dr. Diemer -Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine Herren und Damen! Auch wir Freien 
Demokraten stimmen selbstverständlich diesem Ge-
setz, diesem Fortschritt in  bezug auf eine zufrieden-
stellende Regelung des Anwaltsgebührenrechts zu. 
Manchmal gibt es bei allen politischen Gegensätzen 
doch einmütige' Auffassungen, nicht nur hier im 
Plenum, sondern auch in den Ausschüssen, und bei 
der Beratung dieses Gesetzes war das der Fall. Auch 
die jetzt noch erhobenen Forderungen haben alle 
Parteien einmütig befürwortet, darunter nicht nur 
die Rechtsanwälte, sondern vor allen Dingen auch 
die Juristen, die keine Rechtsanwälte sind. 

(Hört! Hört!) 

Es ist nun mal eine Tatsache — und das ist, glaube 
ich, einmalig —, daß wir heute eine Gebührenord-
nung haben, deren Sätze für die Rechtsanwälte teil-
weise unter denen liegen, die die Gebührenordnung 
den Rechtsanwälten von 1924 bis 1927 zugebilligt 
hatte. 

1927 wurden die Anwaltsgebühren ganz erheblich 
gesenkt, nicht aber — und das ist eine Merkwürdig-
keit — die Gerichtskosten, so daß wir noch heute 
bei hohen Streitwerten feststellen müssen, daß der 
Fiskus als Gerichtskosten höhere Gebühren kassiert, 
als dem Anwalt zugestanden werden. Das ist natür-
lich noch keine befriedigende Regelung. 

Eine unbefriedigende Regelung besteht teilweise 
auch bei den Pauschsätzen. Ich denke besonders an 
die Pauschsätze in Arbeitsgerichtsverfahren und 
Sozialgerichtsverfahren. 

Auf eine andere Reformbedürftigkeit hat Herr 
Kollege Jahn ebenfalls schon hingewiesen. Seit der 
Schaffung der Rechtsanwaltsgebührenordnung hat 
sich auch eine Verschiebung in bezug auf die Ar-
beitsbelastung für den Anwalt ergeben. Ich denke 
z. B. an die Vollstreckungsverfahren bei Mietstrei-
tigkeiten und Beschwerdeverfahren. Hier ,ist eine 
systematische Überprüfung des jetzt bestehenden 
Gebührensystems notwendig. Es muß geprüft wer-
den, ob 3/ 10-Gebühren heute noch überall dem tat-
sächlichen Arbeitsaufwand entsprechen. Nachdem 
alle drei Parteien diesen Wunsch zum Ausdruck ge-
bracht haben, hoffe ich, daß — wenn nicht mehr in 
dieser Legislaturperiode, so doch in der nächsten 
Legislaturperiode — die dann amtierende Bundes-
regierung entsprechende Reformvorschläge machen 
wird. 

Auch die persönliche Situation der Anwälte hat 
sich seit der Zeit, als die Rechtsanwaltsgebühren-
ordnung geschaffen wurde, verändert. Es wurde 
schon darauf hingewiesen, daß die Kosten einer 
Anwaltspraxis heute wesentlich gestiegen sind. Zu 
einer Statistik des Wirtschaftsministeriums, die im 
Rechtsausschuß vorgetragen wurde, möchte ich be-
merken: Ich weiß nicht, wie diese statistischen Zah-
len zustande gekommen sind; aber sie widerspre-
chen der Erfahrung der Anwälte aus ihrem Beruf 
und auch aus der Kenntnis der Verhältnisse der an-
deren Kollegen so sehr, daß diese Statistik doch 
einmal genau überprüft werden sollte, zumal die 
Bundesregierung sie der von ihr vorgeschlagenen 
Gebührentabelle zugrunde legte. 

Es kommt hinzu, daß ein junger Jurist heute we-
sentlich später, als es früher der  Fall war, eine 
Praxis aufbauen kann. Dann muß er in der kurzen 
Zeit der Berufsausübung, noch während des Auf-
baus der Praxis seinen Kindern eine angemessene 
Schul- und Berufsausbildung geben. Gleichzeitig 
muß er Vorsorge für Alter, Krankheit und für den 
Fall seines Todes für seine Hinterbliebenen treffen. 

Es ist deshalb nicht mehr als recht und billig, daß 
dieser erste Schritt zu einer Anpassung der Einkom-
men der Rechtsanwälte an die heutigen Verhält-
nisse getan wurde. Hier handelt es sich um ein An-
liegen eines freien Berufes. Leider mache ich immer 
wieder die Feststellung, daß bei Veranstaltungen 
aller Parteien von den freien Berulfen häufig als 
vom „Salz", vom „geistigen Element", auf das man 
nicht verzichten könne, gesprochen wird, daß aber 
— wenn es um die Verwirklichung von berechtigten 
Forderungen geht — doch nicht so gehandelt wird, 
wie man es erwarten sollte. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Deswegen freue ich mich über die Einmütigkeit 
beim Zustandekommen 'dieses Gesetzes, die zu ver- 
zeichnen war. Ich hoffe, daß auch im nächsten Bun- 
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Frau Dr. Diemer -Nicolaus 
destag eine derart gute Zusammenarbeit in diesen 
Fragen möglich sein wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz in 
dritter Lesung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu er'he'ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Damit sind wir am Ende der Sitzung. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
Freitag, den 21. Mai 1965, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.21 Uhr.) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete() 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Frau Ackermann 31. 5. 
Dr. Adenauer 21. 5. 
Arndgen 20. 5. 
Dr. Dr. h. c. Baade 21. 5. 
Bading * 21. 5. 
Bazille 15. 6. 
Dr. Besold 21. 5. 
Frau Blohm 21.5. 
Brünen 14. 6. 
Busse 21. 5. 

. Deringer 21. 5. 
Dr. Dr. h. c. Dresbach 5. 6. 
Dr. Eckhardt 21. 5. 
Eichelbaum 21.5. 
Eisenmann 21. 5. 
Frau Dr. Elsner * 21. 5. 
Ertl 21.5. 
Gewandt 28. 5. 
Gibbert 20. 5. 
Glombig 31.5. 
Gscheidle 21.5. 
Günther 21. 5. 
Frhr. zu Guttenberg 15. 6. 
Gräfin vom Hagen 21. 5. 
Hahn (Bielefeld) * 21. 5. 
Hörnemann (Gescher) 20. 5. 
Hübner (Nievenheim) 25. 5. 
Kahn-Ackermann 20. 5. 
Dr. Kempfler 21. 5. 
Frau Kleinert 16. 5. 
Knobloch 31.5. 
Dr. Koch 21.5. 
Dr. Kreyssig * 21. 5. 
Kulawig * 21.5. 
Lange (Essen) 20. 5. 
Leber 20. 6. 
Lenz (Bremerhaven) 31. 5. 
Leukert 21. 5. 
Dr. Löbe 21.5. 
Logemann 21.5. 
Dr. Löhr 21.5. 
Maier (Mannheim) 15. 6. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 21. 5. 
Metter 21.5. 
Michels 15. 6. 
Mischnik 21.5. 
Moersch 15. 6. 
Müller (Remscheid) 21. 5. 
Dr. Dr. Oberländer 20. 5. 
Rademacher 21. 5. 
Reichhardt 26. 5. 
Richarts * 20. 5. 
Rohde * 21.5. 
Roß 21.5. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt 

Sander 

bis einschließlich 

21.5. 
Seidl (München) 21. 5. 
Seuffert * 21.5. 
Dr. Supf 21.5. 
Schlüter 22. 5. 
Schmitt-Vockenhausen 20. 5. 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 21. 5. 
Dr. Starke 21. 5. 
Stiller 21. 5. 
Storch * 21.5. 
Unertl 21.5. 
Wächter 21.5. 
Weinkamm 21. 5. 
Wellmann 21. 5. 
Werner 21.5. 
Zühlke 6. 6. 

Anlage 2 	 Umdruck 621 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zur zweiten Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Mommer und Fraktion der SPD ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Wahl 
der deutschen Mitglieder in das Europäische Parla-
ment (Drucksachen IV/2338, IV/3130). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag fordert die in den Verträgen von 
Rom für die Europäischen Gemeinschaften vorge-
sehenen allgemeinen und unmittelbaren Wahlen der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments. Er ist der 
Auffassung, daß diese Wahlen einen wichtigen Fort-
schritt auf dem Wege zur Einheit Europas bringen 
würden. 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, sich in 
den Räten der Europäischen Gemeinschaften dafür 
einzusetzen, daß der vom Europäischen Parlament 
ausgearbeitete und angenommene und den Räten 
vorliegende Entwurf eines Wahlabkommens alsbald 
beschlossen und an die Mitgliedstaaten zur Ratifi-
zierung weitergeleitet wird. 

Berlin, den 6. April 1965 

Dr. Barzel und Fraktion 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 644 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Wer-
bung auf dem Gebiete des Heilwesens (Drucksachen 
IV/1867, IV/3356). 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 § 1 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. andere Mittel und Gegenstände sowie Verfah-
ren und Behandlungen in Verbindung mit Arz-
neimitteln, anderen Mitteln und Gegenständen, 
soweit diese der Erkennung, Beseitigung oder 
Linderung von Krankheiten, Leiden, Körper-
schäden oder krankhaften Beschwerden bei 
Mensch oder Tier dienen und die Werbeaussage 
sich auf diesen Zweck bezieht." 

Bonn, den 19. Mai 1965 

Erler und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 646 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. El-
brächter, Dr. Schmidt (Offenbach), Kühn (Hildesheim) 
und Genossen zur zweiten Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes über die Werbung auf dem Gebiete des Heil-
wesens (Drucksachen IV/1867, IV/3356). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 1 wird hinter Absatz 2 folgender Absatz 2 a ein-
gefügt: 

„ (2 a) Eine Werbung im Sinne dieses Gesetzes ist 
auch das Ankündigen oder Anbieten von Werbe-
aussagen, auf die dieses Gesetz Anwendung findet." 

Bonn, den 19. Mai 1965 

Dr. Elbrächter 	Dr. Franz 
Dr. Schmidt (Offenbach) Frau Haas 
Kühn (Hildesheim) 	Wagner 
Frau Blohm 	Wittmann 
Böhme (Hildesheim) 	Ziegler 
Frau Engländer 

Anlage 5 	 Umdruck 645 

Änderungsantrag der Abgeordneter Dr. El-
brächter, Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) und Ge-
nossen und Fraktion der SPD zur zweiten Beratung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Werbung auf 
dem Gebiete des Heilwesens (Drucksachen IV/1867, 
IV/3356) . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu § 9 

a) In § 9 erhält Nr. 5 folgende Fassung: 

„5. mit der bildlichen Darstellung 

a) von Veränderungen des menschlichen 
Körpers oder seiner Teile durch Krank-
heiten, Leiden oder Körperschäden, 

b) der Wirkung eines Arzneimittels, eines I 
Verfahrens, einer Behandlung, eines 
Gegenstandes oder eines anderen Mit-
tels durch vergleichende Darstellung 
des Körperzustandes oder des Aus-
sehens vor und nach der Anwendung, 

c) des Wirkungsvorganges eines Arznei-
mittels, eines Verfahrens, einer Be-
handlung, eines Gegenstandes oder 
eines anderen Mittels am mensch-
lichen Körper oder seiner Teile," ; 

b) In § 9 erhält Nr. 11 folgende Fassung: 

„11. mit nicht fachlichen Äußerungen Dritter, 
insbesondere mit Dank-, Anerkennungs-
oder Empfehlungsschreiben oder mit 
Hinweisen auf solche Äußerungen,". 

2. In § 14 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit 
verjährt in zwei Jahren." 

3. In § 19 wird folgende Nr. 3 angefügt: 

„3. die Zugabeverordnung vom 9. März 1932 
(Reichsgesetzbl. I S. 121) ." 

4. In Artikel 3 wird 

a) an § 38 a Abs. 2 folgender Satz angefügt: 

„In der Rechtsverordnung kann die Bestim-
mung auf bestimmte Darreichungsformen be-
schränkt werden.", 

b) eine neue Nummer 2 eingefügt mit folgendem 
Wortlaut: 

,2. § 47 wird wie folgt ergänzt: 

In Absatz 1 erhält Nummer 4 folgende 
Fassung: 

„4. den Vorschriften einer nach §§ 38, 38 a 
oder 39 erlassenen Rechtsverordnung 
zuwiderhandelt, soweit sie auf diese 
Bußgeldvorschriften verweisen." ' 

Bonn, den 19. Mai 1965 

Dr. Elbrächter 
Frau Blohm 
Böhme (Hildesheim) 
Dr. Dittrich 
Frau Engländer 
Dr. Franz 
Frau Haas 
Kühn (Hildesheim) 
Wagner 
Wittmann 
Ziegler 
Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) 
Dr. Hamm (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Heuser 
Dr. Kohut 
Schmidt (Kempten) 
Erler und Fraktion 
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Anlage 6 	 Umdruck 648 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Wer-
bung auf dem Gebiete des Heilwesens (Drucksachen 
IV/1867, IV/3356). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 § 9 wird Nummer 4 gestrichen. 

Bonn, den 20. Mai 1965 

Erler und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 647 (neu) 

Änderungsantrag der Abgeordneter Dr. El-
brächter, Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) und Ge-
nossen zur zweiten Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens 
(Drucksachen IV/1867, IV/3356). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In der Anlage zu § 10 werden 

a) in A. Nr. 3 folgende Worte angefügt: 

„ausgenommen Vitamin- und Mineralstoffmangel, 
Avitaminosen und alimentäre Fettsucht," 

b) in A. Nr. 5 Buchstabe e die Worte „ausgenommen 
einfache Katarrhe der ableitenden Harnwege" 
gestrichen. 

Bonn, den 20. Mai 1965 

Dr. Elbrächter 
Frau Blohm 
Böhme (Hildesheim) 
Dr. Dittrich 
Frau Engländer 
Dr. Franz 
Frau Haas 
Kühn (Hildesheim) 
Wagner 
Wittmann 
Ziegler 
Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) 
Dr. Hamm (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Heuser 
Dr. Kohut 
Schmidt (Kempten) 

Anlage 8 	 Umdruck 643 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
weiten Beratung des von der Bundesregierung ein-
jebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Wer-

bung auf dem Gebiete des Heilwesens (Drucksachen 
IV/1867, IV/3356). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Artikel 1 wird § 10 gestrichen. 

2. In Artikel 1 § 14 Abs. 1 wird Nummer 8 ge-
strichen. 

Bonn, den 18. Mai 1965 
Erler und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 649 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Hamm 
(Kaiserslautern), Dr. Jungmann, Dr. Schmidt (Offen-
bach) zur zweiten Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens 
(Drucksache IV/1867, IV/3356). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 3 werden in § 38 a Abs. 2 hinter dem 
Wort „ermächtigt" folgende Worte eingefügt: „durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf,". 

Bonn, den 20. Mai 1965 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) 
Dr. Jungmann 
Dr. Schmidt (Offenbach) 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Hüttebräuker vom 19. Mai 1965 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Fritsch 
(Drucksache IV/3377, Frage IX/1): 

Beabsichtigt die Bundesregierung in absehbarer Zeit den 
Entwurf eines Bundeswaldgesetzes vorzulegen? 

 

Die Bundesregierung hat diese Absicht, zumal da 
der Deutsche Bundestag mit seiner Entschließung 
vom 27. Januar 1965 in Zusammenhang mit der 
Freistellung forstwirtschaftlicher Erzeugnisse von 
der Umsatzsteuer um die Vorlage eines solchen Ge-
setzes ersucht hat. 

Einen genauen Zeitpunkt kann ich leider nicht 
nennen. Mein Haus und der Deutsche Forstwirt-
schaftsrat haben zwar schon seit mehreren Jahren 
Vorarbeiten geleistet. Sie konnten aber noch nicht 
abgeschlossen werden, weil sich neue Probleme 
ergeben haben und dabei auch erhebliche Interessen-
gegensätze auszugleichen sind. Wie Sie wohl wis-
sen, hat inzwischen die Arbeitsgemeinschaft der 
Deutschen Waldbesitzerverbände ihre Vorstellungen 
in dem Entwurf eines Bundeswaldgesetzes vom 
19. Januar 1965 niedergelegt. Ich begrüße das und 
hoffe, daß dadurch die Erörterungen  wer- 
den. 
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